


Letztes Mittel 
Ich würde vorschlagen, sehr vor­
sichtig zu sein mit dem in un­
serem Bereich letzten MiHel, dem 
Zudrehen des "Geldhahnes". 
Heinz Westphal (SPD), Parlamen­
tarischer Staatssekretär im Bun­
desjugendministerium, zur Frage, 
ob die DJO weiterhin aus dem 
Bundesjugendplan finanziell ge­
fördert werden könne. Westphal 
hat sich wiederholt gegen die 
Wiederaufnahme der Förderung 
des Verbandes Deutscher Studen­
tenschaften (VDS) gewandt. (Zi­
tiert nach: jpd. 23. 11. 70) 

Grundübel 
Vieles bleibt noch zu tun. Und das 
Grundübel der auf Profitstreben 
gegründeten kapitalistischen Ge­
sellschaft, zu dessen Oberwin­
dung die Arbeiterjungen von 1904 
auftraten, Ist noch in der Welt. 
Heinz Westphal (SPD), damals 
Bundesvorsitzender der "Falken", 
heute Parlamentarischer Staats­
sekretär, in "Deutsche Jugend" 
Oktober 1954. 

Galgenvögel 
Beim demokratischen Club e. V. 
Tüblngen handelt es sich um 
einen Verein faschistischer Gal­
genvögel wie Gmelln, Adjutant 
a. D. des Gaulelters von Bratlslava, 
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z. z. Oberbürgermeister von TU­
bingen, sowie Todenhöfer, ehe­
maliger hoher SS-Offlzler und 
Duzfreund Kleslngers. 
Flugblatt "Rote Zelle Bosch", 
Reutlingen, Oktober 1970. 

Bewährter Feind 
"Der Feind steht immer noch Im 
Osten, trotz des Moskauer Ver­
trages." Nach dieser kernigen 
und nach altem Muster bewährten 
Einleitung gab Stuffz Pegel am 
15. September Im U-Raum einen 
Unterricht über sowjetische Waf­
fengattungen. Die schlechte Bild­
qualität einiger sowjetischer Pan­
zertypen entschuldigte er damit, 
daß die Aufnahmen von Spionen 
gemacht sein könnten. 
Aus der unabhängigen Soldaten­
zeitung "Rührt Euch", Hamburg­
Fischbek, Nr. 4/70. 

Schwarzer Himmel 
Der Himmel Ist schwarz. Und was 
der Kanzler und seine Freunde 
für Morgenröte halten, Ist die 
Farbe des Fahnentuchs sowjeti­
scher lmperlalgewalt, die ganz 
Europa bedroht. 

. 
.. . . 

Axel Springer in "D1e Weit uber 
den Warschauer Vertrag, 9. 12. 70. 

Wider 
die roten

· 
Kannibalen 

Weil wir mit Ihnen leben müssen, 
haben wir dafür zu sorgen, daß 
wir von ihnen nicht geschluckt 
werden. 
Der Parteirat der SPD in seiner 
Beschlußvorlage "Sozialdemokra­
tie und Kommunismus" über die 
Kommunisten, 1 6. 1 1. 70. 

Transportfrage 1! 
Problem des Transport n• 
Stückehen Bleis von der abr 
bis ln die Brust des potentiell• 
Feindes. 
Brigadegeneral Schwartz über d;  
Töten, zitiert nach "Weit der � 
beit", 1 3. November 1970. 

Ewiges Heer 
Unser treuer Kamerad Hans All 
Ist Im Alter von 84 Jahren zu 
ewigen Heer abberufen worde 
Als Gründungsmitglied der NF 
und Immer Im nationalen Lag 
stehend, starb er Im Glauben 1 
Deutschland. 
Aus d em Anzeigenteil der "Dei 
sehen Nachrichten", 21. 8. 70. 

Zivilisation 
Der Sozialdemokratie ist es gelu 
gen, die kapitalistische Gese 
schalt zu "zivilisieren" und sie 1 
träglieh zu machen. 
Der Generalsekretär der Sozia 
stischen lnternatio.�al�, fi8i& � 
nitschek, im "Vorwarts , 2 •. 1 

Waffen 
Rohrstöcke für Schule und Ha 
erhalten Eltern und Lehrer v< 
Fachgeschäft. Schreiben Sie 
Rückporto an Chiffre. 
Anzeige in der "Neuen Gerich 
zeitung". 

Irrtum 
Der Waidmann behauptet, er 
be den jungen Mann mit einf 
Fasan verwechselt. 

Die Weit" über einen Jag pächter, der im Wald einen P� 
santen mit e iner SchrotladungJ 
tete. 

REPUBLIK FINNLAND 
VERKAUFSANGEBOT 



Horst Stuckmann, einer der Herausgeber 
seres Jugendmagazins, soll mundtot ge­

werden. Eine Studentenorganisation 
soll politisch entmündigt werden. Das planen 
reaktionäre Kreise in der evangelischen 
Kirche Hessen-Nassau. 
Was ist geschehen? Eine maoistische 
Gruppe, die den Namen KJVD angenommen 
hat, suchte in Mainz einen Veranstaltungs­
raum. Sie beantragte auch im Evangelischen 
Studentenzentrum einen Raum, unterließ es 
aber abzuwarten, ob ihrem Antrag zuge­
stimmt wurde. So erschreckten Plakate mit 
Stalin- und Mao-Bildnissen und mit Einla­
dungen ins Evangelische Studentenzentrum 
einige biedere Bürger. 
Eine Bagatelle? Gewiß, nicht der Rede wert. 
Ein Telefonanruf bei Pfarrer Stuckmann 
hätte der Kirchenbehörde Klarheit ver� 
schafft. Aber Klarheit wollte man dort of­
fenbar nicht - vielmehr wünschten einige 
Kirchenobere, angestachelt von frömmeln­
den CDU-Intriganten, der Studentenge­
meinde (ESG) eins auszuwischen. Der ESG 

urden Anweisungen gegeben, welcher 
ruppe sie einen Raum geben darf und wel­

cher nicht. 
Die ESG, die sich als Teil der um demokra­
.tische Veränderungen kämpfenden Bewe­
gung versteht, mußte ein solches Verhalten 
einer Behörde als Versuch werten, die Zu­
sammenarbeit der progressiv�n Gruppen zu 
stören und die politische Selbständigkeit der 
kritischen Studenten aufzuheben. Sie rea­
gierte mit Flugblättern, in denen die "Aus­
sperrung progressiver Gruppen aus der 
Kirche" als Werk jener Rechtsbewegung ge­
kennzeichnet wird, die sich in allen Berei­
chen der Gesellschaft breitmacht. Die ESG: 
"Die Arbeitsmöglichkeiten progressiver 

· Pfarrer und Theologen werden rechtsradikal 
beschnitten." Und: "Kurz vor einem neuen 
,1933' reicht die Kirche in der selben Blind­
heit wiederum den Kräften in Politik und 
Wirtschaft die Hand, welche dem National­
sozialismus zum Durchbruch verhalfen." 
Eine solche klare Abfuhr durch ihre Theolo-

giestudenten brachte gewisse Kreise in der 
Kirchenleitung nun vollends in Harnisch. Sie 
richteten jetzt ihren Zorn gegen Studenten­
pfarrer Stuckmann, dem sie vorwarfen, er 
habe die Flugblätter mitverfaßt - was nicht 
stimmt - oder doch ihre Verbreitung nicht 
verhindert - wozu sich Horst Stuckmann 
bekennt: "Ein Studentenpfarrer hat erwach­
senen Menschen gegenüber keine Polizei­
funktion und ist auch nicht deren Vorge­
setzter." 
Spätestens als in der "Mainzer Allgemeinen 
Zeitung" von anonymer Seite lancierte Arti­
kel erschienen ("Studentenpfarrer im Zwie­
licht"), in denen der Eindruck erzeugt 
wurde, als habe mit Stuckmanns Dienstan­
tritt im September 1970 eine allgemeine 
kommunistische Unterwanderung der ESG 
begonnen, spätestens zu diesem Zeitpunkt 
wurde klar, daß ein billiger Anlaß genutzt 
werden sollte, um den engagierten Linken, 
das Mitglied des Bundesvorstandes der Deut­
schen Friedens-Union und Mitherausgeber 
des "elan";Horst Stuckmann, abzuschießen. 
Am 4. Dezember wurde gegen Horst Stuck­
mann ein Beurlaubungsverfahren eingeleitet, 
das Mitte Januar entschieden werden soll. 
Stuckmann wurde aufgefordert, sich von 
den Flugblättern und damit von den Studen­
ten zu distanzieren. 
Aber Stuckmann läßt sich nicht von den 
Studenten trennen. Er lehnt es ab, sie zu 
disziplinieren, sie anzupassen. 
Die Evangelische Studentengemeinde Mainz 
hält zu ihrem Pfarrer. Die ESG fühlt sich als 
p o 1 i t i s c h e Gemeinde wie Pfarrer Stuck­
mann sein Amt als p o 1 i t i s c h e s  Man­
dat versteht. Horst Stuckmann ist immer für 
die Selbständigkeit der demokratischen Ju­
gendbewegung, gegen Gängelband, politische 
Vormundschaft und staatliche Repression 
aufgetreten. Davon läßt er sich bei seiner 
Arbeit für diese Zeitschrift ebenso wie flir 
die ESG leiten. Horst Stuckmann in seiner 
Anpsrache beim Semestereröffnungsgottes­
dienst: "Die Studentengemeinde gehört zur 
Gesamtkirche, soweit und so entschlossen 
diese auf Befreiung der Menschen gerichtet 
ist." 
Wo unter Mißbrauch des Begriffes Christ 
(�DU, CSU, christliches Abendland usw.) 
die �usbeutung und Unterdrückung voran­
schreiten, da stellen sich Mitbürger wie Horst 
Stuckmann und seine Freunde von der ESG 
dem mutig in den Weg. 
Niemand von uns darf sie jetzt im Stich 
lassen! 

· 

(Die Anschrift für Solidaritätsschreiben an 
die ESG Mainz und Pfarrer Stuckmann: 
65 Mainz, Am Gonsenheimer Spieß 1) 
Herzliehst /Jftl.�IW 
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Z'um Beispiel 
Opei­
Rüsselsheim 

Rüsselsheim - eine Stadt, die vo 
Opel geprägt ist. Überall Hinweil 
schilder auf die verschiede�Jil.e 
Werksteile, in den Straßen f­
fast nur Kadetts, Rekords und anöt 
re Opal-Fabrikate, es gibt eine 
Opelplatz, und im Bahnhofsgebäud 
sind Opelmodelle aus verschiedene 
Jahrzehnten abgebildet. Selbst dE 
Platz vor diesem Bahnhof gehö1 
nicht der Bundesbahn - wie som 
üblich -, sondern ist ein Opei-Priva 
parkplatz, auf dem die Opei-Werk: 
pölizei den Verkehr regelt. Opel · 
nichts als Opel . 



.M Jahr des jungen Arbeitnehmers soll 
:ein Jahr f ü r, sondern ein Jahr d e s  jun­
:en Arbeitnehmers sein". Was bedeutet 
Iiese Äußerung des DGB-Bundesjugend­
ekretärs Walter Haas flir die über 
tOO Lehrlinge und Tausende Jungarbeiter 
n dem riesigen Werk des amerikanischen 
Conzerns General Motors zwischen Frank­
Urt und Darmstadt? Welche Probleme ha­
,en die jungen Leute, die Tag für Tag mor­
•ens um halb acht durch das große Haupt­'
or in ihre Abteilungen verschwinden, bis 
ie nachmittags um halb fünf ,.ihrer" Firma 
len Rücken kehren können? Welche Auf­
•aben stellt sich die Jugendvertretung in 
iiesem Jahr der arbeitenden Jugend? Wir 
'ragten Lehrlinge und Jugendvertreter von 
)pel, wo sie der Schuh drückt. . �iner der ersten, den wir ansprachen, schil­
lerte seine Lage bei Opel mit den Worten : 
Wir brauchen zwar keine Brötchen zu ho­
��ber dafür macht einem die Maschi-
1 eines Großbetriebes zu schaffen. 
)c on am ersten Tag bekommt man klarge­
nacht was Betriebshierarchie ist, vom Mei­
:ter z�m Obermeister bis zum höchsten 
}ott. Entweder man paßt sich an oder man 
�ehrt sich dagegen, die ganze Zeit einge­
:perrt zu sein." Und einer seiner Kollegen 
>flich1et ihm bei: "Wenn der Obermeister 
commt, wird halb gezittert, wenn der 
Werkstattleiter kommt, ganz!" 
�is jetzt ist die "große" Lehrlingsbew�gung 
m Opel vorbeigegangen. Aber solche Auße­
·ungen - sicher nicht repräsentativ für alle 
Lehrlinge - deuten schon auf das wachsen­
ie Bewußtsein auch unter diesen Lehrlin­
�en hin. 

.,Bitte keine Namen veröffentlichen" 

Bei diesem ersten Gespräch erfahren wir 
�eich noch etwas Bezeichnendes. Wir wer­
len später immer wieder darauf stoßen. 
D-iden Lehrlinge bitten uns, auf keinen 
F-hre Namen zu veröffentlichen. Sie 
iürchten den langen Arm Opels. Die andere 
;;eite der Medaille "Betriebshierarchie". 
Bei Opel werden die Lehrlinge in "tradi­
tionellen" Berufen ausgebildet: Werkzeug­
nacher, Maschinenschlosser,. Dreher, Frä­
;er, Polsterer, Elektriker, Betriebsschlosser 
Llnd Modelltischler. Ein Werkzeugmacher­
Lehrling weiß zu berichten: "Es gibt eine 
richtige Rangfolge bei den Berufen. Oben­
m stehen Werkzeugmacher und Maschinen­
;chlosser. Die letzten sind Betriebsschlosser 
Llnd Polsterer. Die mit den besten Zeugnis­
;en werden auch in den obersten Berufen 
ausgebildet. Wir haben aber den Verdacht, 
daß Opel die Maßstäbe willkürlich oder 
auch nach Bedarf anlegt. Als ich eingestellt 
wurde, galt für Werkzeugmacher eine �in­
destdurchschnittsnote von 2,5. Heute hegt 
;ie schon über drei. Da Opel Werk­
�eugmacher braucht, ist die Grenze tierun­
tergesetzt worden." Sein Kollege bestätigt 
das und fügt noch hinzu: "Ein Kollege von 

uns wollte ursprünglich Werkzeugmacher 
werden. Doch er bekam einen Brief von 
Opel, daß man im Moment keine braucht, 
und er soll doch Polsterer werden." 
Auch in der Richtlinie Nr. 400 der Perso­
nal- und Sozialabteilung von Opel heißt es: 
"Die jährliche Einstellungszahl (von Auszu­
bildenden) richtet sich nach dem künftigen 
Bedarf der Betriebsabteilungen an auszu­
bildenden Fachkräften . . .  ". 
Der Krupp-Stufenplan ist den Opellehr­
lingen zwar unbekannt. Aber die Ausbil­
dung nur für den werkseigenen Bedarf -
die kennen auch sie. 
Opel hat eine eigene Lehrwerkstatt und 
auch eine eigene (staatlich anerkannte) Be-

rufsschule. Wie sieht es dort aus? Lassen 
wir die Lehrlinge berichten. 

"Außer Hammer und Feile habe ich· 
noch nie ein Werkzeug gesehen" 

"Die Lehrwerkstatt bekommt immer Auf­
träge von anderen Betriebsteilen. Wir 
müssen oft immer dieselben Arbeiten wie­
derholen, z.B. in hundert verschiedene Tei­
le Zahlen einschlagen oder dauernd Feder­
greifer feilen. Wir sind sogar so fest einge­
plant, daß wir eine bestimmte Zeit vorge­
geben bekommen, in der' wir die Arbeit 
schaffen müssen. Werden wir nicht fertig, 
bekommen wir einen Anschiß. Unsere Ar­
beit wird den anderen Abteilungen zum 
normalen Facharbeiterlohn berechnet. Wir 
selbst aber bekommen nur unsere paar 
Mark Ausbildungsvergütung." Seine Kolle­
gen unterbrechen ihn mit Zwischenrufen. 
Daraus läßt sich nur heraushören : "Als Ma­
schinenschlosser im dritten Jahr feile ich 
heute noch. Ab und zu darf ich mal einen 
Motor auseinandernehmen!" - "Die Ame­
rikaner (denen der Konzern gehört) wollen 
Facharbeiter haben, aber mit Lehrlings­
ausbildung wollen sie nichts zu tun ha­
ben!" - "Ich bin Werkzeugmacher im drit­
ten Lehrjahr und habe noch nie ein Werk­
zeug gesehen -:-- außer Hammer und Feile!" 

5 
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Zum Beispiel 
Opei­
Rüsselsheim 

- "Die behaupten immer, ein Lehrling ko­
stet im Jahr 6000 Mark. Ich glaube aber 
nicht, daß die Lehrwerkstatt ein Zuschuß­
betrieb ist." 
Wir fragen, ob sie denn schon mal Vor­
schläge für eine bessere Ausbildung ge­
macht hätten. "Ja natürlich !", ergreift de:r 
erste wieder das Wort. "Die Maschinen­
schlosser machen zum Beispiel alle einen 
Drehlehrgang. Da müssen sie Führungs­
säulen bis ein paar zehntel Millimeter vor 
Maß abschrubben- manchmal bis zu sechs 
Wochen lang. Da kam der Vorschlag, daß 
ein extra Lehrgang gemacht wird, in dem 
der ganze Arbeitsgang durchgenommen 
wird. Doch die Antwort war: ,Keine Zeit'. 
Außerdem wären zu viele Aufträge da, die 
von der Lehrwerkstatt erfüllt werden 
müssen. Lehrwerkstattstunden sind eben 
billiger als Facharbeiterstunden. Außerdem 
wird gesagt, das haben wir schon fünfzig 
Jahre so gemacht." 

"Entweder man wird Sekretärin oder 
überhaupt nichts" 

Ein Mädchen, Bürokaufmannslehrling, mel­
det sich zu Wort : "Ich könnte mir durch­
aus vorstellen, daß meine Ausbildung bes­
ser wäre, z.B. außerbetrieblich und 
höchstens ein Jahr Betriebspraktikum. Es 
gibt viele Büros, die uns als vollwertige Ar­
beitskraft betrachten. Die Chefs fühlen sich 
oft als kleine Halbgötter. Sie brüllen rum, 
und wir sind praktisch der Blitzableiter. 
Wir haben seit 50 Jahren noch keine Frau 
in leitenden Positionen gehabt. Und das 
soll so bleiben. Das berufliche Fortkom­
men der Frauen wird behindert. Eine 
Freundin von mir ist Betriebswirtschafts­
studentin. Sie wollte eine entsprechende 
Einstellung haben. Doch nach vielen Ver­
suchen hat sie aufgegeben. Entweder man 
wird Sekretärin oder überhaupt nichts." 

Die Schlußfolgerungen aus diesen Aussagen 
zogen die Lehrlinge selbst: "Wenn nicht 
dauernd die Routinearbeit wäre, könnte 
man sogar eine richtige Ausbildung ma­
chen." - "Nach dem Geld, was Opel hat 
könnte er viel mehr tun." Und: "Die Aus� 
bildung ist nicht für die Zukunft, mehr für 
vorgestern." 
Zum "neuen" Berufsbildungsgesetz hörten 
wir nur den einen Kommentar: "Das ist ein 
Scheiß-Gesetz, wo der alte Dreck nur neu 
verpackt wird. Wir brauchen ein neues." 
Doch selbst an dieses "Scheiß-Gesetz" hält 
sich Opel nicht: "Wir müssen unsere Hefte 
und Bücher selbst bezahlen, und unsere 
Berichte müssen wir immer noch zu Hause 
schreiben." 
Wie sieht es mit der Mitbestimmung der 
Jugendlichen aus? Das wollten wir von 
den Jugendvertretern wissen. Einer 
dämpfte sofort unsere �rwartungen: "Wir 
Jugendvertreter haben überhaupt kein Mit­
bestimmungsrecht. Wir dürfen nur bitten. 
Wir haben zum Beispiel mal einen Raum 
für die Wochenberichtschulung gefordert. 
Bis jetzt findet sie in einem Speisesaal 
statt. Da ist eine fürchterliche Akustik und 
außerdem sind zwei Gruppen in einem 
Raum. Doch es blieb alles beim alten." Ein 
anderer Jugendvertreter berichtet von sei­
nen Schwierigkeiten: "Wir haben keinen 
eigenen Raum für die Jugendvertretung. 
Außerdem sind für über 800 Lehrlinge fünf 
Jugendvertreter viel zu wenig. Da kann 
man sich überhaupt nicht um alles küm­
mern. Vielleicht wäre es gut, wenn die Ju­
gendvertretung eine regelmäßige Sprech­
stunde einrichten könnte." 

"Wir haben uns für 1971 viel vor­
genommen" 

Auf gewerkschaftliche Jugendarbeit ange­
sprochen, meinte der andere Jugendvertre­
ter: "Da gibt es noch einige Schwierijll{ei-

ten. Wir haben uns für 197 1 vorgeno-eJ 
einen Jugendvertrauensleutekörper aufz1 
bauen. Auch der Aufbau einer IG Meta] 
Jugendgruppe gäbe uns bessere Möglichke 
ten, unsere Ziele durchzusetzen. Außerdei 
gibt es in Rüsselsheim keinen IG-Metal 
J ugendsekretär." 
Der andere : "Man müßte von gesetzlich• 
Seite mehr für die Jugendvertreter tu1 
m�hr Rechte, z.B. daß wir an Sitzunge 
teilnehmen und Kündigungsschutz, Ko1 
trolle der Jugendvertretung über Beruf 
ausbildung usw." 
Au� ein anderes Thema, die verganger 
Tanfbewegung, angesprochen, meinte sei 
Kollege: "Viele Lehrlinge hätten gerne mi 
gestreikt. Eigentlich müßten auch Leh 
Iinge ein Streikrecht haben. In d1 
nächsten Tarifrunde werden wir anstrebe! 
daß die Altersstaffelung endlich wegfäll 
Wir fordern auch eine Angleichung d1 
Ausbildungsvergütung an die Facharbeite 
löhne, d.h. den Prozenttarif." A. 
Abschließend meinte der andere Jl!l!f� , 
vertreter: "Es gibt noch eine Sache. Imm1 
wieder müssen wir erleben, daß unse1 
Kenntnisse nicht ausreichen. Es müß1 
einen gesetzlichen Bildungsurlaub gebe1 
damit wir unsere Lücken auffülle 
�önnen." 
Die Lehrlinge und Jugendvertreter macl 
ten viele Vorschläge. Doch sie haben e 
kannt, daß es auch bei Opel bestimm1 
Barrieren gibt, die die Durchsetzung sc 
eher Forderungen verhindern. Ein Lehrlir 
sagte zu uns : "Wenn die uns eine anständ 
ge Ausbildung geben würden, könnten s 
ja nicht so viel verdienen. Sie hängen di 
zwar nicht an die große Glocke, aber in d1 
Zeitung hats ja gestanden. 43 Prozent Dh 
dende sind voriges Jahr nach Amerika g 
gangen, das sind über 400 Millionen Mark 
Junge Arbeiter beginnen zu erkennen da 
sie für die Durchsetzung ihrer Inter�sse 
ein System antasten müssen, in dem ei 
Opelarbeiter in einer 45-Stunden-A:t 
nur 20 Stunden für seinen Lohn�b1 
25 Stunden ftir den Profit von General M• 
tors arbeitet. Und das ist die größte Gefal 
für die Bosse, nicht nur bei Opel. 
Wolfgang Barteis 
Zeichnungen: Reiner Hachfeld 



Aktie fOr Aktionen 

"Die Idee ist Klasse, aber das kostet 'ne 
Stange Geld. Woher nehmen, die nächste 
Miete haben wir auch noch nicht zusam­
m*' Peters Einwand bremste die allge­
m- Begeisterung etwas, die sich an die­
>em Abend im Dortmunder SDAJ-Zentrum 
breitmachte. Und das lag an einer Idee, die 
Hans geäußert hatte: "Seit einem Jahr ha­
ben wir uns am Hoesch-Konzern festgebis­
sen. Wir haben ziemlich regelmäßig den 
,Lehr-Links-Info' herausgegeben und der 
ist bei den Hoesch-Lehrlingen gut an­
gekommen. Jetzt setzen wir einen 
Höhepunkt : wir machen ein Tribunal 
gegen den Hoesch-Konzern, bei dem die 
Lehrlinge des Konzerns die Richter sind." 
Aber ein Tribunal - das war allen in der 
Runde klar - kostet Geld. Da müssen Pla­
kate und Flugblätter gedruckt werden, 
Saalmiete und Betriebszeitungen sind eben­
falls zu bezahlen. Außerdem war noch vor­
geschlagen, ein Heft "Zukunft der Aus­
bildungsberufe bei Hoesch" zu drucken, 
also eine Analyse der einzelnen Lehrberu­
fe. Für einen Jugendverband, der nur von 
den Beiträgen· und Spenden seiner 

e 

Mitglieder und Freunde lebt, eine gewaltige 
Aufgabe. 
Doch wo gemeinsam beraten wird, wo in­
tensiv von allen geknobelt wird, wo die 
Vorbereitung einer politischen Aktion 
nicht ein Einmann-Unternehmen ist, da 
gibt es auch Ideen. Die zündende der Dort­
munder:. "Wir kaufen uns eine Hoesch­
Aktie. Nach dem Börsenbericht kostet die 
im Moment ungefähr 65 Mark. Diese Aktie 
verwenden wir als Druckvorlage - nach­
dem wir den Text etwas verändert haben. 
Wo ,Aktie' steht, setzen wir ,Anti-Aktie' 
ein. Und dann als Text:  ,Für die Über­
führung des Hoesch-Konzerns in Gemein­
eigentum gemäß Artikel 24 der Landesver­
fassung von NRW'. Außerdem drucken wir 
noch drauf ,Arbeiterjugend gegen Hoesch'. 
Diese Aktien müßten einen Wert von 5 und 
I 0 Mark haben. Ich meine, das ist ein Gag, 
der sich verkaufen läßt. Wir hauen poten­
tielle Spender nicht nur um Geld an, son­
dern wir bieten dafür auch als Gegen­
leistung einen Druck, den man sich zum 
Beispiel an die Wand nageln kann. 
Außerdem können wir mit dieser Anti-Ak­
tie natürlich auch viel leichter an andere 
herantreten, die bisher nicht zu unseren 
Spendern gehörten." 
Gesagt, getan. Hans wurde für einige Tage 
Hoesch-Aktionär. Nachdem die Druckerei 
die Aktie als Vorlage verwendet hatte, gab 
Hans das Besitzbürgerdasein wieder auf, 
und die Aktie ging an die Bank zurück. 
Den größten Teil des Geldes für die Aktie 
bekam er zurück, ganze drei Mark gingen 
als Kosten (für Bankgebühren und Kurs­
veränderung) drauf. Mit der Anti-Aktie 
wurden viele Brieftaschen geöffnet - sie 
wurde zu einem vollen Erfolg. Alle Kosten 
- . die durch das Tribunal gegen Hoesch 
entstanden - konnten mit den Einnahmen 
gedeckt werden. Die finanzielle Ab­
sicherung - entstanden aus einer guten 

IUII ffNANIIfiUJNG DU AUlllE:RJUGfNOTRIWNAL$ Ollt $MJ OOITMUNO GEGfN DfH HOESC:H-KONZUN 

Idee - wurde Grundlage des politischen 
Erfolges. Hans meint: "Wir müssen immer 
daran denken, daß der Kampf um Geld 
nicht irgendeine Nebensächlichkeit ist, son­
dern eine politische Aktion." 
Der politische Erfolg wurde den Dortmun­
dern nicht geschenkt. Immer wieder 
spürten sie, daß dieses Tribunal dem stadt­
beherrschenden Hoesch-Konzern weh tat. 
Plötzlich weigerten sich alle Vermieter von 
Sälen, der SDAJ einen Raum zur Verfü­
gung zu stellen. Plötzlich schwieg sich die 
Dortmunder Lokalpresse - die ansonsten 
häufig und gern über die Aktivitäten der 
SDAJ berichtet - aus. Doch SDAJ-ler und 
Hoesch-Lehrlinge ließen sich nicht ein­
schüchtern. Das Tribunal wurde auf die 
Straße verlegt: vor die Tore der beiden 
Lehrwerkstätten des Konzerns. Hier beka­
men die Lehrlinge Stimmzettel, mit denen 
sie darüber befinden konnten, ob 
+ die Berufsausbildung bei Hoesch auf die 
Zukunft orientiert ist; 
+ Lehrlinge durch produktive Hilfsarbeiten 
ausgebeutet werden; 
+ Jugendvertreter und Arbeiterjugend bei 
Hoesch mitbestimmen können. 
80 % der Lehrlinge beteiligten sich an der 
Abstimmung und 73% stellten fest, daß 
die Hoesch-Berufsausbildung nicht zu­
kunftsorientiert ist; daß Hoesch-Lehrlinge 
durch produktive Hilfsarbeiten ausgebeutet 
werden und daß es keine Mitbestimmung 
gibt. In Dortmund gegen die Hoesch-Bosse 
aufzutreten, erfordert Courage. Die 
Hoesch-Lehrlinge haben sie. Werner Winter 

Mit den Lehrlingen 
tor die Lehrlinge 

In der Presse heftig umstritten ist der Lehr­
lingskongreß der Jungsozialisten (am 
28./29.11. 70 in der Düsseldorfer Kongreß.. 
halle). Für die rechten Strategen in der 
Bonner SPD-Baracke und für die Springer-­
Presse war er Startsignal einer großangeleg­
ten Kampagne gegen die Jusos. Das Auftre­
ten linkssektiererischer Gruppen, die in 
den Jusos ihren Hauptfeind sehen, gab den 
rechten Kräften den Vorwand, gegen jede 
Zusammenarbeit mit Kommunisten vom 
Leder zu ziehen. 
Fortsetzung Seite 10 
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Dies Ist ein Würfelspiel. Es geht um das Jahr 
der arbeitenden Jugend. ln diesen 52 Wochen wi 

sich eine Menge tun, steherlieh mehr, als auf diese 
zwei Selten angedeutet Ist. Nun wünschen wir 



euch, daß Ihr einen Würfelbecher zur Hand habt 
und erfolgreicher seid als elan-Chefredakteur 

Ulrich Sander, der beim Redaktions-Testwürfeln 
reimal auf Feld 1 zurückkehren mußte und aufgab. 

:u 
II> 
:;· 
ID .. 
:X: 
111 
g. ;­a: 

Rote Felder 
4 Dein Bundeatagsabgeordneter lehnt 

ea ab, sich für ein neuea Berufsbil­
dungsgesetz einzusetzen. Du organlaierst ein 
Go-ln bel Ihm, um Ihm die Meinung dar Ar· 
belterjugend klarzumachen. 3 vorrücken 

6 Moakauer Vertrag noch Immer nicht 
ratifiziert. Mit tler Gewerkschafte­

jugend sammelst du Unterachriffen für die 
Ratifizierung und dla völkerrechtliche Aner· 
kennung der DDR. 7 vorrücken. 

9 Du hast dich Im Betrieb besonders 
hervorgetan, um ein gutes Verhältnis 

zu den auslindlachen Kollegen herzustellen. 
3 vorrücken 

14 Betriebevereinbarung über beaaere 
Berufsauebildung durchgesetzt. Der 

Jugendvertreter bestimmt jetzt über die Aue· 
blldung miL 5 vorrücken 

18 Minister Schmldt lehnt die Verkür· 
zung der Wehrpflichtzell und die Ver­

ringerung der Rüatungaausgaben wellerhin ab. 
Aus Protest organlaierat du eine Flugblatt­
verteilung mit der Wehrpflichtigenstudie .,Sol· 
dat '70". Richtig! 6 vorrücken 

21 1. Mall Wenige Tage apäter: AuSer­
ordentlicher DGB-KongreB. Die Ju­

gend Im DGB erhält größere• Mltapracherecht. 
3 vorrücken 

26 Das Volljlhrlgkeltsalter wird vom 
Bundestag auf Grund der Forderun­

gen und Aktionen der Arbeiterjugend auf 18 
Jahre herabgeaetzt. 10 vorrücken. 

28 13. 8.: 100. Geburtstag von Karl Lieb· 
knecht, dem Begründer der soziallail­

achen Arbelterjugendbewegung. ·3 vorrücken 

35 September: Tarifverhandlungen ..:.. 
Streik! Es geht um gleichen Lohn der 

Jugendlichen und Frauen bal gleicher Arbeit. 
4 vorrücken 

38 An Demonatrallon zum Antlkilegstag 
(1. 9.) teilgenommen. 4 vorrücken 

41 November: DGB·Bundesjugendkon· 
lerenz ln Dortmund beschlle8t jugend· 

pollllaches Sofortprogramm. Du setzt einmal 
zum Studium der BeschiOaae aua und rückst mit 
Schwung 10 vor. 

47 Die Deuteehe Jugend des Ostena 
(DJO) wird aua dem Stadtjugendring 

auageschloaaen. 5 vorrücken 

50 Du hast 5 neue Abonnenten unter 
deinen Kollegen für elan geworben. 

Vorrücken zum Ziel. Herzlichen Glückwunschl 

Graue Felder 
5 Entgegen dem Jugendarbeltaachutz­

gesetz wurde Akkordarbell Jugend· 
llcher Im Betrieb geduldet. 4 zurück 

17 Dein Betriebejugendvertreter wird 
enUaaaen. Du organlaierat keine 

Proteataktlon. 10 zurück 

20 Zur Freude von Strauaa beatäUgt die 
SPD-Führung Ihre Anti-Kontakt· 

BeachiOsae gegen das einhellliehe Handeln 
von Sozialdemokraten, Sozialisten und Kom­
munlaten. Von vom anlangen 

27 Die Unternehmer gewähren Immer 
noch keinen Mlndesturlaub von 30 

Tagen für alle Jugendlichen. 3mal aussetzen 

3 7 9. 8.: Jugendarbeltaactiutzgesetz all 
Jahre alt. Du überlegst, wa• gegen 

die zalllrelchen VerstöBe gegen das Gesetz zu 
tun tat und wie wir zu einem besseren Gesetz 
kommen. 2mal au818tzen 

· 

44 Gemeinsame Aktion der Gewerk· 
schaftsjugend, SDAJ, Falken und 

Naturfreundejugend gegen CSU-Freundes­
krelse und andere neonaziallsehe Vereine wie 
.,Aktion Widerstand" kommt ln deinem Heimat· 
ort nicht zustande. Die Reaktion triumphiert. 10 zurück. 
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F'ortsetzung von Seite 7 
Was war in Düsseldorf wirklich los? Hier 
sind zwei Stellungnahmen: 
Dr. Eberhard Schmidt, Pressesprecher der 
Jusos: 
"Die Befürchtungen, die wir vor dem Lehr­
lingskongreß der Jungsozialisten zum Aus­
druck gebracht haben, sind leider zu einem 
guten Teil bestätigt worden. In den Pienar­
dehatten des Kongresses versuchten KJVD 
(Kommunistischer Jugendverband 
Deutschlands Marxisten/Leninisten), 
Spartacus (Trotzkisten) und Junge Garde 
(Trotzkisten Jambertistischer Tendenz), die 
in beachtlicher Zahl den Saal bevölkerten 
und ihm durch das beständige Schwenken 
roter Fahnen das Kolorit einer Jahres­
hauptversammlung aller linken Splitter­
grüppchen zu geben suchten (Ein Lehrling 
unter dem Beifall der Mehrheit: "Die 
schwenken ihre Fahnen wie ihren Pim­
mel"), durch beständige Geschäftsord­
nungsdebatten und langatmige phrasenhaf­
te Selbstdarstellungen, jede Debatte über 
konkrete Praxis der Lehrlingsarbeit und die 
Strategie dieser Arbeit zu verhindern. Die­
ses Bemühen nahm mitunter groteske Züge 
an, wenn die "Trotzkisten" von der Jungen 
Garde einem Redner Beifall klatschten, der 
gerade wieder die Sozialfaschismustheorie 
der KPD von 1928 aufwärmte. Eine nicht 
immer geschickte Verhandlungsführung des 
Juso-Präsidiums und Reden, wie die des 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden der 
Jungsozialisten, Norbert Gansel, der alle 
Gruppen pauschal zu Nationalbolschewi-· 
sten stempelte, schafften dann sogar eine 
Solidarisierung der sich sonst bitter befeh­
denden Grüppchen. Wenn die Jungsoziali-

sten auch den Kongreß, entgegen manchen 
Presseberichterstattungen, in der Hand be­
hielten und alle Versuche, das Präsidium 
abzuwählen, mißlangen, so hat sich doch 
gezeigt, daß ein offener Kongreß über der­
artige Fragen zur Zeit noch nicht oder 
nicht mehr möglich ist. 
Aber das ist nicht die einzige oder auch nur 
wichtigste Konsequenz aus diesem Kon­
greß. Ebenso wenig wie die voreilige 
Schlußfolgerung des SPD-Parteivorstandes, 
mit Kommunisten könne man eben nicht 
zusammenarbeiten. Eine Formel, auf die 
auch ZPF-Miesgram Gerhard Löwenthai 
den Kongreß in seiner Mittwochabend-Nör­
gelei brachte: "Die Alten und Erfahrenen 
in der SPD haben schon recht . . .  " 
In den fünf Arbeitsgemeinschaften des 
Kongresses zeigte es sich dann, daß sachli­
che Diskussionen über die einzelnen Pro­
bleme der Veränderung der beruflichen Bil­
dung und der Situation der arbeitenden Ju­
gend durchaus möglich waren. Es zeigte 
sich aber auch, daß diejenigen, die in den 
Pienardehatten den Kongreß zu sabotieren 
suchten und vergeblich versucht hatten, die 
Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften zu 
verhindern, in der Sache nirgends über die 
konkreten Vorschläge der Jungsozialisten 
und der Gewerkschaftsjugend hinauswei­
sende Perspektiven und Forderungen vor­
zubringen hatten. 
Die Konsequenzen, die die Jungsozialisten 
aus diesem Kongreß gezogen haben, sind 
richtig. Sie werden ihre Lehrlingsarbeit am 
Ort weiter verstärken, vor allem in Zusam-

menarbeit mit der Gewerkschaftsjugend, 
aber auch mit denjenigen Gruppen der 
außerparlamentarischen sozialistischen 
Opposition, die zu einer sachlichen Zusam­
menarbeit im Interesse der Aktivierung 
und Mobilisierung der Lehrlinge bereit 
sind." 
(Auszug aus "express-international", 
l l . l 2. 70) 

Bundesvorstand der SDAJ: 
"Mitglieder der SDAJ haben am Juso-Lehr­
lingskongreß, der offen gestaltet war, eben-

so teilgenommen wie Mitglieder versc.41 
ner Gewerkschaftsjugendgruppen, V4 

Lehrlingszentren, der SJD - Die Falk' 
u.a. ·In diesen Kongreß waren die Erw; 
tungen gesetzt, daß die Probleme der Lei 
Iinge und Jungarbeiter behandelt und V< 
stellungen für ein gemeinsames Hande 
entwickelt würden. Der Kongreß hätte l 
die Weiterentwicklung der verschiedenst 
Lehrlingsgruppen, für das Zusammenw 
ken der verschiedensten Jugendgrupp 
eine beachtliche Rolle spielen können. 
Mitglieder der SDAJ sind in verschieden 
Arbeitsgruppen ftir eine sachliche und kc 
struktive Diskussion eingetreten. Deme1 
sprechend beschäftigten sie sich in ihr 
Beiträgen uneigennützig mit den wirklich 
Lehrlingsproblemen und bemühten si< 
Erfahrungen, die sie bei ihren vielfältigst 
Aktionen gesammelt haben, zu vermitte: 
Bedauerlicher Weise haben verschiede 
maoistische und trotzkistische Grul 
den Ablauf des Lehrlingskongresse 
pfindlich behindert und die konkret . 
blemdiskussion gestört. Dieses Auftret 
behindert - gewollt oder ungewollt - e 

Zusammenfinden der Gruppen und Grll 
pierungen in der Lehrlingsbewegung, Jen 
vom wahren Feind, dem Großkapital, 
und bedeutet außerdem Wasser auf < 

Mühlen des Großkapitals, der Springe 
Presse und der rechtsreaktionären KräJ 
um Franz Josef Strauß. 
Wir sind überzeugt, daß weiterhin alles 1 
tan werden muß, um den Kampf für < 

Interessen der Arbeiter und Lehrlinge 1 

gen das Großkapital verbessert und v 
stärkt führen zu können. Dies wird r 

dann erfolgreich sein, wenn die Masse < 
Lehrlinge und Jungarbeiter, die Mehrh 
der Arbeiterklasse im Bündnis mit an der 
Schichten auf den gemeinsamen Kampf 1 
gen das Großkapital orientieren und dies 
Kampf organisieren: 
Die SDAJ-ler auf dem Juso-Lehrlingsk< 
greß erklärten, weiter in den demokra 
sehen Bewegungen der Lehrlinge u 
Schüler konstruktiv mi tzuarbeiten." 
(Presseerklärung vom 29. 1 1.  70) 



)er Bundes-Jugendausschuß des DGB hat 
:ine Anregung des DGB-Vorsitzenden 
I- 0. Vetter aufgegriffen, wonach das 
a .. 97 1 zum "Jahr des jungen Arbeit­
tefi

,
mers" erklärt werden soll. 

•eit einiger Zeit beschäftigt sich der Bun­
les-Jugendausschuß (BJA) mit einem For­
lerungskatalog der Gewerkschaftsjugend. 
Ichwerpunkte dieses Katalogs sind: 

ileform der Berufsbildung 
�ehr Rechte für Jugendvertreter 
lleform des Jugendarbeitsschutzes 
�indesturlaub von 30 Tagen 
llerabsetzung des Volljährigkeitsalters auf 
18 Jahre 
ileform der gesamten Jugendgesetzgebung 
llildungsurlaub von l S Arbeitstagen 
V" erkürzung der Wehrpflichtzeit 
ileform des Ersatzdienstes 

)iese Forderungen stützen sich auf die Be­
:chlüsse der gewerkschaftlichen Jugend­
<onferenzen. Sie werden jedoch aktuali­
,ieta die seit der letzten Jugendkonfe­
-erlWI,eflihrten wichtigen Diskussionen -
:erade zum Problem der Berufsbildung -
licht außer acht gelassen werden dürfen. 

m Januar oder Februar 197 1  soll jetzt die 
,rogrammdiskussion in allen Bereichen der 
:Jewerkschaftsjugend (Jugendausschüsse, 
�ehrlingsgruppen und -zentren, "Jour fix", 
\.ktionskreise usw.) beginnen. 

)iese Programmdiskussion, verbunden mit 
\.ktionen der Gewerkschaftsjugend und be­
�eitet von einer Agitationskampagne in 
letrieben, Schulen und in der allgemeinen 
)ffentlichkeit, soll bis zur Bundes-Jugend­
�onferenz des DGB im November 1971 ge­
ührt werden. Da die Bundes-Jugendkonfe­
enz das höchste beschlußfassende Organ 
ler Gewerkschaftsjugend ist, hat diese-na­
ürlich auch die für die Jugend der Gewerk­
ehaften bindenden Beschlüsse zu fassen. 

)as "Jahr des jungen Arbeitnehmers" soll 
ein Jahr f ü r, sondern ein Jahr d e s  

jungen Arbeitnehmers sein. Entsprechend 
sollen auch die Initiativen und Aktivitäten 
von der Gewerkschaftsjugend ausgehen. 
Im Jahre 1971 sollen: 

in allen Bereichen der Gewerkschaftsju­
gend Programmdiskussionen durchgeführt 
werden (Forderungskatalog); 

parallel dazu die vielfältigsten Aktionen 
organisiert und durchgeführt werden; 

die ohnehin stattfindenden Jugendkon­
ferenzen der Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften sowie der DGB-Landesbe­
zirke in diese Auseinandersetzungen im 
Hinblick auf die Bundes-Jugendkonferenz 
mit einbezogen werden; 

alle Aktivitäten von Aufklärungsaktio­
nen begleitet werder. Die Abteilung Ju­
gend beim Bundesvorstand des DGB wird 
entsprechendes Infornia tionsma terial 
herausgeben. 

Bonner 
Aktionsprogramm zur 
Berufsbildung 

"Die Bundesregierung würdigt die Bil­
dungsleistungen der Wirtschaft." Wer 
diesen Satz in der Vorbemerkung des Ak­
tionsprogramms der Bundesregierung für 
beruflich"e Bildung liest, kann sich die 
Marschroute vorstellen. 

' 

Da wird allenthalben im Lande die 
Rückständigkeit unserer Berufsausbildungs­
systeme nachgewiesen und daß die Allein­
herrschaft der Unternehmer in diesem Be­
reich die Wurzel des Übels ist. Und zur glei­
chen Zeit kommt der Kniefall der Bundes­
regierung vor eben diesen Unternehmern 
und der von ihnen verursachten Ausbil­
dungskatastrophe. 

"Die Bundesregierung nimmt die Unruhe 
in der berufstätigen Jugend und die öffent­
liche Kritik an der beruflichen Bildung 
ernst." Wie ernst - das zeigt sich schon auf 
der folgenden Seite des Aktionspro­
gramms. "Durch ein neues Betriebsver­
fassungsgesetz sollen die Betriebsräte und 
die Jugendvertretungen Rechte zur Mitbe­
stimmung und zur Mitgestaltung der beruf­
lichen Ausbildung erhalten." Das hört sich 

Nur we nn sicli viele, möglichst alle jugend­
lichen Mitglieder mit Unterstützung der 
Gesamtorganisation an diesem Programm 
beteiligen, werden wir unsere Forderungen 
durchsetzen können. Solidarisches und 
zielstrebiges Handeln führt dann zum Er­
folg, we nn: 

auf allen Ebenen der Gewerkschaftsju­
gend die Aktionen sorgfältig vorbereitet 
und organisiert werden; 

die Aktivitäten sich an kurzfristigen und 
langfristigen Forderungen und Erfordernis­
sen orientieren; 

Lehrlingszentren und Jugendausschüsse 
noch enger als hisher zusammenarbeiten; 

hinter den Aktivitäten der Gewerk­
schaftsjugend die Kraft der Gesamtorgani­
sation auf allen Ebenen steht. 
Walter Haas, Bundesjugendsekretär des DGB 

(aus "Solidarität") 

gut an - und ist doch nichts als eine Be­
ruhigungspille flir unruhige Lehrlinge und 
Jungarbeiter. Inzwischen ist der Regie­
rungsentwurf für ein neues Betriebsver­
fassungsgesetz da. Und siehe da: kein Wort 
von Mitbestimmung und Mitgestaltung der 
Jugendvertreter. Bleibt die Frage: Will Ar­
beitsminister Arendt die Arbeiterjugend 
veralbern? 
Billige Phrasen zeichnen auch weitgehend 
das übrige Aktionsprogramm aus. So die 
Formulierung: " .. . ist ungeeigneten Aus­
bildern die Ausbildungsbefugnis im Rah­
men des durch das Berufsbildungsgesetz 
vorgesehenen Verfahrens zu entziehen." 
Das ist blanker Hohn. Denn das im BBiG 
vorgesehene Verfahren bedeutet letztlich, 
daß die Unternehmer von ihnen eingesetzte 
Ausbilder bei mangelnder Eignung selbst 
entfernen müßten. Denn das BBiG sieht ja 
ausdrücklich vor, daß die Unternehmer 
über ihre Kammern die Berufsausbildung 
allein beherrschen. 
Schließlich versteigt sich das Aktionspro­
gramm gar in die irrsinnige Behauptung: 
"Das Berufsbildungsgesetz hat mit der Er­
richtung von Ausschüssen auf Bundes-, 
Landes- und Bezirksebene Ansätze für eine 
Demokratisierung der Berufsbildung ge­
bracht." Man muß sich vorstellen: Aus­
schüsse, die in allen wesentlichen Fragen 
kein Entscheidungsrecht haben, sondern 
von den Unternehmerkammern abhängig 
sind, als "Ansätze flir eine Demokrati­
sierung" Das ist doch ein eigenartiges 
Demokratieverständnis. 
So ist niCht verwunderlich, daß das Ak­
tionsprogramm in seinem realen, glaubwür­
digen Teil ausschließlich technokratische 
Reformen vorsieht, die das vorhandene 
Ausbeutungssystem so lange stabilisieren 
werden, wie sie nicht durch echte Demo­
kratisierung, d.h. durch Mitbestimmung 
der Betroffenen, ergänzt werden. 

Hans-Jörg Rennecke 
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Als bei Opel in Bochum für höhere Löhne gestreikt 
wurde, ließ die Unternehmensleitung die Lehrlinge 
in der Lehrwerkstatt kurzerhand einschließen. 
Es gibt Unternehmer, die Lehrlinge für das Huhn 
halten, das goldene Eier legt. Die Profite werden 
sorgfältig weggeschlossen. 
Kritische Lehrt inge und junge Arbeiter gehen ihren 
Bossen auf die Nerven. Am liebsten würden diese 
Bosse den aktiven Jugendsprechern und Gewerk­
schaftern den Mund verschließen. 

elan will nicht länger einseitig die Aktivitäten der 
Lehrlinge und Jungarbeiter loben. Deshalb hat elan 
für besonders aktive Unternehmer, die beispielhaf-

tes leisten, wenn es gilt, die jungen "Mitarbeiter" in 
ihre Schranken zu weisen und ihnen den Mund zu 
verbieten, das Goldene Vorhängeschloß gestiftet, 
das für alle Wechselfälle des Unternehmerlebens 
wertvolle Hilfe gewährt. Macht alle mit! 

I 

Diese Auszeichnung verleihen wir auf Euren Vor-
schlag an die würdigsten Unternehmer. Nennt uns 
ihre Namen. Die Übergabe soll in feierlichem Rah­
men erfolgen. 
Eine Jury aus Jugendvertretern, Jugendleitern und 
Journalisten wird den preiswürdigsten Unternehmer 
des Monats zum Träger des Goldenen Vorhänge­
schlosses ernennen. 



Jürgen 
Reusehel 

Wichtigste am Lohnsteuer-Jahresaus­
gleich ist, daß man ihn überhaupt bean­
tragt. Jeder Steuerberater kennt diese Bin­
senweisheit. Drei Beispiele: 
• Eberhard Kranewacker, ledig, arbeitet 
•im düro. Bis August hatte er 800 Mark 
• Monatsgehalt, danach gab's Gehaltserhö-
• hung: 900 Mark. Sein Weihnachtsgeld 
e betrug 500 Mark. Er hat keine besonde-
• ren Ausgaben, die er dem Finanzamt 
• präsentieren könnte. Trotzdem bean-
• tragt er den Jahresausgleich. Auf seiner 
•Lohnsteuerkarte steht: Bruttojahresge­
•halt 1 0  500,- Mark. Lohnsteuer 
• 1 348,40 Mark. Der Finanzbeamte rech­
•net: 
• Gezahlt wurden 1348,40 Mark 
e Zu zahlen sind 1325,00 Mark 
•Zu erstatten sind 23,40 Mark 
• Dieser Betrag ist der Lohn für zehn Mi-
• nuten Formularausfüllen. 

e Lore Schmiedeknecht war bis zum Juni 
e bei Kolle & Co. Monatsgehalt 500 Mark. 

• Danach ging sie zwei Monate auf Welt-
• reise - kein Einkommen. Seit Septem-
• ber verdient sie einen Monatslohn von 
e 600 Mark bei der Knispel & Knaspel 
• GmbH. So sieht - zusammengerechnet 
• - ihre Lohnsteuerkarte am Jahresende 
•aus: Jahresverdienst 5400,- Mark. 
• Lohnsteuer 465,- Mark. Auch sie hat 
•keine besonderen steuerermäßigenden 
• Ausgaben. Trotzdem beantragt sie Jah­
•resausgleich. Das Finanzamt rechnet: 
•Gezahlt wurden 465,- Mark 
eZu zahlen sind 353,- Mark 
•Zu erstatten sind 1 12,- Mark 
•Für das Formularausfüllen gab es den 
•höchsten Stundenlohn, den Lore 
•schmiedeknecht je verdient hatte. 

• Marion Wielsch war bis zum Herbst auf 
•der Fachschule. Seit dem 1. Oktober 
• verdient sie 600 Mark monatlich. Im De-
• zember gab es 100 Mark Weihnachts­
•geld. Auf ihrer Lohnsteuerkarte steht: 
•Bruttojahresverdienst 1900,- Mark. 

Oielohnsteuer ist eine der wichtigsten 
Steuern, mit denen die kapitalistische 
Grundordnung finanziell ihren Bestand si­
chert. Lohnsteuern fließen1lrllltd und 
Länderheushalte..JIItir finanzieren damit 
Bundeswehf, NATO, die EntwicklungstJilfe 
der Unternehmer, das repressive Schul­
system, die Vertriebenenverbände. Jede 
Aktion "Ein Stundenlohn für Vietnam" ist 
unzureichend, wenn wir auf der anderen 
Seite nicht alles tun, um diesen Staat so we­
nig wie möglich Steuern zu bezahlen. Des­
halb: Macht den Lohnsteuerjahresausgleich. 
Macht den

' 
Jahresausgleich in der Jugend­

gruppe. Vorsr.hlag: Zehn Prozent der Rück­
zahlung sind für Vietnam. 

•Lohnsteuer 179,40 Mark. Beim Jahres­
• ausgleich rechnet der Finanzbeamte: 
eGeiahlt wurden 179,40 Mark 
•Zu zahlen ist 0,00 Mark 
e Zu erstatten sind 179,40 Mark 
• Marion freut sich. Dafür hat sich das biß­
•chen Schreiberei gelohnt. 

Wie kommt das? Ganz einfach: Die Lohn­
steuer ist eigentlich eine Jahressteuer. Die 
monatlichen Abzüge sind sozusagen nur 
Vorauszahlungen, Zwölftel-Beträge auf die 
Jahressteuer. Wenn aber der Lohn unregel­
mäßig war oder wenn man gar nicht das 
ganze Jahr über gearbeitet hat, war die 
Steuer zu hoch. Was zuviel bezahlt wurde, 
kommt zurück - vorausgesetzt, man füllt 
das Formular aus. 
Es gibt überhaupt nur zwei Fälle, in denen 
keine Steuer zurückkommt. 1. Fall: Je­
mand hat gar keine Lohnsteuer bezahlt. 
2. Fall: Jemand hat jeden Monat gleichviel 
verdient, das Weihnachtsgeld betrug genau 
1 00 Mark, und er hat keine steuerermäßi-
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Schenkt dem Staat kein Geld 

-
genden Ausgaben, die das Finanzamt be­
riicksichtigen muß. 
Was ist zu tun? Zuerst die Lohnsteuerkar­
te 1 970 vom Lohnbüro kommen lassen. 
Lohnsteuer bezahlt? Ja? Dann ab zum 
Finanzamt und drei Formulare für den Jah­
resausgleich holen : eins zum Verschreiben, 
eins fürs Finanzamt und das dritte als Ab­
schrift oder Durchschlag (damit man weiß, 
was man geschrieben hat und die Rückzah­
lung nachrechnen kann). Und dann geht es 
los. 

Allgemeine Ausgaben 

Das Finanzamt wünscht Angaben zur Per­
son. Das ist kein Problem. Dann kommt 
die Art der Erstattung. Empfehlenswert: 
Die Rückzahlung sollte auf ein Konto über­
wiesen werden. Man kann dann später 
noch die Höhe der Rückzahlung nachkon­
trollieren, auch wenn der Überweisungsab­
schnitt verloren gegangen ist. Das Finanz­
amt überweist auch aufs Sparbuch. 
Danach : Angaben über die Zeiten der Be­
schäftigung, den Arbeitslohn usw. Mit an­
deren Worten : Hier braucht man nur die 
Zahlen von der Lohnsteuerkarte abzu­
schreiben. Danach kommen einige Spezial­
fragen, die nur selten zu beantworten sind. 
Wer davon betroffen ist, weiß, was er hin­
zuschreiben hat. 

1 4  

Jetzt aber wird es ernst : Werbungskosten 
und Sonderausgaben. Solche Kosten wir­
ken sich steuerermäßigend aus. Und zwar 
funktioniert das so: Die Steuer wird nicht 
vom Bruttolohn erhoben. Vom Bruttolohn 
gehen Werbungskosten und Sonderausga­
ben herunter. Erst was dann übrig bleibt, 
unterliegt der Steuer. Deshalb ist es wich­
tig, daß hier kein Posten vergessen wird. 

Werbungskosten (Berufsausgaben) 

Jeder Lohnsteuerzahler hat berufliche Aus­
gaben, also Werbungskosten. Dami t die Fi­
nanzbeamten nicht Millionen Anträge mit 
großen und kleinen Beträgen priifen und 
nachrechnen müssen, gibt es für die berufli­
chen Ausgaben einen Pauschalbetrag : 5 64 
Mark fürs Jahr. Auf die Anerkennung hat 
man einen gesetzlichen Anspruch. Das Fi­
nanzamt beriicksichtigt die 564 M ark auto­
matisch, wenn man bei den Werbungsko­
sten nichts einträgt. 
Wollt Ihr mehr als 5 64 Mark anerkannt ha­
ben, müßt Ihr aber jede Mark nachweisen. 
Am besten ist, man rechnet erst einmal auf 
einem Zettel über den Daumen. Schafft 
man mehr als 5 64 Mark, muß es genau ge­
macht werden. 
Was sind Werbungskosten? Es sind alle Ko­
sten, die wegen des Berufs entstehen. Eine 
lückenlose Werbungskosten-Liste gibt es 
nicht. Außerdem: Was beim einen Berufs­
ausgaben sind, ist beim anderen Privatver­
gnügen. Ein Koch kann Kochbücher auf­
schreiben, ein Feinmechaniker nicht. Der 
darf aber Bücher über Metallbearbeitung 
geltend machen. Im Formular sind nur die 
häufigsten und wichtigsten Werbungsko­
sten genannt. Hier nenne wir noch ein paar 
Beispiele mehr. Erschöpfend ist auch diese 
Liste nicht. Im Zweifelsfall: Die Ausgaben 
einfach hinschreiben und erläutern (auf 
beiliegendem Zettel), warum es Berufsaus­
gaben sind. 
Klar muß sein: Es muß sich um wirkliche 
Kosten handeln, also tatsächliche Geldaus­
gaben. War die Firma so überfreundlich 
und hat das Berichtsheft bezahlt, darf man 
es nicht aufführen. 

Jetzt im Formular der Reihe nach: 
Beiträge zu Berufsverbänden: Gemeint ist 
die Gewerkschaft. Der Beitrag gehört voll 
zu den Werbungskosten. 
Arbeitsmittel: Es geht um Berufskleidung, 
Fachliteratur, Werkzeuge. Die Berufsklei­
dung muß "typisch" sein : Monteuranzug, 
weißer Kittel, Kutte, Gummischürze, 
Schutzhelm, Sicherheitsschuhe, Bäcker­
mü tze, Kellnerjacke. Was man auch auf der 
Straße trägt, gilt nicht. Wer im Büro arbei­
tet, geht also leer aus. - Die Berufsklei­
dung muß gewaschen und repariert wer­
den. Auch diese Kosten gehören hierher. ­
Was als Fachliteratur gilt, ist für jeden Be­
ruf verschieden. Lehrbücher und fachliche 
Nachschlagewerke, auch Fachzeitschriften 
werden ohne weiteres anerkannt. Ver­
trauensleute und Jugendsprecher sollten 
nicht vergessen: Arbeitsrechts-Lektüre, das 
Handbuch für Arbeiter und Angestellte 

usw. Wer noch zur Berufsschule geht : H tA 
te, Kugelschreiber, Millimeterpapier, Line� 
aufschreiben !  - In manchen Berufen wird 
am Arbeitsplatz eigenes Werkzeug benutzt : 
Technische Zeichner arbeiten mit eigenem 
Zeichengerät, Büffetiers haben einen eige­
nen Mixer, Disc-Jockeys eigene Platten. 
Die Kosten hier aufschreiben. 
Doppelte Haushaltsführung :  Diese Rubrik 
betrifft fast nur Verheiratete : Der Mann ar­
beitet nicht am .Wohnort der Familie und 
nimmt sich am Arbeitsort ein möbliertes 
Zimmer. Für Ledige, die ab und zu nach 
Hause zu Muttern fahren, gibt es bei der 
Steuer nichts zu holen. Was können Ver­
heiratete mit doppeltem Haushalt auf­
schreiben? Im Formular steht : "Zimmer­
miete". Das ist nicht genau. Aufschreiben 
kann man die Miete, die Kosten für Licht, 
Gas, Heizung und fürs Saubermachen 
(Putzfrau). Dann die "Mehraufwendungen 
für Verpflegung" : Man schreibt für jeden 
Tag, den man am Arbeitsort verbracht h� 
9 Mark auf. Wer mehr als 750 Mark v' 
dient, schreibt 1 1  Mark pro Tag auf. Eii1 
Nachweis für diese Beträge ist nicht erfor­
derlich. Fahrtkosten: Wer mit der Bahn ge­
fahren ist, rechnet hier seine· Fahrkarten 
ab. Autofahrer können nur 1 8  Pfennig je 
gefahrenen Kilometer rechnen (oder: 3 6  
Pfennig je Entfernungskilometer). Motor­
radfahrer rechnen 8 Pfennig (oder: 1 6  
Pfennig bei Entfernungs-Rechnung). -
Trennungsentschädigung oder Auslösung 
muß abgezogen werden. 
Mehraufwendungen für Verpflegung: Das 
ist eine Vergünstigung flir Leute mit langer 
Arbeitszeit. Wer regelmäßig, das heißt 
mehr als die Hälfte aller Arbeitstage im 
Jahr, wegen der Arbeit mehr als 1 2  Stun­
den von seiner Wohnung abwesend ist, darf 
pro langen Arbeitstag 2,50 Mark aufschrei­
ben. Griinde können sein: Regelmäßige 
Überstunden, 1 2-S tunden-Schichten, wei­
ter Weg zur Arbeit, ungünstige Verkehrs­
verbindungen. .a Verschiedene Werbungskosten: Im Form

_
. 

lar kommt nun eine Zeile, in die ma'"' 
mancherlei einsetzen kann. Zum Beispiel : 
Kosten der Bewerbung bei einer Firma (In­
serat, Briefpapier, Porto, Zeugnis-Fotoko­
pien, Telefongespräche, Fahrtkosten zum 
Arbeitsamt und zur Vorstellung), Berufs­
versicherungen (Berufshaftpflicht, Fahrer­
rechtsschutz bei einem Berufskraftfahrer, 
Versicherung gegen Falschbuchungen bei 
einem Kassierer), Fehlgelder (Manko bei 
Kassierern, Geldbriefträgern, der Bedie­
nung im Lokal ; das Finanzamt verlangt 
hier fortlaufende Aufzeichnung) oder Ar­
beitsprozeßkosten (Fahrtkosten zur Ge­
werkschaft, zum Gericht, zum Anwalt, Te­
lefonkosten, Fotokopien, Arbeitsrechts­
Kommentar). 
Ein wichtiger Punkt, der hierhin gehört : 
Fortbildungskosten. Es geht nicht um die 
erstmalige Ausbildung (Lehre) oder Allge­
meinbildung (Mittlere Reife, Abitur), son­
dern um die Weiterbildung im gleichen Be­
ruf. Beispiele : Ein Schlosser besucht einen 
Schweißerlehrgang. Ein Maschinenbauer 



4sucht die Ingenieurschule, ein Möbelver­
ufer die Möbelfachschule. 

as Finanzamt erkennt an : Studien- und 
Lehrgangsgebühren, Schulgeld, Arbeitsma-
terial, Fachbücher, Kosten der Unterkunft 
(Hotel, Heim, möbliertes Zimmer), wenn 
das wegen des Lehrgangs nötig war. Fahrt­
kosten : Entweder die Ausgaben für öffent­
liche Verkehrsmittel oder bei Benutzung 
eines eigenen Wagens 25 Pfennig je gefahre­
nen Kilome ter (Kleinwagen bis 500 ccm 
1 8  Pfennig, Motorrad 1 1  Pfennig, Mofa 6 
Pfennig, Fahrrad 3 Pfennig). Fand der 
Lehrgang nicht am Wohnort (Arbeitsort) 
statt, kann man Tagesspesen aufschreiben. 
Die Höhe richtet sich nach der Dauer der 
Abwesenheit von der Wohnung und dem 
Jahreseinkommen. Bitte im Lohnbüro er­
kundigen und nach den Tagesspesen bei 
Reisekosten fragen! Auch das Finanzamt 
gibt Auskunft. · 
In manchen Betrieben wird geklaut, wenn 
man nicht dauernd das Werkzeug weg-

MJießt. Dann verlangt die Firma Scha­
-nsersatz. Das sind Werbungskosten. 

Ebenso, wenn das Auto oder Fahrrad vom 
Parkplatz vor dem Betrieb verschwunden 
ist und nicht wieder auftaucht. Zahlt eine 
Versicherung, darf man nichts aufschrei­
ben. Zahlt sie einen Teil, gehört der andere 
Teil zu den Werbungskosten. 
Unfälle auf dem Arbeitsweg oder ·im Be­
trieb : Was keine Krankenkasse oder Ver­
sicherung bezahlt hat, kann aufgeschrie­
ben werden, auch die zerrissene Hose, die 
kaputte Uhr. Voraussetzung: Man hat den 
Unfall nicht vorsätzlich oder grob fahrläs­
sig verschuldet. Bei leichter Fahrlässigkeit 
darf das Finanzamt die Kosten noch nicht 
streichen. 

Fiskus-Gewinner der Lohnkämpfe 
Jährlicher Anstieg in % 

löhneu. 
Gehlliter 
<Summe) 

Umzugskosten können aufgeschrieben wer­
den, wenn der Umzug berufsbedingt war. 
Beispiele: Umzug an neuen Arbeitsort, weil 
jemand zum ersten Mal eine Stelle ange­
nommen oder die Firma gewechselt hat; 
Verkürzung des Arbeitsweges; Versetzung; 
Firma verlangt, daß eine Dienstwohnung 
bezogen oder geräumt wird. Umzüge inner­
halb des gleichen Ortes werden nur in Aus­
nahmefällen anerkannt. Man kann geltend 
machen : Kosten der Wohnungssuche (Inse­
rate, Makler), Fahrt und Möbeltransport 
zum neuen Wohnort für die ganze Familie, 
die Nebenkosten (Telefon ummelden, neue 

Nummernschilder fürs Auto usw.), nutzlos 
bezahlte Mieten (alte Wohnung mußte vor ' 
Ablauf der Kündigungsfrist geräumt wer­
den, neue Wohnung mußte vorzeitig ange­
rnietet werden). 
In all diesen Fällen will das Finanzamt 
niiglichst viele Belege sehen : Rechnungen, 
Quittungen, Fahrkarten. Wenn die Quit­
tungen verloren gegangen sind, Ausgaben 
trotzdem aufführen und genau erläutern. 
Kleine Beträge · (Briefmarken, Telefonge­
spräche) können geschätzt werden. Bei 
nichtbelegten Ausgaben dem Antrag immer 
einen Zettel mit genauer Aufstellung beile­
gen und dazuschreiben: "Die nichtbelegten 
Ausgaben sind geschätzt. Ich bitte, die 
Schätzung anzuerkennen." Dann ist der Fi­
nanzbeamte freundlich gestimmt und 
macht sparsamer vom Rotstift Gebrauch. 
Fahrten zur Arbeitsstelle mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln: Die normale Monatskar­
te, die Fahrten 2. Klasse mit Bundesbahn 
werden ohne Beleg anerkannt. Wer 1 .  Klas­
se fährt, muß die Fahrkarten beilegen. Das­
selbe gilt für gelegentliche Taxifahrten zum 
oder vom Betrieb : Quittungen beifügen. 
Dann wird auch das Taxi anerkannt. 
Fahrten zur Arbeitsstelle mit Auto, Mo­
ped, Fahrrad: Das Finanzamt erkennt 
nicht die tatsächlichen Kosten fürs Auto 
an, sondern nur einen Pauschalsatz pro Ki­
lometer. Für Mofas und Fahrräder sind kei­
ne Pauschalsätze festgelegt. Wer aber die 
folgenden Beträge geltend macht, hat beim 
Finanzamt keine Schwierigkeiten : 
o 36 Pfennig für Autos, 
o 1 6  Pfennig für Motorräder oder Motor­

roller, 
o 1 2  Pfennig für Mopeds, Mofas und 

Fahrräder mit Hilfsmotor, 
o 6 Pfennig für Fahrräder. 
Die Beträge gelten pro Entfernungs-Kilo­
meter auf der kürzesten Straßenverbindung 
(also nicht Hin- und Rückfahrt rechnen ! ). 
Zum Zeitpunkt, als dieser Artikel geschrie­
ben wurde, galt noch eine Entfernungs­
grenze: Wer mehr als 40 km von der Ar­
beitsstelle entfernt wohnt, bekommt ·die 
Kosten nur für 40 km anerkannt. Die Be­
hörden in Bonn sind gerade dabei, die 
40-km-Grenze zu beseitigen. Also auf jeden 
Fall die volle Entfernung rechnen, auch 
wenn in dem Formular noch etwas von 
40 km stehen sollte. Belege sind nicht er­
forderlich. 
Pauschalbeträge für bestimmte Berufsgrup­
pen: Einige Berufe dürfen statt des Einzel­
nachweises besondere Werbungskosten­
Pauschalen aufschreiben. Das sind Artisten, 
Bühnenangehörige, hauptberuflich tätige 
Musiker und Journalisten. In manchen Ge­
genden gibt es auch Pauschalen für andere 
Berufe (Bergarbeiter, Binnenschiffer, 
Hochschullehrer). Erkundigt Euch im 
Lohnbüro oder beim Finanzamt danach. 

Sonderausgaben 

Was als Sonderausgaben gilt, ist im Formu­
lar lückenlos aufgeführt. Deshalb nur weni­
ge Hinweise: Die Sozialversicherungs-Bei-

träge stehen auf der Lohnsteuerkarte 
(Rückseite, letzte Spalte). Als sonstige Ver­
sicherungen gelten immer nur Personen-, 
aber niemals Sachversicherungen (Hausrat, 
Feuer). Wer die Kilometer-Pauschale für 
Autofahrten zur Arbeit in Anspruch 
nimmt, darf bei den Sonderausgaben nur 
die Hälfte der gezahlten Kfz-Haftpflicht 
hinschreiben. Bitte dazuschreiben :  
"SO % Kfz". Sonst kürzt der Finanzbeamte 
den Betrag noch einmal um die Hälfte. An­
dere Autobesitzer setzen den vollen Betrag 
ein. 
Als Schuldzinsen gelten alle Kreditzinsen, 
Bearbeitungsgebühren, Teilzahlungszu­
schläge für einen Kredit, aber nicht die Ra­
ten selbst. Wer den Kredit gewährt hat 
(Bank, Neckermann, Privatperson), ist egal. 
Aufwendungen für Berufsausbildung oder 
die Weiterbildung in einem nicht ausgeülr 
ten Beruf: Hier können nur die eigenen 
Kosten oder die des Ehegatten aufgeschrie­
ben werden, nicht die Kosten von Kindern. 
Beispiel : Der Mann ist auf der Fachschule 
oder der Uni, die Frau arbeitet im Betrieb. 
Oder: Jemand arbeitet tagsüber, abends 
holt er auf der Abendschule das Abitur 
nach_ Genaue Kostenaufstellung erforder­
lich, Stipendien und Zuschüsse müssen ab­
gezogen werden. Erst der Rest ist Sonder� 
ausgabe. -· Für Spenden sind Spendenquit­
tungen notwendig, Parteibeiträge: Die ge­
zahlte Summe angeben und dazuschreiben : 
"Auf Wunsch kann Parteibuch mit Bei­
tragsmarken vorgelegt werden." 
Auch für die Sonderausgaben berücksich­
tigt das Finanzamt schon einen Pauschalbe­
trag. Die tatsächlichen Ausgaben sind fast 
imme r höher. Deshalb haben wir darauf 
nicht besonders hingewiesen. 

Außergewöhnliche Belastungen 

Diese Steuerspar-Möglichkeit kommt für 
junge Leute selten in Frage. Deshalb nur 
wenige Hinweise. Die Kosten des Kinder­
gartens können nicht aufgeschrieben wer­
den, auch nicht bei der Rubrik "Hausgehil­
fen". Die Rubrik "Auswärtige Unterbrin­
gung einer in Berufsausbildung stehenden 
Person" gilt nur für die Eltern, nicht für 
den Auszubildenden selbst. Unter "Ande­
ren außergewöhnlichen Belastungen" kann 
man Krankheitskoten (Medikamente, Arzt, 
Krankenhaus) aufschreiben. Das lohnt sich 
aber erst bei einigen hundert Mark. Kleine 
Beträge fallen unter den Tisch des Finanz­
amts. 

Verschenkt kein G eld! 

Den Antrag unterschreiben, sonst gilt er 
nicht. Und schnell zum Finanzamt damit. 
Wer zuerst kommt,  hat auch sein Geld 
schnell zurück. Letzter Termin für die Alr 
gabe: 30. April 1 9 7 1 .  Für Eheleute, die 
beide gearbeitet haben : 3 1 .  Mai. 
Und nicht vergessen: Das wichtigste am 
Jahresausgleich ist, daß man ihn überhaupt 
beantragt. Schenkt dem Staat kein Geld. 
Er schenkt Euch auch nichts. 

1 5  
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Auf der riesigen elektronischen An· 
zeigetafel des Olympiastadions er­
schien i n  gewa ltigen Lettern das 
Wort "MUNI CH '72". Von einem 
prasselnden Feuerwerk begleitet, fei­
erten 70.000 Mexikaner d ie Ankün­
digung der nächsten Olympischen 
Spiele. Uns al len, die wi r als Bundes-

deutsche zu dieser Stunde selbst im 
Stadion venNe ilten, überfiel ein zwie­
spältiges Gefühl. "München '72" -

was bedeutete dieser Ausdruck, wa$ 
würde in vier Jahren vor uns l iegen, 
wie werden diese Spiele in unserem 
Heima tland, in der Bundesrepublik 
Deutschland, aussehen? 

Noch 600 Tage bis zum Startschuß sind 1 

heute. Inzwischen sind die Vorstellunge 
über das, was uns erwartet, klarer gewo 
den. In der ständigen Arbeit wird die B 
trachtung über das zu Erwartende nüchte 
ner, spielen emotionale Bewegungen eit 
weniger große Rolle. 
Am 27. Oktober 1 968, als in Mexico Ci I 
die Schlußfeier der XIX. Olympischt 
Spiele stattfand, lagen mehr als ereignisn 
ehe Tage hinter uns Journalisten. Am B 
ginn standen die Demonstrationen mexik 
nischer Studenten und der Polizeiterror 
und das ohnmächtige Gefühl, von diest 
Ereignissen isoliert zu sein. Allein - au< 
wenn wir, weitab vom Geschehen der Mil 



onenstadt, im olympischen Dorf nur über 
Dritte von den Massakern der mexikani­
schen Polizei hörten : Es blieb das Entset­
zen. Olympischer Geist? 

Olympischer F riede unter Polizei­
schutz 

Die sportlichen Ereignisse verdrängten die­
se Randerscheinungen aus dem Bewußt­
sein. Den Blick auf München gewendet, 
kehren die · Erinnerungen wieder. Wenn 
man die Zeitungsberichte über die vorge­
sehenen polizeilichen Maßnahmen für 
München liest, denkt man - zwischen den 
Zeilen, in denen etwas von "psychologi-

schem Vorgehen" der Beamten steht, le­
send - unwillkürlich wieder daran. Bann­
meilen des "olympischen Friedens" sollen 
errichtet werden, Demonstrationsverbot 
wird erlassen - Olympischer Frieden mit 
dirigistischen Maßnahmen erzwungen? Hat 
schon jemand darüber nachgedacht, wieso 
es überhaupt zu Demonstrationen kommen 
könnte? 
Wenn ich heute die Situation 600 Tage vor 
den Olympischen Spielen von München 
einschätzen· will, sozusagen eine Zwischen­
bilanz ziehe, muß ich chronologisch vorge­
hen. Aber wo fängt die Geschichte der 
Olympischen Spiele von München eigent­
lich an? Bestimmt nicht mit dem Tag, an 

dem die Stadt ilÜ'e Bewerbung an das Inter­
nationale Olympische Komitee richtete. 
Die deutsche Sportbewegung spielte schon 
immer eine ganz · spezifische Rolle in der 
internationalen Sportentwicklung. Schon 
lange bevor sich mit der Teilung in zwei 
Staaten auch zwei verschiedene Strömun­
gen, ausgedrückt in zwei selbständigen Na­
tionalen Olympischen Komitees, etablier­
ten. 

1916 - 1936 - 1972? 

Das fing an damit, daß sich die Sportfüh­
rung zu Beginn der olympischen Bewegung 
aus chauvinistischen, nationalistischen 
Gründen gegen die Neubegründung und 
Ausbreitung der Olympischen Idee über­
haupt stemmte. Dazu gehört auch, daß die 
ersten Olympischen Spiele auf deutschem 
Boden, die 1916 in Berlin stattfinden soll­
ten, durch einen von den Deutschen ange­
zettelten Krieg ausfallen mußten. Da 
kommt man, auch wenn dies heute vielfach 
verharmlost wird, nicht an der Tatsache 
vorbei, daß die Spiele 1936 von den Na­
tionalsozialisten in ihrem Sinne miß.. 
braucht wurden. Daß sie als Propaganda­
veranstaltung konzipiert waren, um nach 
innen und außen von den politischen Ge­
schehnissen abzulenken. 
Die Tatsache, wie man in den letzten 
Wochen in der Bundesrepublik den 
75-jährigen Geburtstag des "Nationalen1 
Olympischen Komitees" feierte, scheint, 
wenn man es milde ausdrückt, darauf hin­
zuweisen, daß sich die heutige Sport­
führung mit dieser Geschi�hte voll 
identifiziert. Kann man vor diesem Hinter­
grund die Olympischen Spiele 1972 mit 
Optimismus erwarten? 
Zurück zur Chronik. Mit drei Schlagworten 
untermauerte die Stadt München, repräsen­
tiert durch' Oberbürgermeister Hans-Jochen 
Vogel, initiiert durch Sportpräsident Willi 
Daume, ihre Bewerbung vor dem Inter­
nationalen Olympischen Komitee. "Das 
Olympia der kurzen Wege" hieß das erste, 
"Rückkehr zu den einfachen Spielen" lau­
tete das zweite und schließlich sprach man 
von den "heiteren Spielen", die man zu 
veranstalten -vorhabe. An diesen drei Kern­
sätzen müs8en die Olympiaplaner heute -
und vor allem in zw.ei Jahren - gemessen 
werden. Wir wollen untersuchen, was aus 
ihnen geworden ist. 

Bei den letzten beiden Olympischen Spie­
len in Tokio und Mexico City, auch bei 
den Winterspielen von Grenoble, gab es 
von allen Beteiligten Klagen darüber, daß 
die Wettkampfstätten immer weiter aus­
einanderrückten, daß die Idee, alle Austra­
gungsorte in einer Stadt zu konzentrieren, 
immer mehr in Vergessenheit geriet. Ob als 
Zuschauer, Offizieller oder als Sportler 
selbst - man mußte beschwerliche Anreise­
wege in Kauf nehmen, um vom Olympi­
schen Dorf zum eigentlichen Ort des Ge­
schehens zu kommen. Daher also · der Ruf 
nach dem "Olympia der kurzen Wege". .,.. 

17 



18 

" Kurze Wege" - zu weit 

Mit einem Modell vom Oberwiesenfeld, das 
praktisch nichts gemein hatte mit den 
wirklichen realisierten BaumaßnahmeJ\, 
versprach die Münchner Delegation dem 
IOC eine Konzentration aller Sportstätten 
auf einen Quadratkilometer Umkreis. 
Schon damals hat man wissen müssen, daß 
sich dieser Plan nicht realisieren lassen 
würde. So finden die Reiterwettbewerbe 
im Nymphenburger Park statt, .für die 
Schießwettbewerbe wurde ein völlig neuer 
Stand in Hochbrück, 25 Kilometer vom' 
Oberwiesenfeld entfernt, gebaut. Das ist 
nicht viel näher als in Mexico City (dort 
waren es 35 Kilometer, die durch eine 
Autostraße schnell zu überbrücken waren). 
Offenen Protest rief der Entschluß hervor, 
die Kanu-Wildwasserwettbewerbe - auf 
Bestreben der Bundesrepublik erstmals im 
olympischen Programm - in Augsburg aus­
tragen zu lassen. Über 80 Kilometer Ent­
fernung! Das alarmierte Avery Brundage, 
der damit drohte, diese Wettbewerbe wie­
der aus dem Programm zu streichen. 
Durch seine geschickte Verhandlungstaktik 
und mit der ihm eigenen Beharrlichkeit 
vermochte es Willi Daume, den IOC-Präsi­
denten zu beruhigen. Was bleibt, ist das 
Ärgernis für die Besucher der Spiele, nun 
doch wieder strapazenreiche Anreisestun­
den hinnehmen zu müssen. 
Dennoch kann man sich angesichts der Zu­
sammenfassung von Sportstätten auf dem 
Oberwiesenfeld einer gewissen Faszination 
nicht erwehren. Die Einheit von Leicht­
athletik-Stadion, Sporthallen, Radrenn­
bahn und dem Schwimmstadion zu Füßen 
des Olympiaturms ist imponierend. Die 
Frage, die bisher nicht beantwortet ist, 
stellt sich jetzt so: Was geschieht mit den 
Bauten nach den Spielen, wer zahlt den 
weiteren Unterhalt, besteht überhaupt ein 
ständiger Bedarf an solchen gigantischen 
Sportplätzen? Schließlich sirid die Spiele 
selbst nach zwei Wochen vorbei - die 
Bauten aber bleiben noch Jahrzehnte ste­
hen. 

Von den "einfachen" zu den gigan­

tischen Spielen 

Beherrschend in der Diskussion um die 
Olympischen Spiele ist im Moment das 
Wort vom "Gigantismus". Nicht nur das 
Programm wird immer umfangreicher, 
auch die Zahl der Aktiven steigt ständig, 
das Interesse in der Weltöffentlichkeit -
und vor allem der Ehrgeiz der veranstalten­
den Städte. So gesehen spielte das Ver­
sprechen von der Rückkehr zu den "ein­
fachen Spielen" eine entscheidende Rolle 
bei der Vergabe nach München. 
Das Angebot der Organisaforen klang wirk­
lich verlockend: 520 Millionen Mark wollte 
man für das Fest ausgeben. Psychologisch 
waren die IOC-Mitglieder damals, 1966, be­
sonders von den Vorbereitungen der Win­
terspiele 1 968 geschockt. Frankreichs 
Staatspräsident Charles de Gaulle hatte die 

· Spiele von Grenoble zu seiner Prestigean­
gelegenheit hochgespielt. Im EndeffekA 
liefen sich die Kosten für diese - im W 
gensatz zu Sommerspielen kleine - Veran­
staltung auf über eine Milliarde Mark! Was 
bei der ganzen Konzeption völlig verloren­
ging, war das "olympische Gefühl", (wenn 
man es einmal so nennen will). Das muß 
jeder bestätigen, der damals das "Vergnü­
gen" hatte, zwischen den bis zu 
200 Kilometer entfernten Wettkampfstät­
ten hin und her zu pendeln, die farblose 
Eröffnungszeremonie miterlebte und sich 
ständig über irgendwelche anderen Dinge 
ärgerte. -
Angesichts dieser Pleite sollte nun die 
Abkehr von solchermaßen praktiziertem 
Gigantismus stattfinden. An der Kosten­
entwicklung der Münchner Spiele läßt sich 
ablesen, daß diese Abkehr nicht nur miß­
lungen ist, sondern daß vielmehr eine wei­
tere Eskalation eintrat. 
Die -Voranschläge steigerten sich ständig: 
Von den 520 Millionen Mark wurde s� 
Anfang 1968 nicht mehr gesprochen 9 
mals war man schon erschüttert über eme 
neue Aufstellung, nach der das Fest über 
800 Millionen kosten sollte. Bereits zu die­
sem Zeitpunkt wurde das Wort geprägt: 
"Wir werden mit der Milliarde leben 
müssen". Inzwischen weiß alle Welt, daß 
wir in Wirklichkeit mit mindestens zwei 
Milliarden Mark Ausgaben leben müssen.· 
Die ursprüngliche Aufteilung der Kosten 
(Drittelteilung) zwischen der Stadt_ 
München, dem Land Bayern und dem 
Bund mußte geändert werden. Man kam 
überein, daß die Bundesrepublik fünfzig 
Prozent, Bayern und München je 25 Prc; 
zent der Kosten aufbringen werden. Natür­
lich aus Steuergeldern. 
Angesichts der Gesamtkosten bedeuten die 
finanziellen Unterstützungen, die aus der 
Olymp ia-Lotterie und Glücksspirale er­
wachsen, nicht mehr als einen Tropfen auf 
den heißen Stein. Die Gelder aus Olympia­
Briefmarken, Gedenkmünzen und "��� 
rungs-Zertifikaten" kommen zum gr· 
Teil der "Stiftung Deutsche Sporthilfe. zu­
gute, die den bundesdeutschen Leistungs­
sport aufpäppeln soll (siehe elan 1 1  /70). 

Den größten Posten an Etatmitteln frißt 
eine fixe Idee des Organisations-Chefs Willi 
Daume , das stark umstrittene Zeltdach. 
Obwohl die Realisierung dieses größten 
freischwebenden Dach�s der Welt, das sich 
über das gesamte Oberwiesenfeld spannen 
soll, immer teurer wurde, setzte Daume 
diesen Plan durch. Das Dach wurde zum 
Symbol der Spiele erhoben, mit Gewalt 
soll etwas Einmaliges geschaffen werden. 
Dieses Beispiel ist in seiner Konsequenz be­
sonders erschreckend. Als erster Kosten­
voranschlag für die Erstellung des Zelt­
daches wurden 1 6  Millionen genannt. Es 
meldeten sich schließlich nur �wei Firmen, 
die bereit und technisch in der Lage waren, 
das Vorhaben auszuführen: flir 100 bezie­
hungsweise 130 Millionen Mark! Die jetzt 
gefundene Lösung wird vom Organisa­
tions-Komitee mit 80 Millionen Mark ange-



e! Aber diese Summe dürfte wohl Ie­
i zur vorläufigen Beruhigung der 
1f entlichkeit genannt worden sein. 
rachdem sich der internationale Basket­
all-Verband darüber beschwert hatte, daß 
1 der im Bau befindlichen olympischen 
. asketballhalle nur 5000 Zuschauer Platz 
.nden sollten, bahnte sich auch hier ein 
kandal an. In der Presse wurde von Kor­
.!ption gesprochen, die bei der Vergabe an 
ie Baufirma im Spiel gewesen sein soll. 
•ie Aufregung um diesen Punkt schlief 
mgsam ein (besser gesagt : sie wurde lang­
:tm eingeschläfert), aber immer· wieder 
fluchen Gerüchte über gewissenlose Ge­
�häftemacherei verschiedener Baufirmen 
uf. Umstände, die nicht zuletzt darauf zu­
ickzuführen sind, daß ein großer Perso­
enkreis im Organisationskomitee direkt 
us der Wirtschaft kommt . 

�us "heiter" wurde ernst 

:l6 ein Begriff wurde so vielen Deutun­
e�terzogen, ist auch so umstritten, wie 
filli Daume s Lieblingswort von den "hei­
�ren Spielen". Sicherlich ist die lapidare 
.ussage des für seine zynischen Aussprüche 
·ekannten Bundesligatrainers Rudi Gutell­
orf, "wenn Daume das wirklich gesagt 
.at, dann ist er total weltfremd", indisku­
abel. Ganz ohne Zweifel wollte sich 
>aume durch dieses Wort sein Image als 
,Schöngeist" festigen - heiter natürlich 
licht im Sinne von lachen, sondern von ge-
5st. spielerisch, friedlich - man kann es 
em NOK-Chef sicherlich zubilligen, daß er 
iese Auslegung gewollt hat. 
.ber gerade das wirft Probleme auf. In die­
er Interpretation umfaßt der Begriff von 
en "heiteren Spielen" wirklich alles, was 
�gendwie im Zusammenhang mit dem Er­
ignis steht. Angefangen von der Amateur­
iskussion in der Öffentlichkeit bis zu den 
ielfältigen politischen Problemen, die 
ach wie vor bestehen. 
'e'.hen wir, einige Aspekte an diesem 
ns')!!P!fchsvollen Motto zu messen. Sicht­
arster Ausdruck der "heiteren Spiele" 
ollte das Kulturprogramm sein, das in 
lünchen während des Olympiajahres ge­
•lant ist. Und schon an diesem Beispiel 
eigte sich der wirkliche Ernst der ganzen 
mgelegenheit, schon hier wurde eher V er­
·issenheit als Gelöstheit vorgeführt. 
•er Plan, eine sogenannte "Spielstraße" 
.urch das gesamte Olympiagelände zu 
iihren, auf der sich Künstler total frei aus­
•reiten sollten - es war an Straßentheater, 
.ichtspiele, Ausstellungen unter freiem 
limmel oder ähnliches gedacht - wurde 
.ach harten Kämpfen im Kulturausschuß 
.es Organisations-Komitees wieder begra­
·en. Fürchtete man, daß sich unter den 
Straßentheatern" auch linke Gruppen 
infinden würden? 
•er Komponist Hans Werner Henze bekam 
en Auftrag, eine Olympia-Oper zu schrei­
•en. Nachdem vor etwa einem Jahr bei der 
Traufführung seines politischen Stückes 
.Das Floß der Medusa" rote Fahnen gehißt 

wurden und Henze sich davon nicht distan­
zieren wollte, gab der Münchner "König­
Ludwig-Klub" eine Erklärung über Henzes 
Engagement für Olympia heraus, in der es 
hieß : "Vor allem liegt es nicht in der 
bayerischen Art; Edelkommunismus zu 
züchten." Henze verzichtete auf seine Mit­
arbeit. 
Selbst der weitaus bürgerlichere Dichter 
und heutige Trommler der SPD-Führung, 
Günter Grass, bekam Schwierigkeiten. In 
München sprach man sich gegen seine Zu­
gehörigkeit zum Kulturausschuß der Spiele 
aus. 
Womit wir uns immer mehr dem zentralen 
Thema der Olympischen Spiele von 
München nähern: der Politik. Es begarm 
damit, daß nach der Vergabe der Spiele 
durch das Internationale Olympische 
Komitee zum zweitenmal in der Ge­
schichte der neuzeitlichen Olympischen 
Spiele einem Land die Auflage gemacht 
wurde, politische Garantien zu geben. Das 
ers�emal war es übrigens Hitler-Deutsch­
ll)nd, das ausdrücklich auf Rassendiskri­
nrinierung wählend der Spiele verzichten 
mußte (die Nazis wollten zuerst keine Ju­
den in die Olympiamannschaft aufneh­
men). Hitler gab dann trotz der Erklärung 
dem farbigen Olympiasieger Jesse Owens 
demonstrativ nicht die Hand. 

DDR endlich gleichberechtigt? 

Die Bundesrepublik mußte nach der Aufla­
ge des IOC die Garantie geben, daß die 
Regeln der internationalen Fachverbände 
und des Internationalen Olympischen Ko­
mitees in München beachtet werden kön­
nen. Diese Garantieerklärung war auch sehr 
nötig: Bis vor wenigen Monaten noch wei­
gerten sich die Bormer Behörden, Sieger­
ehrungen bei internationalen Sportmeister­
schaften mit Flaggen und Hymnen zu er­
lauben - wenn ein DDR-Sportler gewon­
nen hatte. Auch auf die Regierungen an­
derer Länder - Frankreich, England, nahm 
Bonn Einfluß, um das Spielen der 
DDR-Hymne aus solchen Anlässen zu ver­
hindern. 
Nur durch den Druck des IOC, durch die 
Drohung, die Spiele wieder aus München 
wegzuverlegen, rang sich die damalige Kie­
singer-Regierung dazu durch, die 
DDR-Hymne offiziell zu erlauben - um 
gleichzeitig aoor zu erklären, daß man jede 
sich bietende .Gelegenheit nutzen wolle, 
dieses Zugeständnis zu umgehen. 
Gerade die von nundesdeutscher Seife so 
oft vorgebrachte Forderung nach Abschaf­
fung der traditionellen Siegerehrungen mit 
Flaggen und Hymnen, um angeblich . eine 
Entpolitisierung des Sportes herbeizufüh­
ren, ist eine hochbrisante politische For­
derung: Man wollte damit "von hinten­
herum" eine politische Anerkennung des 
DDR-Sports vermeiden. 
Ausdruck des Alleinvertretungsanspruchs 
war auch die traurig-berühmte Münzen­
Aufschrift "Spiele der XX. Olympiade in 
Deutschland". Dieser Verstoß gegen die 

Satzungen des IOC - nach der die Spiele 
immer nur an eine Stadt, nie an ein Land 
vergeben werden - brachte große Proteste 
aus den sozialistischen Ländern und eine 
Rüge von IOC-Präsident Avery Brundage 
ein. Iil einer Neuauflage mußte der Text 
geändert werden . 
Die Entwicklung lief � nicht zuletzt auf­
grund der Geschlossenheit der sozialisti­
schen Länder und der konsequenten Hal­
tung des IOC - gegen die Bundesrepublik. 
Zuletzt mußte die bundesrepublikanische 
Sportführung, die nach Schaffung der soge­
nannten "Deutschen Sportkonferenz" in 
noch engerem Kontakt mit der Bonner 
Regierung steht, zumindest in Worten vom 
20 Jahre lang zum Anliegen Nummer eins 
erklärten Alleinvertretungsanspruch ab­
rücken. Noch ist die Zeit, die nach der 
Münchner Übereinkunft zwischen den 
Sportorganisationen der DDR und der 
Bundesrepublik verstrichen ist, zu kurz, 
um zu erkennen, ob jetzt auch wirklich 
Konsequenzen gezogen werden. Ein Blick 
zurück läßt nicht sehr viel Optimismus Z114. 
Einen weiteren Rückzieher der Bundes­
republik bedeutet die Schließung einer 
Ausstellung in der Olympiastadt München, 
in der "die deutschen Ostgebiete" gezeigt 
wurden. Aber noch ist lange nicht der Weg 
frei gemacht zu einem wirklichen "heite­
ren" Olympiafest: Jedenfalls weiß man, · 
daß sich die sozialistischen Staaten die Pro­
paganda-Sendungen der in München sta­
tionierten Radiosender "Radio Free Euro­
pe" und "Voice of America" nicht gerade 
mit Vergnügen anhören, daß man - nicht 
nur in der sozialistischen Welt - mit Be­
stürzung verfolgt, in welchem Maße die 
Olympiastadt zur Heimat der politischen 
Rechten in der Bundesrepublik geworden 
ist. "Vertriebenen-Verbände" stimmen im 
Chor mit der CSU des Herrn Franz Josef 
Strauß das Hetzlied gegen die Verträge mit 
der UdSSR und Polen an, dokumentieren 
unversöhnlichen Haß auf alles, was Sozia­
lismus und Kommunismus heißt. Und in 
diese Stadt sollen die sozialistischen Sport­
ler gerne kopunen, sollen die "heiteren" 
Spiele stattfinden, im Sinne der olympi­
schen Völkerfreundschaft? 
Kein Zweifel: Die sozialisti!IChen Sportler 
werden kommen. Sie werden sich sportlich 
verhalten, werden im Sinne des Neubegrün­
ders der Olympischen Spiele, Pierre de 
Coubertin, die sportliche Freundschaft su­
chen. Die bereits i:Q. der Einleitung ange­
sprochenen Pläne der Organisatoren, eine 
Bannmeile zu schaffen, Demonstrationsver­
bot zu erlassen, deuten aber eindeutig 
daraufhin, daß man mit dem Versuch rech­
ter Kräfte rechnet, das Fest zu stören. Die­
se Kreise wollen die Worte Willi Daumes 
realisieren, nach denen "die XX. Olympi­
>cnen ::>pteJe zu einem Modell gegen den 
Osten werden" n.üssen. 
Olympische Spiele in München - sie bieten 
eine große Chance. Es ist unsere Aufgabe, 
ständig darauf hinzuarbeiten, daß sie wirk­
lich im olympischen Geist ausgetragen 
werden. Es wird noch ein weiter Weg sein. 
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ie Versammlung war gera­
de vorüber. Bill fragte sich, 
wann, zum Kuckuck, er 
wohl nach Hause käme. 
Zwei Autobusse und ein 
Zug! Clifton lag verdammt 

weit vom Grassy Park entfernt, auf 
der anderen Seite der Halbinsel. 
Wunderschön war Clifton nachts mit 
seiner tiefschwarzen, fast leuchten­
den See, die gegen den Strand an­
stürmte. Grassy Park war häßlich, 
öde - nichts als verkrüppelte Büsche 
und Sand. Er mußte mit dem Zug 
zehn Uhr vierzig von Kapstadt abfah­
ren, wenn er den Bus um elf Uhr 
fünfundzwanzig erreichen wollte. 
Verpaßt� er den, dann bedeutete es, 
drei einsame Meilen weit die Klip 
Road entlang zu Fuß gehen zu 
müssen, am Friedhof und dem Holz­
platz vorbei bis zur Lake Road. 
'Die Versammlung hatte in Mervyns 
Wohnung stattgefunden : weiche 
Teppiche und an den Wänden Ge­
mälde von Sekoto und Irma Stern ; 
Reihen von Büchern - Bücher über 
Bücher - broschierte und kostbar ge­
bundene. Die Versammlung hatte 
sich ewig lange hingezogen : 
Anweisungen in letzter Minute, Ver­
teilung von Flugzetteln, Situations­
bericht. Würde der Streik ein Erfolg 
werden? Ob sich wohl auch die von 
Langa und Nyanga anschlossen? Wa­
ren die Farbigen streikbereit? End­
lich hatten sie alles hinter sich und 
kamen heraus. In seinem Kopf 
hämmerte es. Wenn er nur eine Weile 
allein sein könnte ! im Bus und im 
Zug würde es schon gehen. Er hoffte, 
keinen Bekannten zu treffen, denn 
das bedeutete, sich unterhalten zu 
müssen. 
" Soll ich dich mitnehmen, Bill? " Es 
war Valda. Gottverdammt noch mal, 
konnte diese Person ihri niemals in 
Ruhe lassen? 
" Laß nur. Ich warte auf den Bus zur 
Stadt. "  
"Ich kann dich irgendwo absetzen.'' 

"Laß nur. Danke schön. "  
Er hatte Valda bei einer Festlichkeit 
in Sea Point kennengelernt. Sie hatte 
ihm ihre Gesellschaft geradezu aufge­
drängt. Sie war schrecklich fort­
schrittlich, auf betonte Weise. Sie 
liebte die Schwarzen - sie hatten ja 

so viel Rhythmus! -, liebte den Jazz 
und hatte alle Werke von Langston 
Hughes, Richard Wright und Coun­
tee Cullen gelesen. Sie hielt King 
Kong für das größte Drama nach 
Othello und war ganz verrückt dar­
auf, über Bingeborenenkultur zu 
sprechen. Sie fiel Bill auf die Nerven, 
aber irgendwie spürte er, daß sich 
hinter ihrem äußeren Gehabe ein 
empfindsamer, wenn auch ein wenig 
pathetischer Mensch verbarg. Sie er­
klärte stets, es sei Bills Bestimmung, 
ein großer Führer der Farbigen zu 
werden. Sie meinte das im vollen 
Ernst. 
"Aber es liegt doch auf meinem Weg, 
Bill", sagte sie beharrlich. Bill fühlte 
sich in ihrer Gegenwart immer unbe­
haglich, nicht, weil sie sich solche 
Mühe gab, ihn als Gleichen zu behan­
deln, dabei aber immer die weiße 
Gönnerin spielte. Er war müde nach 
all den Diskussionen und dem 
Rauch. Nächtelang hatte er Plakate 
kleben, Flugblätter in Briefkästen 
werfen und der Polizei ausweichen 
müssen. 
"Es tut mir leid, aber ich möchte se­
hen, daß ich nach Hause komme. Ich 
habe einen schweren Tag hinter 
mir. " 
"Du Ärmster, du arbeitest zuviel, 
oder? " 
"Wahrscheinlich. Aber ihr arbeitet 
alle so schwer, und das beeindruckt 
mich." 
"So? " Er dachte, vielleicht sei sein 
Verhalten ihr gegenüber ein wenig 
herzlos. Sie war noch jung und uner­
fahren, hatte gerade die Universität 
beendet, unterrichtete jetzt an einer 
Schule für Weiße und kam zu jeder 
Versammlung. Was ihn ärgerte, war 
ihr verlegener übereifer, zu bewei­
sen, daß sie zur Gruppe gehörte. 
"Wir arbeiten alle gleich schwer", 
wiederholte er. 
"Ich weiß. · Ich frage mich, wie ihr 
das nur schafft . Am Tage eure eigene 
Arbeit und nachts die politische. Es 
muß euch viel Kraft kosten. "  
"Tust d u  nicht das gleiche? " 
"Freilich, mein Lieber. Aber mein 
Unterricht ist um zwei Uhr nachmit­
tags zu Ende." 
"Und das läßt dir viel Zeit für erhol­
same Beschäftigungen, wie die 
hier? " 
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"Ach Bill, ich bin sicher, du meinst 
es nicht so! "  
"Ich habe nicht ganz so viel Glück 
wie du. Ich muß jeden Tag bis halb 
sechs Uhr abends schuften und sonn­
tags den halben Tag." 
"Ich weiß. Aber ihr seid so faszinie­
rend. Alles an euch ist faszinierend." 
"Den Streik findest du auch faszinie­
rend, nicht wahr? " 
Er bedauerte, einen solchen Ton an­
zuschlagen, vermochte sich abe� 
nicht mehr zu beherrschen. Er 
wußte, daß er sie verletzt hatte, aber 
sie ließ sich nichts anmerken. 
"Entschuldige", sagte sie. 
"Was denn? " 
"Wenn ich dich beleidigt habe. "  
"Das hast d u  nicht. "  
"Ein Glück. Nun", sie lachte verle­
gen. "Ich muß fort, soll ich dich be­
stimmt nicht mitnehmen? " 

Er wollte nach Hause kommen. In 
seinem Zimmer allein sein und schla­
fen. Er war verdammt müde. Er 
konnte es nicht einmal ertragen, 
auch nur eine kurze Strecke mit ihr 
zusammen zu fahren. 
"Komm doch mit. Wir können uns 
im Wagen ein bißchen unterhalten . "  

Warum, zum Teufel, war sie nur so 
hartnäckig? Spürte sie denn seine 
Feindseligkeit nicht? 
"Ich muß nach Plumstead. "  
"Ich wohne i n  Kenilworth, aber bis 
dorthin kann ich dich mitnehmen. " 
"Na, schön. Danke." 
Sie suchte im Dunkeln nach ihren 
Schlüsseln. Um ihr zu helfen, zünde­
te er ein Streichholz an. Sie war 
nicht ohne Reize. Rabenschwarzes 
Haar, zu einem festen Knoten gebun­
den, dunkle Augen und ein ziemlich 
schwaches Kinn. Er stieg in ihren 
Austin. 
"Willst du fahren? " fragte sie. 
"Ich kann nicht fahren", erwiderte 
er fast wütend. 
Schweigend rollten sie durch das 
Zentrum von Kapstadt. Die Adder­
ley Street war beinahe menschenleer. 

Ein paar Vagabund�n lungerten in 
der Nähe des Bahnhofseingangs 
herum, Blumenverkäuferinnen rei­
nigten ihre Zinkwannen, einige späte 
Kinobesucher beeilten sich, damit sie 
den letzten Bus noch erreichten. Bill 
hatte das Gefühl, er müsse das 
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Schweigen brechen, aber was konnte 
er nur sagen? Ihm war nicht danach 
zumute, freundlich zu sein. 
"Woher kommst du eigentlich? " 
fragte er ohne große Anteilnahme. 
' 

Ihr Gesicht erhellte sich. Offensicht-
lich hatte sie darauf gewartet, daß er 
den Eröffnungszug machte. "Das er­
rätst du nie." 
Er hatte gar keine Lust zu raten. 
"Aus Vereeniging im Transvaal ! "  
sagte sie. 

· 

"Ich vergebe es dir." 
"Danke", antwortete sie. 
Er war nicht sicher, ob sie es sarka­
�tisch meinte. 
"Ich bin eine ,waare Suid Afrika­
ner'." 
"Mit liberalen Ansichten? " 
"Ja", erwiderte sie. "Von klein auf 
habe ich so gedacht. Es war der Ein­
fluß meines Vaters. Er lehrte mich, 
die Menschen zu achten - alle Men­
schen." 
"Und deshalb bist du Mitglied unse­
rer Gruppe geworden? " 
"Nun, mein Lieber . . .  " 
Das ärgerte ihn - die Art, wie sie es 
immer sagte. 
"Nun, mein Lieber", wiederholte sie, 
"ich stamme aus einem liberalen El­
ternhaus, wie du es nennst, und dann 
hat mir die Uni die Augen geöffnet . "  

"Tun dir die Farbigen sehr leid? " 
"Das eigentlich nicht. Ich verstehe 
nicht viel von der Politik, und ich 
möchte gern, daß mir Leute wie du 
etwas darüber beibringen." 
"Du findest es  faszinierend? " 
Sie empfand den Hieb in seinen Wor­
ten und war für einen Augenblick 
aus dem Konzept gebracht.  Sie fuh­
ren jetzt durch Salt River. 
"Hier arbeite ich", sagte er gleichgül­
tig. 
"Ach, wie fabelhaft ! "  
"Was? " 
"Nichts. Ich habe nur eine dumme 
Bemerkung gemacht." 
Er schwieg. 
"Bist du schon lange bei der Grup­
pe? " fragte sie und blickte unver­
wandt geradeaus. 
"Seit der Herausforderungskam­
pagne." 
"Gefährlich, die Arbeit? " 
"Manchmal muß man schon ein Risi­
ko auf sich nehmen. Die Freiheit 

wird einem nicht auf einem goldene� 
Tablett serviert. "  • 
"Ich weiß, mein Lieber. "  
Wieder herrschte Schweigen zwi­
schen ihnen. 
"Ich habe in der letzten Zeit auch 
gearbeitet, habe Broschüren für den 
Streik verteilt. "  
"In welchem Bezirk? " fragte er. 
"In der Gegend von Athlone, Sunny­
side, Gleemoor." 
"Da ist es für ein weißes Mädchen 
nicht sicher." 
"Oh, ich komme schon zurecht. "  
Sie hielten an einer Verkehrsampel. 
"Der Laden dort gehört meinem On­
kel", sagte sie, als sie an einem hell­
erleuchteten Obstgeschäft vorbeifuh-

· ren. 
"Hmm. "  a 
"Möchte wissen, was er sagen würde� 
wenn er mich hier mit einem 
Schwarzen herumfahren sähe. "  
"Bringt es dich i n  Verlegenheit? " 
"Nein. Mein Vater würde sich nichts 
draus machen, die übrige Familie 
aber wohl." 
"Weshalb fährst du denn mit 
Schwarzen herum? " 
"Menschen sind doch Menschen, 
oder? " 
"Mir fällt auf, daß du übermäßig viel 
an die Hautfarbe denkst. Das ist eine 
umgekehrte Form des Rassenvorur­
teils." Er erwartete und hoffte bei­
nahe, es werde sie kränken oder är­
gern. 
"Gut, daß du mir das sagst. Wenn es 
so ist, muß ich aufpassen, was ic:t. 
sage, und mich das nächste Mal meh .. 
vorsehen." 
Er war entwaffnet. Was konnte er 
nur sagen oder tun, um sie zu är­
gern? 
"Laß uns eine Tasse Kaffee trinken", 
schlug sie heiter vor. 
"Wo denn in aller Welt? " 
"Oh, in irgendeinem Autoschnellim­
biß. Irgend wo muß ja einer sein. "  
"Nicht für uns Schwarze. "  
"Aber geh! Sie werden uns schon be­
dienen, wenn wir im Wagen sitzen 
bleiben. "  
"Bist d u  sicher, daß e s  gut geht? " 
"Ganz bestimmt. Ich bin völlig 
sicher, daß sie nichts dagegen ha­
ben. " 
Er wollte nach Hause kommen. Um 
elf Uhr fünfundzwanzig mußte er sei-



aten Bus erreichen. Was, zum 
Wl<.uckuck, hatte er mit diesem ver­

rückten weißen Frauenzimmer hier 
im Auto zu schaffen? 
"Na schön", sagte er. "Trinken wir 
eine Tasse Kaffee." 
"Zwei bitte" ,  bestellte Valda bei 
dem schwarzen Kellner. 
"Möchtest du eine Bulette, Bill? " 
"Nein, danke, nur Kaffee." 
"Zweimal Kaffee, bitte. " 
Der Kellner zögerte. 
"Zweimal Kaffee, habe ich gesagt." 
"Wir können ihn nicht bedienen, Ma­
dam." 
"Weshalb nicht? " 
Bill war nicht zum Streit aufgelegt. 
Er wußte nicht, warum er zugesagt 
hatte, einen Kaffee zu trinken. Er 

a'ollte den Bus in Plumstead errd­
�hen, nach Hause kommen. 

"Hör zu, Valda, in drei Teufels Na­
men, fahren wir doch von hier fort ! "  
"Weshalb sollten wir? Zweimal Kaf­
fee, und beeilen Sie sich bitte." 
"Es tut mir leid, Madam, aber wir 
bedienen nur Europäer." 
"Warum? " 
I 
Bill war der Meinung, das sei eine 
verdammt dumme Frage . 
"Es ist gegen die Vorschriften, Ma­
dam." 
"Ist es  ein Verbrechen, für seine 
Freunde Kaffee zu bestellen? " 
Irgendwie hatte Bill das Gefühl , Val­
da mache den Kellner verantwort­
lich. Die Sache begann eine Wendung 
zu nehmen, die ihm nicht gefiel. �ör zu , Valda, ich will eigentlich 
gar keinen Kaffee haben." 
"Aber ich. Und ich bestehe darauf, 
daß sie auch dich bedienen. "  
"Madam, das darf ich nicht. "  
"Sie dürfen die Leute nicht bedie­
nen? " 
"Valda, es ist doch nicht seine 
Schuld. Er tut nur seine Arbeit. Ver­
schwinden wir von hier ! "  
"Ich fahre nicht fort, bevor wir be­
dient worden sind ! "  
Der Kellner verließ sie und begab 
sich ins Büro des Geschäftsführers. 
"Laß uns weiterfahren ! "  
"Er ist jetzt Kaffee holen gegangen. " 
"Wir wollen uns doch keine Unan­
nehmlichkeiten einhandeln. "  
"Ich werde uns keine Unannehmlich­
keiten einhandeln, mein Lieber. Ich 
will weiter nichts haben als nur eine 

Tasse Kaffee. Ist das etwas Verwerf­
liches? " 
"In Südafrika ja. " 
Der Kellner kam mit dem Geschäfts­
führer zurück. Es war ein riesenhaf­
ter Grieche, der seinen Rang offen­
sichtlich erst erkannt hatte, als er 
nach Südafrika ausgewandert war. 
"Nun, was ist denn los? " Er sprach 
mit einem starken ausländischen Ak­
zent. 
"Gar nichts. Ich habe zwei Tassen 
Kaffee bestellt, eine für mich und 
eine für meinen Freund ." 
"Für wen - den Nigger da? " 
"Wie können Sie wagen, das zu sa­
gen ! "  
"Hören Sie mal zu, Miß. Machen Sie 
ja, daß Sie von hier fortkommen, 
oder ich hol' die Polizei ! "  
"So eine ve_rdammte Frechheit ! "  
"Möchten Sie, daß ich die Polizei 
hole? " 
"Tun Sie doch, zum Kuckuck, was 
Sie wollen ! Mir jagen Sie keine Angst 
ein ! "  
Bill dachte, nun sei die Angelegen­
heit ganz und gar außer Kontrolle ge­
raten. Er wäre gern ausgestiegen,  um 
mit einem Bus oder einem Zug wei­
terzufahren. Die Sache lohnte diese 
ganze Aufregung nicht. 
"V alda, ich bin der Meinung, wir 
sollten weiterfahren ", sagte er, als 
der Geschäftsführer sie verließ. 
"Ich sehe keinen Grund, weshalb. " 
"Sei nicht albern. "  
"Ich bin entschlossen zu bleiben , 
auch wenn du keinen Schneid hast! "  
Am liebsten hätte e r  sie geohrfeigt. 
Wie weit wollte sie in ihrer Verrückt­
heit noch gehen? · Schneid ! Das hieß, 
sich absichtlich Unan-nehmlichkeiten 
ZU schaffen. Sie saßen schweigend 
da. 
Ein Polizeiwagen kam quietschend 
zum Stehen. Der Fahrer schaltete 
Motor und Lichter aus, blieb unbe­
weglich sitzen und starrte durch die 
Windschutzscheibe; ohne ein Wort 
zu sagen. 
" Laß uns fahren ! "  verlangte Bill. 
"Hören Sie auf Ihren Freund und er­
sparen Sie sich Unannehmlichkei­
ten ", bemerkte der Geschäftsführer, 
der wieder erschienen war. Die Poli­
zisten saßen noch immer unbeweg­
lich da. 

"So eine gottverfluchte Frechheit ! "  
sagte Valda. 
"Fahren Sie jetzt los? " fragte der 
Geschäftsführer höhnisch. 
"Zum Teufel, laß uns von hier fort­
fahren ! "  forderte Bill verzweifelt. 
"Ich bestehe auf meinem Recht ! "  
,Diese Ziege, diese elende Ziege ! '  
dachte Bill. 
Ein Polizist öffnete die Tür des Strei­
fenwagens und kam übertrieben läs­
sig herbeigeschlendert, · die Hand auf 
der Revolvertasche. 
"Irgendetwas nicht in Ordnung? " 
Valda saß schweigend und empört 
da. Bill spielte nervös mit seinem 
Uhrarmband. 
"Will Kaffee für ihren Niggerfreund 
haben ! "  höhnte der Geschäftsführer. 
Der Polizist setzte den Fuß auf den 
Kotflügel des Austin. 
"Was tust du denn da im Auto mit 
einer weißen Frau? " 
Bill schwieg. Er hoffte, Valda 
brächte es fertig, sich zu beherr­
schen. 
"Mach dein dreckiges Maul auf! " 
"Ich tue nichts", sagte Bill. 
"Wo kommst du her? " 
11Von einer Versammlung. "  
"Von was für 'ner Versammlung? " 
Bill verweigerte die Antwort. 
"Mach deinen schwarzen Mund auf! 
Von was ftir 'ner Versammlung? 
Eine, wo ihr weiße Mädchen verge­
waltigt? " 
"Kümmern Sie sich um Ihre Angele­
genheiten ! "  rief Valda aufbrausend . 
"Steig aus dem Auto aus, verdammt 
noch mal·, 'raus mit dir ! " Bill reagier­
te nicht. 
"Hörst du nicht? " 
Bill klammerte sich. unwillkürlich an 
seinen Sitz. Der Polizist riß die Tür 
auf. 
"Raus mit dir! " schrie er und packte 
Bill unsanft an. 
Widerstand zu leisten war sinnlos. 
"Na, gut", sagte Bill. 
Der Polizist führte ihn zur Rückseite 
des Polizeiwagens ab . "Hinein mit 
dir ! "  
Valda stieg aus ihrem Austin. 
"Und Sie", sagte der Polizist, zu ihr 
gewandt, während er die hintere Tür 
verriegelte, "folgen Sie Ihrem 
Freund in Ihrem Wagen. Sie können 
ihm im Kittchen den Arsch küssen ! "  
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elan-Report 

Westdeutsche Gastarbeiter 
am Ku rfürstendamm 

"Wir müssen also feststellen, 
daß wir nur aus dem Grund 
nach Westberlin geholt wurden, 

.-..m den Unternehmern in dieser 
Wltersschwachen und aus­

gezehrten Frontstadt die Profite 
zu sichern. Ansonsten werden 
wir hier wie in einem Gefängnis 
mit freiem Ausgang gehalten." 
Das ist das Fazit aus mehr­
monatigen Erfahrungen, die 
junge Arbeiter aus der Bundes­
republik in Westberlin machen 
mußten. "Deine Chance ist 
Berlin" so hatte man ihnen 
auf den Arbeitsämtern in der 
Bundesrepublik versprochen. 
Sie kamen in eine kranke Stadt. 
Nur vierzig von hundert 
" Gastarbeitern aus West­
deutschland" bleiben länger. 
Warum, schildert Martin 
Buchholz in seinem Report. 

.Deine Chance ist Berl in"  - verspricht eine 
reißarische Westberlin-Werbung des Senats 
seit Jahren schon den westdeutschen Arbei­
tern und Angestellten. 
Umgekehrt wird der Schuh daraus, der die' 
Regierenden drückt: Bei ihrem verfehlten po­
litischen und ökonomischen Konzept der 
Westberlin-Politik, die das Nächstliegende -
nämlich den Nachbarn und Wirtschaftspartner 
DDR - einfach nicht wahrhaben wil l ,  schei­
nen ihnen Arbeitskräfte aus der Bundesrepu­
blik eine der wenigen Chancen zu sein, die 
Westberlin noch hat. l n  der Frontstadt, in der 
bald jeder vierte Einwohner das 65. Lebens­
jahr überschritten hat, braucht die Wirtschaft 
dringend .. junges Blut". Doch sie braucht es 
etwa so wie der selige Graf Dracula: Die 
Prakti ken, die man den meisten Westberlin­
Zuwanderern zumutet; lassen sich wirkl ich nur 
noch mit mittelalterlichen Vampir-Vokabeln 
umschreiben:  blutsaugarisch I 
Mit den jungen Bundesbürgern wird hier ein 
halb staatlicher, halb privater Reibach ge­
macht, von dem in den vielen bunten Bro­
schüren und Werbeprospekten natürlich 
nichts steht. Und auch in den Zeitungen liest 
man meist kein Wort davon. Dort steht nur, 
daß die Zahl der Zuwanderer in letzter Zeit 
stark angestiegen ist. Über die Zahl der .Ab­
wanderer" hört man nur selten etwas. Ab und 
zu muß man aber dennoch kleinlaut Ein­
geständnisse machen. Und das hört sich dann 
so an: 
,.Das rosige Bild und die Versprechungen der 
Prospekte decken sich oft nicht mit den Tat-

sachen. Es hängt meist von der eigenen I n i­
tiative der Neuankömmlinge - 1 969 über 
30 000 statt der erwarteten 25 000 - ab, ob 
sich der Slogan ,Deine Chance Ist Berl i n '  
verwirklicht. Das sind d i e  Tatsachen:  Etwa 
20 Prozent der westdeutschen Arbeitnehmer 
erfüllen itlre einjährige Verpflichtung nicht 
und kehren Berlin vorzeitig den Rücken, ob­
wohl sie dann die ihnen gewährten finan­
ziellen Vergünstigungen zum Teil zurück­
zahlen müssen. Von den übrigen 80 Prozent 
geht die Hälfte nach Ablauf des , Pfiichtjahres'· 
wieder ins Bundesgebiet zurück und wird 
nicht bei uns seßhaft." 
Der h ier zitierte Bericht ist gewiß unverdäch­
tig, .. kommunistische Propaganda" verbreiten 
zu wollen. Er stammt aus der .. BZ", die be­
kanntlich im Hause des Herrn Springer er­
scheint. Oberschrift des Artikels: .. Berlin noch 
keine Stellung wert!"  

Opfer der Hauseigentümer 
und des Senats 

Und warum? Sch ließlich lockt doch der Senat 
mit einer ganz hübschen Stange Geld. Eines 
der wichtigsten Reizmittel ist das sogenannte 
Einrichtungsdarlehen mit 5000,- DM für 
Alleinstehende und 1 0  000 DM für Verhei­
ratete, die sich die erste Wohnung in Berlln 
einrichten. Wo gibt es sonst wohl eine solche 
Chance, bei der Einrichtung einer Wohnung 
vom Staat unterstützt zu werden? Und ein 
Wohnungsproblem gibt es in Westberlin auch 
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elan-Report 

Westdeutsche Gastarbeiter 
am Kurfürstendamm 

nicht. So steht es jedenfalls im Werbematerial 
des Senats : "Jede zuziehende Arbeitnehmer­
fami l ie kann damit rechnen, innerhalb von 
sechs Monaten eine Wohnung zu erhalten." 
Zitieren wir wieder den .. BZ"-Schreiber als 
unverfänglichen Zeugen: " Beim Landeswoh­
nungsamt aber hören die Bewerber, daß man 
für junge, alleinstehende Menschen unter 30 
so gut wie gar nichts tun kann. Familien mit 
Kindern versucht das Amt in  Sozial-Wohnun­
gen u nterzubringen. Aber auch das ist un­
sicher." 
Das ist nicht nur unsicher, sondern geschieht 
in den wenigsten Fällen. Aber angenommen 
- eine wirkl ich kühne Hypothese - ein west­
deutscher Arbeiter hätte nach einiger Su,.tle 
eine Wohnung gefunden und würde nun als 
"Al leinstehender" 5000,- DM vom Senat be­
kommen. Von diesem Geld würde er nicht 
lange etwas haben, denn die Vermieter haben 
sich inzwischen auf die Senatsprämie einge­
stellt:  So fordert man im .. Normalfal l"  schlicht 
zwischen 3000,- und 10 000,- DM "Abstand" 
vom neuen Mieter: Das Geld ist also flöten, 
ohne daß sich der Betroffene (der langsam 
allen Grund hat, " betroffen" zu sein) auch nur 
ein Möbelstück von diesem legendären "Ein­
richtungsdarlehen" angeschafft hat. 
Aber es kommt noch schöner: Natürlich muß 
das Geld zurückgezahlt werden - und natür­
l ich werden auch Zinsen verlangt. Aber das 
steht auch in den Prospekten. Al lerdings wird 
in den Vordrucken kühn behauptet, der Pro­
zentsatz bei der Rückzahlung liege ledigl ich 
bei zwei Prozent. Erst von der Westberliner 
Sparkasse erfahren die Gutgläubigen dann 
zu gegebener Zeit (wenn es nämlich an die 
Rückzahlung geht), daß der Zinssatz nur ein 
Prozent unter dem jeweiligen Diskontsatz 
l iegt. Konkret bedeutet das :  Im Augenblick 
muß das Darlehen schon mit fünf statt mit 
zwei Prozent zurückgezahlt werden, da der 
Diskontsatz sechs Prozent beträgt. Eine faust­
dicke Lüge also, die man den Senatsopfern 
auftischt, um sie nach Westberlin zu locken. 
Nun könnte man zynisch antworten - und 
genau das tat ein Senatsbeamter, den wir zu 
diesem Thema befragten :  "Was wol len Sie 
denn - wer kriegt denn hier schon eine 
Wohnung und somit das Darlehen!"  Womit 
wir wieder beim Wohnproblem wären:  Was 
also tut ein junger westdeutscher Arbeiter, der 
nun einmal. auf die Werbung hereingefallen ist 
und mit seinen Koffern in Westberl i n  sitzt. Er 
sucht sich ein Zimmer. "BZ" : "Berliner Ver­
mieter nutzen den Mangel an möbl ierten 
Zimmern aus, indem sie teilweise Phantasie­
preise fordern oder aber ihren Untermietern 
Mithilfe im Haushalt, manchmal sogar die 
Wartung des Hundes, zumuten. "Sehnse, das 
ist Berl in . .  " 
Aber - Moment mal : Schließl ich gibt es Ja 
noch gemeinnützige Einrichtungen, die Ar­
beiterwohnheime gebaut haben. Zunächst ein­
mal : "Auch die Wohnheime und Werkswoh­
nungen g roßer Firmen reichen bei weitem 
nicht aus, um das Wohnungsproblem zu 
lösen" (so die "BZ"). Aber nehmen wir wie4er 
einmal etwas tol l kühn an, unser Freund aus 
der B u ndesrepubl ik  hätte einen Platz ge­
funden. 
Beispielsweise in einem Heim der sozial­
demokratischen Bürgermeister-Reuter-Stif­
tung, von denen es vier in Westberlln g ibt. I m  
Paui-May-Heim vielleicht: 1 29,- DM Miete 
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für einen Bettplatz. Für 15 Wohnparteien pro 
Flur gibt es dafür immerhin vier Kochplatten 
und eine Dusche. Allen 360 Bewohnern - zu 
denen auch viele Studenten gehören - steht 
ein Klubraum, ein Telefon und - keine 
Waschmaschine zur Verfügung. Außerdem 
gibt es keine M iets-, sondern nur Nutzungs­
verträge, was der Vermieterwillkür Tür und 
Tor öffnet. 

Am Abend steht der Koffer 
vor der Tür . . .  
Im Arbeiterwohnheim Paul Hertz, das der­
selben Stiftung gehört, fehlen ebenfalls Miet­
verträge. Zwei Westberliner Firmen haben 
eine größere Anzahl von Zimmern fest belegt; 
da aber ein Teil meist frei ist, werden sie 
von der Stiftung an andere Arbeiter vermietet. 
Wenn die Firma nun eines " ihrer" Zimmer ab­
ruft, passiert folgendes: Der Arbeiter, der das 
Zimmer bewohnt hat, findet am Abend bei der 
Rückkehr vom Arbeitsplatz seine Koffer vor 
der Tür. 

Wer sagt denn, daß ausgerechnet Deutsch­
lands Mehr-als-Zwei-Mill ionen-Stadt nur mal 'ne 
Reise wert ist? 

Schließlich ist es Deutschlands Hauptstadt, und 
ein kleiner Ausflug mit Ku'damm-Bummel, Weiße 
mit Schuß, Sechstagerennen und Kranzler, mit Ba­
den im Wannsee und "Hertha, Hertha"-Gebrüll ­
das ist bestimmt nicht zu verachten. 

Aber - ehrlich - eine Reise reicht höchstens, 
um auf den Geschmack zu kommen. Berlin macht 
Spaß. Hier ist was los: Sport, Film, Theater, Mode, 
Beatkeller, Galerien, Schlösser, Weltstadtperspek­
tive. Hier wird gebaut und geplant und etwas ge­
leistet - imponierend bei dem vielen Ärger in den 
letzten zwanzig Jahren. 
Schnuppern Sie mal: das ist eine Stadt zum Stau­
nen. Da müßte man mal dabei sein! - Warum 
eigentlich nicht? 
Andere Tapeten, andere Eindrücke. Weg vom täg­
lichen Einerlei, von dem Ort, an dem man alles 
kennt. 
Na, wie wär's? Es ist sogar ganz leicht. Sie brau­
chen nur das Arbeitsamt einzuschalten. Da sitzt 
ein Fachmann in Sachen Berlin. Und in dieser 
Broschüre finden Sie eine Menge Informationen zu 
diesem Thema. 
Genau durchlesen - das lohnt sich. 

Vor kurzem versuchte eine Grupf= : von 30 
Bewohnern des Paui-Hertz-Heims diesen Zu­
stand zu ändern. Auf einem Flugblatt for­
derte man von der Stiftung die Einrichtung 
.e ines Mieterausschusses, der bei Neuauf­
nahmen und Kündigungen gehört wird, der 
Mißstände zu beheben versucht sowie Mitbe­
stimmung für die im Haus tätigen Angestell­
ten der Stiftung bei der Vergabe von Perso­
nalstellen. Aufgrund dieses Flugblattes wur­
den den 30 die sofortige Kündigung ange­
droht, bei zwei " Rädelsführern" wurde sie 
auch vollzogen. 
So reagiert eine sozialdemokratische Stiftung. 
auf Mitbestimmungsforderungen von Arbei­
tern: " Durch die Verteilung des Flugblattes 
mit seinen absurden Behauptungen ung For­
derungen bekennen Sie, daß Sie mit den 
Wohnverhältnissen im Paui-Hertz-Heim ni� 
einverstanden sind und vielmehr Unzufried 
heit in  die Bewohnerschaft hineinzutragen b 
absichtigen. Wir kommen Ihnen deshalb ent­
gegen und kündigen das Nutzungsverhältnis." 
Kommentar überflüssig. 

Zum Thema 
Wohnen 

Die Wohnung, die man sich wünscht, findet 
man selten auf Anhieb. Daß es bei Ihnen spätestens 
in einigen Monaten klappt - dafür hat der Berliner 
Senat allerdings gesorgt. 

Wer zunächst allein kommt, fängt ja oft mit 
einem möblierten Zimmer an. Dafür müssen Sie 
80,- DM bis 130,- DM im Monat anlegen. Meist 
beschafft der Arbeitgeber dieses erste Zimmer. Wo 
das nicht klappt, vermittelt das Arbeitsamt einen 
verbilligten Platz im Hotel. 

Wer weniger als 12 000,- DM brutto im Jahr 
verdient - pro Familienmitglied können Sie noch 
3 600,- DM dazurechnen -, hat Anspruch auf eine 
billige, öffentlich finanzierte Wohnung. Den Antrag 
für einen Wohnungsberechtigungsschein kann 
man sich beim Arbeitsamt holen. Wenn Sie Ihn 
ausgefüllt haben, schicken Sie ihn bitte an: das 

Landesamt für Wohnungswesen, 1 000 Berlln, 
Potsdamer Str. 192. 

Wer zwischen 12 000,- DM und 27 000,- DM 
brutto jährlich verdient (bei jedem Familienmitglied 
zählen Sie noch 7 200,- DM dazu), muß sich eine 
frei finanzierte Wohnung nehmen. Aber der Senat 
hält die Miete durch Zuschüsse auf 4-5 DM pro 
Quadratmeter für ein ganzes Jahrzehnt stabil. Auch 
dafür bekommen Sie bei uns einen Antrag, der 
ebenfalls an das Landesamt für Wohnungswesen 
zu senden Ist. 



"Eine arglistige Täuschung" 

Aber schließlich sind nicht alle Organisationen 
und Heime von dieser Art. Also noch einige 
Exempel : 
D� g ibt es beispielsweise die AR-WO-BAU. 
D1e "Arbeitnehmer-Wohnheim-Gesellschaft 
mbH", die sich dahinter verbirgt, hat ins­
gesamt sechs Heime in entlegenen Außen­
b�zir�en .der Stadt. Die AR-WO-BAU preist 
Sich m emem Prospekt als "Gründung des 
Landes Berlin und der Industrie- und Handels­
ka�m�r �e�l in" an: . .. lh.�e Zielsetzung ist ge­
m�mnutzlg. �.ememnutzig bedeutet : "Die 
Platze werden uber den Arbeitgeber vermie­
te�. der h ier die Mögl ichkeit hat, sich ein be­
stimmtes Kontingent an Plätzen zu sichern " 
Anders ausgedrückt: Die Arbeitsverträge sind 

I ichzeitig M ietverträge. Wenn ein Arbeiter 
Firma wechseln will, wird er wohnungs-

. Ein Druckmittel, das von den Firmen -
insbesondere bei Lohnforderungen - immer 
wieder angewandt wird. 
ln einem Flugblatt hat sich kürzlich eine Ak­
tionsgruppe des AR-WO-BAU-Heims in der 
Zehlendorfer Goerzailee gegen die "über­
triebenen und lügenhaften Redensarten über 
das Leben in Beri in"  gewandt, mit denen .. wir 
Beri in-Zuwanderer besoffen gequatscht wer­
den und dann in den Berliner Senatskasernen 
von der Art der Goerzallee 123-135 lan(jen 
wo wir von einem Drahtzaun umgeben wie i� 
einem Ghetto von der Stadt und ihre� Men­
schen getrennt und isoliert unsere Freizeit 
verbringen müssen." Die Anwerbung in West­
deutsch land durch Firmen aus Westberlin 
lasse sich nur noch mit der Soldatenrekrutie­
rung der Feudalzeit vergleichen : .,Der m ittel­
alterl iche Söldner wurde mit bil l igem Fusel 
für die Armee geworben und dann mit Arsch­
tritten in die Kaserne des Landesfürsten ge­
trieben!" 
Am Beispiel des Wohnheims in der Goerz­
allee, wo .. zwischen dünnen und hellhörigen 
Wänden jedes Gespräch, Musik und das 
•eckerkiingeln der Schichtarbe-iter Über­

gen und selbst das unterdrückte Husten 
hört wirc{. zeige sich, daß die Wohnungs­

versprechen des Senats in seinen Werbe-
broschüren · ·  .. eine arglistische Täuschung" 
seien. Die Heimordnung sei dazu angetan, 
sich wie in einem "Stallplatz" zu fühlen. Für 
einen Raum von 12 qm Größe werden 
132,- DM verlangt. Der Quadratmeterpreis 
liegt also höher als beim sozialen Wohnungs­
bau. Der versprochene Gemeinschaftsraum ist 
noch nicht eingerichtet. Das Anbringen von 
persönlichen Gegenständen an den Wänden 
ist untersagt. 

"Wir leben wie ln einem Slum" 

Fazit der Aktionsgruppe: "Wir müssen also 
feststellen, daß wir nur aus dem Grund nach 
Berlin geholt wurden, um den Unternehmen 
in dieser altersschwachen und ausgezehrten 
Frontstadt die Profite zu sichern, denn wo 
keine Arbeiter sind, kann auch kein Kapitalist 
fett werden. Das einzige, was man an uns 
schätzt, ist unsere Arbeitskraft, die man aus­
beuten kann. Ansonsten werden wir hier wie 
in einem Gefängnis mit freiem Ausgang ge­
halten. " Ähnliche Erfahrungen haben Arbeiter 
gemacht, die in einem anderen AR-WO-BAU­
Heim wohnen : Am Freiheitsweg in Reinicken-

dorf in einem barackenähnlichen Heim -
für eine Lebensdauer von 15 Jahren gebaut - �a�. sich ".�eh den Vorstellungen der "ge­
'!.'emnutzigen B.auherren nach spätestens 
tunt Jahren amortisiert haben soll. Danach will 
man an den Arbeitern verdienen. 
"Wir leben hier wie in einem Slum",  berichten 
Heimbewohner am Freiheitsweg. Die primitive 
S�nel lbauwei�e der Heime läßt fingerdicke 
R1sse in den Wanden auftreten. Teilweise sind 
auch die Deckenbalken durchgefault Und die 
wohnlichen Slum-Verhältnisse .bedingen so­
ziale Slum-Gewohnheiten. Junge Bundesbür­
ger, die neben ihrer Arbeit an Fortbildungs­
und Abendkursen teilnahmen, gaben diese 
Bemühungen schon nach wenigen Wochen 
wieder auf. ln den Zweibett-Zimmern gibt es 
keine Möglichkeit, in Ruhe zu lernen, zumal 
die Wände so hellhörig sind, daß jedes Hu­
sten zu einem mittleren Erdbeben führt. Die 
Lage der Heime ist durch die schlechten Ver­
kehrsverbindungen der äußersten Rand­
bezirke so ghe.ttoartig, .,daß uns am Feier­
abend gar nichts anderes übrigbleibt als zu 
gammeln" . Freundschaften mit Mädchen ge­
hen meist schon nach kurzer Zeit ausein­
ander: .. Noch nicht einmal tagsüber dürfen 
wir uns in unser Zimmer setzen. Soll man 
denn Immer nur durch die Stadt laufen und 
in Kinos gehen?" 
Sie langweilen sich, fallen sich gegenseitig 
auf die Nerven, gammeln herum. Das "gesell­
schaftliche Zentrum"  wird die nächste Eck­
kneipe, wo man auch wieder unter sich bleibt. 
Und einige· Abenteurertypen, durch aben­
teuerliche Senatswerbung angelockt, bestim­
men bald das soziale Klima in diesen Heimen. 
ln  der internen Statistik der Heimleitung am 
Freiheitsweg werden die Vorfälle eines Jahres 
zusammengetragen: 
.. 16mal war die Kriminalpolizei wegen der 
Ver�aft�ng eines Heimbewohners anwesend. 
Zw�1 Dnttel der Straftaten wurde während des 
Helmaufenthaltes in Berlin verübt. Die Skala 
�er Delikt� reicht v�n Mord über Betrug, 
Uberfall, Embruch, Diebstahl bis zur Zech­
prellerei." 24mal wurden Diebstähle gemel­
det, 20mal wurden Kühlschrankfächer auf­
gebrochen, 58mal mußte die Heimleitung 
wegen .betru�kener Randalierer eingreifen, 
12 S�lägere1en mußten durch die Leitung 
geschlichtet werden, 9 minderjährige Mäd­
ct:ten wurden na�ts aus den Zimmern gel]olt, 
v1e���l �urde d1e Raumpfl.egerin .. sexuell 
belast1gt . .Zahlenmäßig n icht zu erfassen 
sind di.e Beschädigungen der Außenanlage 
des He1mes durch Kleinkaliberwaffen. • 

Vorurteile gegen die 
" Gastarbeiter" 
�eine Chance ist Berl in :  Eine echte Chance 
rn �!n Slum-Milieu zu geraten, eine Athmo� 
sphare von Langeweile, Einsamkeit und 
Aggression. Die Chance, ins Asoziale abzu­
rutschen, den Heimplatz eines Tages m it 
einer Gefängniszelle zu vertauschen Die 
Schuld liegt eindeutig beim Senat, der mit 
marktschreierischen Versprechungen junge 
Leute nach Westberlin lockt. um sie hier 
s�s!ematisch zu sozialen Parias zu machen. 
E!mge westdeutsche Arbeiter ziehen daraus 
d1e Konsequenz und entsch ließen sich den 
S.loga.n. " Deine Chance ist Berlin" nich't nur 
emse1t1g zu testen. l n  der Heimstatistik wird 

Reihe ·Passagen 
The-odor W. Adorno I Hanns Eislet 
Komposition fOr den .Film 

214 Selten, mit Notenbei lagen DM 10,-
Die Möglichkeiten. welche die technische Apparatur 
für Kunst in der Zukunft bietet, sind unabsehbar, 
und noch Im verkommensten Fi lm sind Augenblicke 
wo diese Möglichkelten ·Sichtbar aufblitzen. • 

' 

Adorno/Eisler 

Hugo Bal l :  
Zur Kritik der deutschen Intelligenz 

Ein Pamphlet. Herausgegeben und einge­
leitet von Gercl-Klaus Kaltenbrunner 

328 Selten, Pb. DM 14,-
Balls Abrechnung mit der Ideengeschichte gi lt  vor 
allem der Rezeption und Wirkungsgeschichte bei 
Luther, Kant, Hegel und Marx. Das Buch nimmt 
mehrere Intentionen der Negativen Dialektik 
Adornos vorweg , aber auch Blochs, Lukacs und 
Marcuses. 

Frank Böekaimann 
Befreiung des Alltags Modelle eines Zu· 
sammenlebens ohne Leistungsdruck, 
Frustetion und Angel 

188 Seiten, Pb. DM 8,-
lnm itten einer Weil des Reichtums verhalten wir  
uns,  als l ebten wir in  einer Weil des Mangels. Wir 
verkehren die Konkurrenten mitei nander und fürch­
ten uns vor der Befriedigung unserer eigenen Be· 
durfnisse. Dies provoziert Entwürfe von Formen des 
alltäglichen Lebens, die den ökonorl'} ischen Mög­
l ichkeiten angemessener wären. 

Neuer Roter Katechismus 

Herausgegeben von Kerl Freydorf. Mit einem Kom­
mentar von Frank Böckelmann. 268 Seiten, DM 5,-

An die BISHER LETZTE praktische Theorie sich 
haltend, ist dieser Katechismus Inmitten veränderter 
Umstände objektiv selbst Erkenntnismittel nicht 
mehr Bestätigung. 

' 

W. I. Lenin 
Hefte zu Hegels Dialektik 

Aus dem Russischen von A.  Furschtschi k. Einge­
leitet von Thomas Meyer. 256 Selten. DM 10,-
.. Ais Enfant terrible der Tradition steckte Lenlns 
Theorie einen Problemkreis ab, in dem die nach­
folgende Diskussion sich nur mit Unbehagen und 
M i ßtrauen aufhielt. • (Thomas Meyer) 

Gert Mattenklott 
Bilderdienst - Ästhetische Opposition bel 
Beardsley und George 

388 Seilen, 25 Abb. Pb. DM 16,-
Mattenkloll, ein Schüler Peter Szondis deutet die 
Ku_nst als von der Geschichte der Gesel l schaft ge­
pragt� und untersucht di� reale Zeitgeschichte hin­
Sichtlich der W�rkung, d1e die Kunst in  ihr voll­
bringt. Die von ihm interpretierten Materialien um­
fassen außer Bildern Beardsleys und dem Werk 
Siefan Georges wie seines Kreises wichtige Bücher 
der Popularphilosophie. 

J. Stalin I N. Marr 
Marxismus und Fragen 
der Sprachwissenschaft 
und 
Ober die Entstehung der Sprache 

Aus dem Russischen von H. D. Becker. Mit einem 
Nachwort von H. P. Genie. 148 Seiten. DM 7,50. 

.Es ist �n der Zelt, sich an d i e  grundsätzliche Kritik 
�er Stalmschen Theonen zu wagen. Diese Neuver­
offenlllchung kann dabei gute Dienste leisten." 

(Jost Nolte) 

Verlag Rogner & Bernhard 
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elan-Report 

Westdeutsche Gastarbeiter 
am Kurfürstendamm 

dazu lakonisch festgestellt: ,.Sieben Heim­
bewohner sind von einem Besuch in den Ost­
sektor nicht zurückgekehrt.u 
Noch etwas zum Thema " Kriminalität" : Hier 
werden auch all die Vorurteile offenkundig, 
die man gerade bei den Behörden gegen­
über westdeutschen Arbeitern hat. Diese 
,.Westdeutschen" sind eben in den Augen 
einer d u rch Vorurteile gekennzeichneten 
Springer-öffentlichkeit (immerhin hat der Zei­
tun{js-Zar einen Westberliner Marktanteil  von 
70 Prozent der veröffentlichten Meinung) auch 
.. nur Gastarbeiter" : ,.Sicherlich, es sind 
Deutsche", erklärte mir ein Polizeiwacht­
meister in Wilmersdorf, " und die lthaker und 
Jugos sind da gefährlicher, aber sagen Sie 
mal ehrlich: Wer haut denn von zu Hause 
ab, wenn er nicht was auf dem Kerbholz hat. 
Ich will ja nicht sagen, daß diese Leute durch­
weg kriminell sind, aber woran man bei denen 
ist, weiß man doch nicht genau. Doch alles 
Burschen, die sich vor der Bundeswehr 
drücken wollen." 
Die praktische Konsequenz solcher pol izei­
licher Anschauungen liest sich dann so : 

"Mit einem überraschenden, aber eindeutigen 
Freispruch endete gestern in Moabit der Pro­
zeß gegen drei westdeutsche Arbeiter. Die 
Anklage - gestützt auf die Aussage eines 
einzigen Zeugen - hatte ihnen Amtsan­
maßung und räuberischen Diebstahl vorge­
worfen. Doch vor Gericht erklärte der Zeuge 
plötzlich : ,Ich kann nichts Genaues sagen. Ich 
möchte mich nicht strafbar machen.' " (so 
Springers "BZ") 
Was war geschehen? Die drei Arbeiter hatten 
wegen des niedrigen Lohnes in Westberlin 
und wegen der miserablen Wohnverhältnisse 
in ihrem Heim die einzig richtige Konsequenz 
gezogen: Sie wollten nach Hause zurück. Mit 
den Flugscheinen nach Hannover in der 
Tasche setzten sie sich am letzten Abend 
ihres Berlin-Aufenthaltes zusammen und ver­
suchten, ihre bitteren Erfahrungen und die 
Einsicht, daß man sie um ein Jahr ihres Le­
bens durch eine hemmungslose Lügen­
Propaganda schlicht betrogen hatte, hinunter­
zuspülen. ln der Halle des Bahnhofs Zoo, als 
sie gerade das Lokal verließen, stürzte ein 
Mann auf sie zu und beschul digte d ie drei, 
ihn kurz zuvor im nächtlichen Tiergarten 
niedergeschlagen und ausgeraubt zu haben. 
Die Polizei nahm die Arbeiter fest. 
Das war im Juni 1969. Alle Unschulds­
beteuerungen der drei nicht vorbestraften 
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Arbeiter nutzten nichts. Sie kamen für Monate 
in  Untersuchungshaft - aufgrund der An­
schuldigung eines zum damaligen Zeitpunkt 
vollkommen betrunkenen Zeugen, der zudem 
eine siebenjährige Freiheitsstrafe wegen ver­
suchten Raubmordes in seinem Strafregister 
hat. " Ich erinnere mich an nichts mehr", sagte 
dieser Zeuge - 1 0  Monate später - vor Ge­
richt. Erst danach durften die drei Westberlin 
endgültig verlassen. Bei der Polizei und in 
der Justiz zuckte man die Achseln :  Sicherlich, 
eine Panne kann schon mal passieren, aber 
schließlich waren es westdeutsche Gast­
arbeiter, da war die Wahrscheinlichkeit ja 
groß . . . 
Diese Vorurteile findet man überall. ln den 
,.Berliner Blättern ", dem Organ der SP-Linken 
in Westberlin, berichtet ein Zuwanderer: 
.. Wenn man als Bundesbürger hinkommt auf 
das Arbeitsamt in Westberlin, dann heißt es : 
ah, da kommt wieder ein ,Westdeutscher' ! leh 
wurde zum erstenmal als ,Westdeutscher' an­
gesprochen, ich kam mir irgendwie vor wie 
ein Ausländer. Und das hat viele andere auch 
aufgeregt." 

Mit Ämtern und Papierkram hat ein Zuwan­
derer mehr zu tun als ihm lieb ist: "Man 
muß diese ganzen Formalitäten, die über Er­
warten viele sind - mehr geht bestimmt nicht 
mehr, das ist ausgeschlossen ! - über sich er­
gehen lassen. Das alles geschieht unter einem 
so riesigen Aufwand an Papier und Zeit und 
Arbeitskräften, daß das in keinem Verhältnis 
zum ,Erfolg' steht. Dort, im Arbeitsamt, habe 
ich viele getroffen, die sich sagten : da können 
wir nicht mitmachen. Das ist skandalös! Wir 
werden uns das Fahrgeld ausbezahlen lassen 
und wieder zurückgehen." 

1 0  Prozent weniger 
in der Lohntüte . . . 
Der Interviewpartner des SPD-Biattes aber 
wies auch auf den wichtigsten und neural­
gischsten Punkt hin, der den Arbeitskräften 
aus der Bundesrepubl ik erst klar wird, wenn 
sie hier sind : "Generell würde ich sagen, daß 
die Löhne hier etwa 1 0  Prozent - ich glaube, 
das ist nicht zu hoch geg riffen - niedriger 
sind, während Berlin z. B. in Mieten durchaus 
mit jeder westdeutschen Großstadt mithalten 
kann. Ich möchte sagen, daß die Lebenshal­
tungskosten in Beriin bestimmt so hoch sind 
wie irgendwo anders. Es ist mir unverständ­
lich, daß dieser Lohnausgleich zum Bundes-

gebiet, zu anderen Großstädten einfach nicht 
da ist." 
Auch Springers "BZ" muß eingestehen, daß 
zu den Hauptgründen "für den Rückwan­
derungsverlust . . . daß noch zu niedrige 
Lohn- und Gehaltsn iveau in BerUn" gehört: 
"Mit den Löhnen der Ballungszentren west­
deutscher G roßstädte kann Berlin noch immer 
nicht konkurrieren." 
Und das ist noch verharmlosend ausgedrückt. 
Nehmen wir das Beispiel Hamburg : Hier liegt 
der Bruttostundenverdienst eines Industrie­
arbeiters durchschnittlich bei 5,67 DM, der des 
Westberliner Industriearbeiters l iegt bei 5,29 
Mark. Unterschied : 38 Pfennig in der Stunde. 
ln der Woche etwa 16 DM. 
Nicht anders bei den Frauen. ln Hamburg: 
3,ß2 DM. ln  Westberl in:  3,51 DM. Untersch ied : 
31 Pfen nig pro Stunde. ln der Woche etwa 
1 3  DM. Ein Vergleich zwischen zwei Werkea 
eines Konzerns ergibt das gleiche Bild: D­
Arbeiter im Sehering-Werk in Westberl in ver�· 
dient bis zu 88 DM im Monat weniger als sein 
Schering-Kollege in Bergkamen. Lehrlinge 
bekommen in Westberlin im letzten Lehrjahr 
46 DM weniger als in Bergkamen. 

aber die Profite 
sind höher als in der BRD 
Und so ist es bei  allen anderen Konzernen 
auch. Nur in einem ist die Westberliner Sta­
tistik höher: ln dem Profit, den der Unter­
nehmer aus dem einzelnen Arbeiter heraus­
holt. Er verd ient weniger, muß aber mehr 
arbeiten. Unser Kronzeuge für diese Be­
hauptung ist der gewiß unverdächtige Fabri­
kant Walter W. Cobler, Präsident der In­
dustrie- und Handelskammer in Westberlin. 
I m  internen Hausblatt der Unternehmeror­
ganisation verkündete er vor einem Jahr stolz, 
daß "die Produktion gestiegen sei. obwohl die 
Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte erheblich 
zurückging " .  ln den Jahren von 1961 bis 1 967 
ist der Umsatz pro Arbeiter in der West­
berliner Industrie um 57 Prozent gestiegen, -in 
der Bundesrepublik hingegen nur um 39 Pr 
zent, teilte Präsident Cobler mit. Auch hi 
lohnt sich der Vergleich zwischen westdeut­
schen und Westberliner Werken: 
Ein Arbeiter, der bei Daimler-Benz ln Marlen­
dorf beschäftigt ist, erbringt im Jahr durch­
schnittlich 76 700 Mark an Leistu ng. Sein 
westdeutscher Kollege bei der gleichen Firma 
erbringt dagegen 62 100 Mark an Leistung, 24 
Prozent weniger, also fast ein Viertel. 
Beispiel Siemens: ln Westberlin 44 000 Mark, 
in der Bundesrepublik 32 500 Mark. Unter­
schied 30 Prozent. 
Beispiel Eternit: ln Westberlin (Rudow) 84 000 
Mark, in der BAD 48 000 Mark. Untersch ied : 
75 Prozent. 
Beispiel Osram: ln Westberlin 33 000 Mark, 
in der BAD 27 000 Mark. Unterschied : 22 Pro­
zent. 
Das sind Tatsachen. Das steckt hinter der 
Forderung "Junges Blut nach Berlin" : Die 
Vampire warten schon. Gegen diese Blut­
sauger-Methoden hi lft kein Ferneth-Branca, 
sondern nur solidarische Kampfmaßnahmen. 
Dieser Dracula-Zahn muß den Unternehmern 
gezogen werden. 
übrigens, wollen Sie mal 'nen guten Witz 
hören? Kennse den : "Deine Chance ist 
Berlin." 



Im reich und bunt bebilderten "Udo-Jür­
gens-Songbuch" (Axel Juncker-Verlag; 
19,80 DM - Vorwort : Hans Helmut Kirst) 
findet man einen verschlüsselten Hinweis 
auf das Alter und den Geburtsort des 
Sängers: "Dieser ,Jüngling' . . .  wurde in 
Österreich, in der Nähe von Klagenfurt ge­
boren. Und das geschim zu einer Zeit, in 
der aus den Lautsprechern ,Kleine Möwe, 

Aeg nach Helgoland' erklang . . .  " So dich 
Win Gedächtnis nicht im Stich läßt, lieber 
·Leser, kannst du aus diesen Informationer. 

messerscharf folgern, wann und wo Udo 70 
das Licht der Welt erblickte. 

Wenn wir ein anderes billigeres Udo-Buch 
befragen (,Alles über Udo", S.chneider­
Buch S 46_33, Fan-Serie, 4,95 DM), so er­
halten wir des Rätsels Lösung folgender­
maßen erläutert : ,Ottmanach. So heißt das 
vierhundert Jahre alte Renaissanceschloß 
in Kärnten, in welchem Udo am 30. Sep­
tember 1934 geboren wurde." Demzufolge 
ist Udo nicht 70 Jahre, sondern knapp über 
die Hälfte, nämlich 36 Jahre alt. Weitere 
biografische Fakten aus dem Star-Buch: 
"Udo ist genau 1 ,86 m groß und ist eigent­
lich damit zufrieden. - ,Meine Nase ist viel 
zu groß. Was soll ich da bloß machen? ' -
In seinem Paß steht als bürgerlicher Name : 
Udo Jürgen Bockelmann. Weil sich die 
Fans aber nicht gerne lange Namen mer­
ken, hat er den Künstlernamen Udo Jür­
gens angenommen." 

Diese wenigen "Tatsachen" zur Person des 
populärsten Schlagersängers der Bundesre­
publik besitzen geringen Aussagewert. 
Denn die scheinbaren Fakten sind aus· 
wechselbare, manipulierte Chiffren, die das 
Image des Sangers dem jeweiligen Publi­
kumsgeschmack anpassen können. Von un­
gleich stärkerer Aussagekraft sind die Lie­
der selbst, welche die Zuhörer so faszinie­
ren, daß sie den Sänger zum Star und sich 
zu Fans machen. Gedruckt verlieren diese 
Liedertexte viel von ihrem Konzertzauber 
und lesen sich oftmals holprig und stolprig. 

Das Leitmotiv: Frage n icht warum ­
bleibe lieber dumm 

Textprobe aus "Schau nicht hin" 
Doch alles kannst du nicht haben, 
Wenn 's dir auch noch so gefällt. 
Ja, dann schau nicht hin, 
schau nicht hin, 
Dreh dich einfach um, 
Such nicht den tiefen Sinn, 
tiefen Sinn, 
Frag nicht "waru m ", 
Nicht "warum "  
La-la-la - - la-la-la 
La-la-la - - la-la-la. 

Diese erste Textprobe beinhaltet schon das 
Leitmotiv fast aller bundesdeutscher Schla­
ger und Udo-Jürgens-Texte : Sei bescheiden 
auch in deinen Fragen. Alles was du siehst 
und begehrst, kannst du nicht haben, es 

gehört schon anderen, Mächtigeren. Warum 
das so ist? Darüber zerbrich dir nur nicht 
den Kopf. Womöglich kommst du sonst 
auf radikale Gedanken. Verschließe deine 
Augen und schau nicht hin. Frag nicht 
warum - dreh dich einfach um. Warum ist 
die Tabu-Frage Nr. l .  Frage nicht warum -
bleibe lieber dumm. Bescheidenheit macht 
erst richtig glücklich. Den tiefen Sinn 
brauchst du gar nicht zu wissen. Hörst du, 
was ich singe? Mach deine Ohren weit auf, 
dann brauchst du deine Ohren und deinen 
Verstand nicht mehr. 
Mit hypnotisch-sanfter Stimme und zu 
Schlangenbeschwörermusik zieht Udo 70 
ähnliche Register wie die Adenauer-CDU 
mit dem Slogan "Keine Experimente". 

Wo 70 neutralisiert den Konflikt 

Textprobe aus : "Was wirklich zählt auf 
dieser Welt": 
Wenn du mitunter traurig bist, 

Es mag sein, vielleicht, 
Wea das Geld nie reicht, 
Dann sag dir, daß da manches ist, 
Was der reichste Mann, 
Sich nicht kaufen kann. 
Es gibt: Sehnsucht! Träume! 
Nachts das Rauschen der Bäume! 
Es gibt Treue! Freunde! 
Jemand, der zu dir hält! 
Was wirklich zählt 

A uf dieser Welt, 
Bekom mst du nicht für Geld! 

Udo neutralisiert den Konflikt, daß näm­
lich manchen "das Geld nie reicht", wäh­
rend die Reichen nicht nur immer reicher 
werden, sondern dazu immer größeren Ein­
fluß auf Gesellschaft und Politik gewinnen. 
Udo schleimt diese Klassenunterschiede bis 
zur Unkenntlichkeit ein. Merke: "Dann sag 
dir, daß da manches ist, was· der reichste 
Mann sich nicht kaufen kann." Kopf hoch! 
Schau doch, das Rauschen der Bäume ist 
kostenlos. Daran darfst du teilhaben. Und 
denk daran: "Es gibt Sehnsucht! Träume !" 
Warum träumst du deine Konflikte nicht 
fort, denn "was wirklich zählt auf dieser 
Welt, bekommst du nicht für Geld !" 
Mit solcher hausgemachten Philosophie 
spendet Udo Trost. Udo ebnet soziale Un­
terschiede mit halbgaren, halbwahren 
Sätzen ein. Es ist doch heute so: Die über­
wiegende Mehrheit versucht, Prestige und 
Selbstbestätigung durch käufliche und vor­
zeigbare Konsumgüter (Autos, Filmappa­
rate, Stereoanlagen usw.) zu erhalten, wo­
durch sie in den immer größeren Konsum­
zwang, zu Konkurrenzhaltung zueinander 
und zur Beeinflußbarkeit durch die Wer­
bung geraten. Aber: "Gegenüber früheren 
Entwicklungsformen des Kapitalismus un­
terscheidet · sich die heutige Situation 
hauptsächlich dadurch, daß mit der kom­
plizierten Sozialstruktur die gesellschaftli­
chen Fassaden noch täuschender geworden 
sind. Der Arbeiter, der sich heute als Bür­
ger flihlt, weil er am allgemeinen Konsum 
teilnimmt, hat wie eh und je keinen Anteil 
an den Produktionsmitteln, deren gesamter 
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Gewinn nahezu ganz den Eigentümern zu­
fließt." (Helmut Lamprecht in "Teenager 
und Manager", S. 9, Rütten & Loenig, 
1 965) 

Die beste Gesellschaftsform: Die 
eigene Welt 

Textprobe aus: "In dieser Welt":  
In dieser Welt, wo Haß und Neid regieren, 
Wo ohne Sinn die Menschen Kriege führen, 
Und wo die Angst· in all' unsern Herzen 
schlägt, 
da sehen wir noch einen Weg! 
In dieser Welt, die uns gefangen hält, 
baun wiraw· Liebe unsere eigene Welt. 
Wer sich in den privaten Bereich zurück­
zieht, nur sein eigenes Glück als Ziel sieht, 
der bleibt den Herrschenden ungefährlich, 
weil. er nicht mithelfen wird, das Glück und 
die Interessen seiner ganzen Klasse zu �er­
wirklichen. Udo schläfert ein und · ver­
spricht, daß schon über Nacht - im Traum 
- alles besser wird, wenn nur alle mit­
machen bei seinem magischen Schnulzen­
trip. 

I l lusionspil le 
krankheit 

gegen Wohlstands-

Die Magenbeschwerden der Wohlstandsge­
sellschaft, die üppig auf Kosten der sozia­
len Gesundheit produziert und konsumiert 
und trotzdem zuweilen heftig rülpst und 
von Verdauungsstörungen geplagt wird 
(z.B. in wirtschaftlichen Rezessionen), 
heilt der weise Medizinmann Udo mit der 
wohlschmeckenden Illusionspille. Zunächst 
spricht er mit sorgenvoller Stimme die 
Angstgeftihle der Abhängigen an: 
Sag mir wie, sag mir wie 
Weicht die Anpt aw meinem Tag? 
Sag mir wie, sag mir wie 
stell ich mich dem Schicksalsschlag? 
(Aus: So wie die Sonne für alle scheint) 
Und dann verordnet er die Illusionspille in 
dreifacher Dosis: 
l .  Dosis: 
" . . .  so gibt es Glück für uns alle genug, 
nur kann es geschehen, 
daß wir es nicht sehn. " 
(So wie die Sonne . . .  ) 
2. Dosis: 
"Doch so lang ein Mensch noch träumen 
kann, 
wird sicher irgendwann 
ein Traum in Erfüllung gehn " 
(Illusionen) 
3. Dosis: 
"Einmal sind wir alle gleich 
Ob du nun arm warst oder reich" 
(Einmal sina wrr alle gleiCßJ. 

Der moral ische Aufrüster und die re­
ligiöse Läuterung 

Wenn diese symbolträchtigen Worte noch 
nicht den ersehnten Trost schenken, dann 
hat der Seelenmasseur und moralische Auf­
rüster als perfekte Lösung die religiöse Läu-_ 

. terung auf Lager. Da wird er zum Hohe� 
Priester der Verklärungsindustrie : W 
Textprobe aus !,Wer ist Er? " 
' 
Der Schmetterling, • die kleine Flocke 
Schnee . • .  

Wer fand die Form, von wem war die 
Idee? 
Wer komponierte wohl das Lied der Nach· 
tigall? 
Siehst Du sein Werk 
Nicht überall? 
Wer ist er, durch den auch du nur bist 
Den kein Verstand ermißt 
Der A nfang und auch Ende ist, 
Ist nicht auch unsere Bahn 
Ein Teil von seinem Plan ? 

Schlager als Spiegel gesellschaftlicher 
Situation 

So bastelt Udo mit seinen Liedern die heile 
Ersatzwelt zurecht und schreckt selbst vor 
simpelsten Gottesbeweisen nicht zurüc� 
Hüten wir uns davor, im Sänger der strenW 
genormten - nämlich immer gleichen -
Traumwelt nur einen schillernden Falter zu 
sehen, der im Scheinwerferlicht zappelt 
(und dabei über eine Million DM pro Jahr 
netto verdient). Es reicht auch nicht aus, 
skrupellose Manager, deren Produkt der 
Sänger sein könnte, als Alleinschuldige an 
der Art dieser Schlager darzustellen. 
Die Hörer von Schiasem benutzen diese als 
Drogen und geraten in Abhängigkeit von 
ihnen. Nur der Schlager verspricht ihnen 
noch eine glückliche Zukunft, nur im 
Schlager ist z.B. Geld nicht der höchste 
Wertmaßstab. Schlagerhörer . legen ihren 
Schnulzentrip ein, weil sie Abhängigkeit 
nicht nur im ökonomischen Bereich am ei­
genen Leib spüren. Aber die Ursachen die­
ser Abhängigkeit können sie sich nicht er­
klären. Der Ausweg in die Illusion ist dieser 
Art von Schlagerhörern zum Bedürfnis ge­
worden. Hier finden sie scheinbar Gehör, 
der Sänger spricht zu ihnen, greift ihre So­
gen und Ängste auf, tröstet sie mit Ieicht­
Seelenmassage, die immer mit erotischen 
Gefühlen verbunden sein soll: "Denn zu 
seiner Art von Musik muß das Ohr des Zu­
hörers gewissemiaßen an seinem Mund 
sein. Wenn Udo leise singt, muß der Hörer 
das Gefühl haben, daß Udo neben ihm liegt 
und ihm das, wovon er singt, ins Ohr flü­
stert." (Aus: "Alles über Udo"). Der 
Sänger wird ·schließlich zum scheinbar legi­
timierten Sprecher der Sprachlos-Gehalte­
nen, indem er und seine Lieder durch 
Stimmabgabe an die Spitze der Hitparaden 
gewählt werden. 
Wo man in der Bundesrepublik Radio oder 
deutsche Schlager hört, drängt sich Udo 
Jürgens mit genormten Texten, genormter 
Musik und einer "sympathischen Stimme" 
ins Ohr und von dort weiter ins Bewußt· 
sein. Ob man ihn als "Schnulzeilheini" ab­
tut oder sich der Seelenmassage seiner 
Schlager völlig hingibt, an Udo 70 und sei­
nen Liedern kommt man nicht vorbei. Sie 
sind ein Stück westdeutscher Realität. 



• 1 1 1  colonred picture sheets for all people 

living in town and country 

Edited by W erner Hirte 

2nd edition · 128 pages • 35 cm x 24,8 cm 

Cloth binding with dust jacket 34.- M 

This book is colourful and enjoyable. lt is 

colourful in its naive magic of hand-painted 

colourfulness. lt is enj oyable in its metho­

dical and weil-mannered stories in pictures, 

its queer types, and its honourable and 

moth-eaten wisdom of grandmother's time. 

Native wit pokes fun at human-indeed very 

human-weaknesses. Long hefore the first 

"Illustrated Magazine" was born, picture 

sheets reproduced the events of the day. 

Anybody looking through this volume will 

enjoy the fascinating colours-they have heen 

perfectly reproduced in the printing pro­

cess-and the humorous orginality of these 

prints. 

Die 
Schwiegermutter 
und das 
Krokodil 
1 1 1  bunte Bilderhogen für alle Land- und 

Stadtbewohner 

Herausgegeben von W erner Hirte 

2. Auflage · 128 Seiten · 24,8 cm X 35 cm 

Leinen mit Schutzumschlag 34,- M 

Bunt ist dieses Buch und vergnüglich. Bunt 

in seinem naiven Zauber handgemalter 

Farbigkeit. Vergnüglich in seinen betulichen 

Bildergeschichten, seinen kauzigen Typen 

und seinen ehrwürdig-verstaubten Groß­

mutterweisheiten. Hier spielt urwüchsiger 

Volkswitz mit den menschlich-allzumensch­

lichen Vorkommnissen des Lehens. Lange 

noch bevor die erste "Illustrierte Zeitung" 

in die Welt ging, gaben Bilderbogen die 

Tagesgeschichte wieder. Die faszinierende 

Farbigkeit, die in den Drucken dieser Aus­

gabe voll erhalten blieb, die humorvolle 

Originalität dieser Blätter rufen noch heute 

das Vergnügen des Betrachters hervor. 

Auslieferung für Westdeutschland und WestherliD durch Rogner & Bernhard, München. 

Eulenspiegel Verlag Berlin 
DDR-108 Berlin • Kronenstraße 73-74 
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Bildband 

Junge Menschen 
im jungen Staat 
Herausgegeben vom Zentralrat der FDJ 

Zusammengestellt von Herbert -Thur 

Geleitwort von Günther Jahn 

Einführung von Hans Weber 

Etwa 260 Seiten 

Etwa 280 Fotos 

Leinen 

Etwa 12,- M 

1. Auflage 1969 
Lesealter : ab 14 Jahre 

Verlag 
Neues Leben 

Unsere Veröffe ntlich ungen können i n  

Westdeutschland, i n  Westberl in und i m  

Ausland ü ber den Buchhandel bezogen 

werden. 

Bestel lu ngen nehmen auch die Firma 

Deutscher Buch - Export u. - I mport GmbH, 

DDR - 701 Leipzig, Postfach 1 60 und der 

Verlag entgegen. 

Im sozial istischen Ausland können 

Beste l lungen nur über d ie Buchhand­

l ungen für fremdsprachige Literatur 

erfolgen. 

VERLAG N E U  ES L E B E N  B E RLIN 
DerVerlog der  j u ngen Generation 
DDR - 1 08 Berl i n  
Postfa ch 1 223 
Telefon : 20 02 1 1  

Inhalt: 
Etwa 280 histori:sche sowie neu­

zeitliche Fotos, sinnvoll miteinan­

der verbunden, mit originellen und 

interessanten Bildmotiven ver­

mischt, geben einen eindrucksvollen 

Überblick über die Entwicklung der 

jungen Generation vom .schweren 

Anfang bis zu ihrer hervorragen­

den Rolle bei der Gestaltung des 
· entwickelten gesellschaftlichen Sy­

stems des Sozialismus in der Deut­

schen Demokratischen Republik. 

Dabei werden auch die kleinen und 

großen Begebenheiten aus dem 

Alltag junger Menschen nicht ver­

gessen. 

Das Foto zeigt den zweifachen 

Weltmeister im Radsport, Gustav 

Adolf Schwr - ein Vorbild _der 

Jugend. 
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jugendpolitische 

Neue Richtlinien zur Anpassung den erhoben wird, soll mit den neuen 
Richtlinien jetzt die "parlamentarisch-re­
präsentative" Willensbildung - nicht jene 
durch außerparlamentarische Aktionen, 
durch Streiks, durch Abstimmungen, durch 
Reform des bestehenden Parlamentarismus 
- bejaht werden, die für sich allein genom­
men nicht zur Durchsetzung der Interes­
sen der arbeitenden Bevölkerung ausreicht. 
Es ist eindeutig klar, daß diese Verbindung 
von Förderung und Pflicht zur Anpassung 
an das bestehende System sich gegen kriti­
sche junge Leute und ihre Organisationen 
richtet. Sie richtet sich gegen Demokraten, 
die Kritik am kranken bürgerlichen Parla­
mentarismus mit seiner Willensverbildung 
durch 5-Prozent-Klausel, Parteibürokratien, 
Abgeordnetenhandel und Mandatekunkelei 
üben, um wirklich demokratische Struktu­
ren durchzusetzen und den Auftrag des 
Grundgesetzes "Alle Staatsgewalt geht vom 
Volke aus" zu · verwirklichen. Indem die 
Regierung neue Barrieren vor einer Bezu­
schussung demokratischer Jugendverbände 
errichtet, will sie offenbar eine kritiklose 
Anpassung an das kapitalistische System 
und eine!) Verzicht auf den Kampf um De­
mokratisierung aller Lebensbereiche, auf 
Kampf gegen die Monopole, erreichen. 

Jlllii..O Jah re Bundesj ugendplan - COU-Ro l l mann erzwang 
�esch l u ß  gegen SDAJ Harnburg - Geld f ü r  d i e  DJO, n icht 

für den VDS I Von Ulr ich San�er 

Der Bundesjugendplan wurde 20 Jahre alt. 
Ein Sonderheft der Zeitschrift "Deutsche 
Jugend", Ministerreden, Zeitungsinterviews 
- das übliche zu einem solchen Geburtstag. 
Gleichzeitig wurde eine Renovierung an 
den Richtlinien des Bundesjugendplans 
vorgenommen. Spätestens hierbei wurde 
deutlich, welchen Weg der Bundesjugend­
plan in den letzten 20 Jahren zurückgelegt 
hat und wessen Instrument er ist. Einst 
eine bedeutende Errungenschaft der demo­
kratischen Jugendarbeit, diente er später 
bald auch der Anpassung der Jugend an 
eine restaurative Politik der Wiederaufrü­
stung und Wiedererrichtung der alten Be­
sitz- und Machtverhältnisse. Jugendgrup­
pen, die sich politisch links engagierten, 

m Weltjugendfestival fuhren oder gar 
ntakte zur Jugend der sozialistischen 
nder herstellten, mußten mit dem Ent-

zug der Förderungsmittel rechnen. Später 
waren solche bedeutsamen Organisationen 
wie der S DS und der Verband Deutscher 
Studentenschaften Opfer der Politik de� 
geschlossenen Geldhahns. 
Jetzt gibt's die neuen Richtlinien. Danach 
soll die internationale Jugendarbeit, welche 
die Regierung als Teil ihrer Außenpolitik 
ansieht, ebenso verstärkt gefördert werden 
wie die politische Jugendbildung - die 
nächste Bundestagswahl kommt bestimmt ! 
Der "Sonderplan Berlin" wird ers.tmals in 
den Bundesjugendplan eingegliedert, um so 
auch die Jugendarbeit in jene Demonstra­
tionspolitik hineinzuziehen, mit welcher 
der Anspruch auf das nicht zur Bundesre­
publik gehörende Territorium Westberlin 
unterstrichen werden soll. Damit auch die 
Deutsche Sportjugend rechtzeitig vor dem 
Olympia-Jahr ihre finanzielle Situation ge­
genüber den anderen Jugendverbänden ver­
bessern kann, wurde ein neues Programm 

"Sportliche Jugendarbeit" in den Bundes­
jugendplan aufgenommen. Schließlich soll 
künftig die Förderungswürdigkeit der Ju­
gendverbände von der Bejahung der "parla­
mentarisch-repräsentativen Willensbildung" 
abhängig gemacht werden. 
Mit diesen neuen Richtlinien wird die Ab­
sicht erneut deutlich, dem Bundesjugend­
plan die Funktion als Instrument zur For­
mierung der Jugend im Sinne der jeweili­
gen Regierungspolitik zu erteilen. Aller­
dings hat es selbst die CDU/CSU, als sie in 
der Regierung war, vermieden, den system­
erhaltenden und anpassenden Charakter 
des Bundesjugendplans so deutlich zu for­
mulieren. Dies blieb der SPD vorbehalten. 
Obwohl im Jugendwohlfahrtgesetz sehr 
eindeutig eine "den Zielen des Grundgeset­
zes förderliche Arbeit" als Bedingung für 
öffentliche Förderung von Jugendverbän-

Die Behörden ziehen die Bewilligungsschraube bei Jugendplangeldern an. Neue Richtlinien sollen 
Organisationen wie DJO und Marine-Jugend die Zuschüsse aus Steuergeldem sichern. VDS und SDAJ 
hingegen werden diskriminiert. Aber die Behördenentscheidungen werden nicht mehr widerspruchslos 
hingenommen. In Harnburg (Bild) demonstrierten Jugendliche vor dem Rathaus. 
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Zwar behauptet die Regierung, "den Bun­
desjugendplan im Dialog mit der Jugend 
fortzuentwickeln". Es ist aber bezeich� 
nend, daß ein Beratungsgremium der Re­
gierung wie das Bundesjugendkuratorium 
- in dem die kritische Jugend kaum Inte­
ressenvertreter hat - mehrheitlich Beden­
ken gegen die Veränderung der Richtlinien 
anmeldete, während nur bei der CDU /CSU 
und ihren Abgeordneten im Bundestagsaus­
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
ungeteilter Jubel für diese Art "innerer Re­
form" ausbrach. 
biesen Kreisen, die den Dialog gern mit 
Wasserwerfern und Schlagstock fUhren, ge­
fällt es auch, daß der große, durch reprä­
sentative Willensbildung (!) der Studenten 
getragene Verband Deutscher Studenten­
schaften weiterhin von Bundesjugendplan­
mitteln ausgeschlossen bleiben soll, wäh­
rend das "Ansinnen" - so Staatssekretär 
Heinz Westphal -, die Förderung der DJO 
einzustellen, von der Bundesregierung zu­
rückgewiesen wurde. Aufgrund repräsenta­
tiver Willensbildung (!) hatte eine Menrheit 
des Bundesjugendringes die Deutsche Ju­
gend des Ostens als nationalistisch und re­
vanchistisch erkannt. Doch die Auffassung 
der Mehrheit des Bundesjugendrings inte­
ressiert die Regierung offenbar nicht ; denn 
sie setzt die materielle Förderung der frie­
densgefährdenden Politik der DJO fort. 
Über die Auffassung des zuständigen Ju­
gendrings setzten sich auch der Hamburger 
Senat und seine Behörden hinweg. In der 
Hansestadt hatte eine Mehrheit der Depu­
tation der Jugendbehörde dem Antrag der 
SDAJ auf Anerkennung als förderungswür­
diger Jugendverband zugestimmt. Noch be­
vor der Beschluß veröffentlicht wurde, 
schaltete sich der CDU-Bundestagsabgeord­
nete Dietrich Rollmann ein, der öffentlich 
antikommunistische Hetzparolen gegen die 
SDAJ verbreitete. Der Senat bekam das 
Zittern, die Parteien in der Deputation zit­
terten mit, das übrige tat der Antikom­
munismusbeschluß der SPD von München : 
Heimlich, still und leise führte die Deputa­
tion eine neue Sitzung durch und "be­
schloß" die Ablehnung des SDAJ-Antrags. 
Das Springer-Organ "Hamburger Abend­
blatt" wußte - bevor die SDAJ offiziell 
Bescheid hatte - zu melden: "Staat will 
SDAJ nicht unterstützen", weil sie "kom­
munistisch" ist. 
Die Hamburger SDAJ nahm die Entschei­
dung nicht ohne Protest hin. Sie legte Wi­
derspruch bei der Deputation ein. Mitglie­
der der SDAJ demonstrierten zum Rathaus 
und erklärten in Flugblättern :  "Die Hal­
tung der Jugenddeputierten und insbeson­
dere des zuständigen Senators Schulz wirkt 
um so bedenklicher, wenn man mit in 
Rechnung zieht, daß eine reaktionäre, na­
tionalistische Organisation wie die DJO, 
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die offen gegen Frieden und Entspannung 
in Europa auftritt, aus Steuermitteln geför­
dert wird." 
Als "nicht begründet" hat auch der Ham­
burger Jugendring die Deputationsentschei­
dung gegen seinen Mitgliedsverband SDAJ 
verurteilt und gefordert, den Beschluß 
rückgängig zu machen. Die Arbeit der 
SDAJ wird positiv b�urteilt. Mit einem be­
sonderen Knüller warteten die Hamburger 
Jungdemokraten auf. Sie erklärten, Bewei-

Betr. Herab­
setzung des 
Volljährig­
keitsalters 

Das Jahr 1970 hat einen erfolgreichen 
Abschluß des jahrlangen Kampfes der 
Jugend unseres Landes um die Herab­
setzung des Wahlalters gebracht. Wenn 
man an den heftigen Widerstand solcher 
Politiker wie Dr. Bruno Heck (CDU) 
und Heinz Westphal (SPD) gegen die 
Herabsetzung denkt - um nur zwei der 
wichtigsten Verfe chter der Beibehal­
tung der alten L ösung zu nennen -, 
dann scheint die letzte Phase bis zur 
Herabsetzung beinahe leicht und mühe­
los überwunden worden zu sein. Liegt 
es daran, daß die Politiker mit der poli­
tisch aktiven Jugend ganz andere Sor­
gen hatten in den Jahren 1 967 bis 
1970, als daß sie es sich hätten leisten 
können, ausgerechnet drei Jahrgängen 
das Wahlrecht vorzuenthalten ? 
Der Erfolg, der in der Herabsetzung des 
Wahlalters nach über 60 Jahren demo­
kratischen Kampfes, insbesondere der 
Arbeiterjugend, liegt, ist dennoch nicht 
hoch genug einzuschätzen. Er ist ver­
gleichbar mit der Durchsetzung des 
Frauenwahlrechts, der ebenfalls ein 
jahrzehntelanger Kampf vorausging. 
Die herrschenden Kreise verstärken ihre 
Bemühungen, die Jugend für sich zu ge­
winnen. Sie möchten die fünf Millionen 
neuen Wähler für sich an Land ziehen. 
Nun habt Ihr Euer Wahlrecht, nun 
unterlaßt aber auch bitte das Demon­
strieren; seid hübsch parlame ntarisch, 
sagen sie. (Siehe "Neue Richtlinien zur 
Anpassung") 
Dieses Jugendmagazin hat sich immer 
für das Wahlrecht 18 eingesetzt. Wir 
sind dafür, daß Abgeordnete mit 
21 Jahren in die Parlamente einziehen 
können. Aber wir haben etwas gegen 

se daflir zu haben, daß Hamburger Wirt­
schaftskapitäne die CDU-Deputierten unter 
Druck gesetzt hätten, um den ersten Be­
schluß flir die SDAJ in sein Gegenteil zu 
verkehren. 
Die Hamburger Praktiken und die Donner 
Richtlinien, die Angriffe auf die politische 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit der 
demokratischen Jugendarbeit darstellen, 
bleiben umstritten. Die Auseinanderset· 
zung geht weiter. 

jene Politiker, insbesondere der CDU/ 
CSU, die jetzt so tun, als gehörten sie 
zu den Freunden der Jugend, nachdem 
sie über 20 Jahre unsere Forderungen -
auch die nach dem herabgesetzten 
Wahlalter - mißachtet und mit Polizei­
terror auf die Straßendemonstrationen 
der Jugend geantwortet haben. 
Zu diesen Jugendfreunden gehört auch 
der CDU-Jugendexperte Dietrich Roll­
mann (MdB), der uns "mit freundlichen 
Grüßen " den Entwurf seiner Partei zur 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters 
in die Redaktion senden ließ. "Damit 
Deutschlands Jugend glaube, daß nicht 
allein die SPD ihr Wohl will, trägt nun 
auch die Union ihr Scherflein zur 
Mündigkeitssprechung der jungen 
Staatsbürger bei", schrieb Springers 
" Welt" in ungewohnter Ironie über das 
Bemühen der CDU, nur gar rechtzeitig 
mit dem Wahlkampf anzufangen und ­
wenn man schon das herabgesetzte 
Wahlalter hinnehmen mußte - dann 
auch ein herabgesetztes Volljährigkeits­
alter als Wahlgeschenk den jungen Leu­
ten zu überreichen. 
Um es klarzustellen: Wir wollen die 
Vorverlegung der Volljährigkeit. Liebe 
Wähler, nehmt die Volljährigkeit, aber 
wählt nicht jene, die Euch ködern wol­
len. So mu}S die Devise lauten. 
Gleich allen demokratischen Errungen­
schaften wird die Herabsetzung des 
Wahlalters und des Volljährigkeitsalters 
nur dann richtig wirksam, wenn sie kein 
formaler Vorgang ist, sondern benutzt 
wird zur Durchsetzung weiterer demo­
kratischer Forderungen. Wie gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit. Wie Mitbestim­
mung der Jugend im Bildungswesen 
und im Betrieb. Wie Rechenschaftsle­
gung der Abgeordneten vor den Wäh­
lern. Wie finanzielle Förderung aller de­
mokratischer Jugendverbände, ohne 
Vorbedingungen. Wie A bschaffung der 
undemokratischen 5-Prozent-Klausel, 
die Hunderttausende zwingt, gegen ihre 
Überzeugung zu wählen oder auf das 
Wahlrecht zu verzichten. 
Mit dem Erreichten darf man sich nicht 
zufrieden geben. 

Ulrich Sander 



Solidarität: 
Entreißt sie den Henkern! 

"Unsere Feinde sehen sich mit 
der wachsenden Erkenntnis 
des Volkes konfrontiert, daß 
die konzentrierten Anstren­
gungen, Revolutionäre zu 
liquidieren, nur eine weitere 
Form des täglichen Völker­
mordes sind, der auf das Kon­
to der Brutalität der Polizei 
und der elenden Lebensbedin­
gungen in den Ghettos und 
den Wohngebieten an den 
Stadträndem kommt." 

In einem einzigen Satz ist hier 
das menschenfeindliche Wesen 
des Imperialismus umrissen. 
Die diesen Satz schrieb, ist in 
höchster Gefahr: Angela Davis 
wurde an ihre Todfeinde, den 
kaliforniseben Gouverneur 
Ronald Reagan und seine 
Clique ausgeliefert, die eine 
Todeszelle im Zuchthaus San 
Quentin flir sie bereit halten. 
Professor Angela Davis, 
26 Jahre alt, Bürgerrechts­
kämpferio und Kommunistin, 
hat aus der Zelle heraus in 
einer Erklärung flir die Presse 
jene Wahrheit formuliert, die 
die Reaktionäre erschrecken 
und um sich schlagen läßt, in 
Brasilien wie in den USA, in 
Portugal wie in Spanien, in 
Griechenland, Iran und an­
derswo: "Unsere Feinde sehen 
sich mit der wachsenden Er­
kenntnis des Volkes konfron­
tiert!" 
Wenn sich die Imperialisten 
stark und zukunftssicher 

flihlten, würden sie wohl in 
"liberalerer" Weise herrschen 
und ein joviales Gesicht auf­
setzen. Aber sie sehen die 
Kräfte des Widerstandes, die 
Kräfte der Demokratie und 
des Sozialismus, der nationa­
len Befreiung auf dem Vor­
marsch. Es ist die Angst um 
den Bestand ihres Systems, 
die sie brutaler werden läßt. 

I 
In den USA: Angela Davis 
wird unter lügnerischen Be­
schuldigungen mit Justizmord 
bedroht. Hunderte Mitglieder 
der Black Panther Partei sit­
zen im Gefängnis. Einer ( der 
Führer dieser Partei, Bobby 
Seale, wird vom Tod auf dem 
elektrischen Stuhl bedroht. 
Mit dem Justiz- und Polizei­
apparat soll der Widerstand 
gegen die Herrschaft der Mo­
nopole in den USA, gegen den 
Völkermord in Indochina und 
gegen den Rassismus gebro­
chen werden. 
In Spanien: Sechs baskische 
Oppositionelle sind mit der 
Todesstrafe bedroht. Zehn 
weitere sollen für insgesamt 
754 Jahre hinter Zuchthaus­
mauern. Ihr einziges Verbre­
chen ist der Widerstand gegen 
das faschistische Franco-Regi­
me und ihre Mitgliedschaft in 
der baskischen Freiheitsorga­
nisation ETA. 
In Brasilien: Insgesamt 1 2.000 
politische Gefangene sind der 
Folter und der ständigen To­
desdrohung ausgesetzt. Sie 
werden in KZs gehalten, weil 
sie würdige Lebens- und Ar­
beitsbedingungen verlangten. 
In Griechenland : Tausende 
politische Gefangene 
schmachten in den KZs des 
Obristensystems, weil sie flir 
die Wiederherstellung demo­
kratischer Rechte des Volkes 
eintreten. 
Im Iran: Der persische Stu­
dent Hussein Rezai, der ge­
meinsam mit dem Rechtsan­
walt Dr. Heldmann aus der 
BRD in seine Heimat gefahren 
war, um flir die politischen 

Gefangenen einzutreten, wur­
de verhaftet. Er teilt das 
Schicksal der üb,er 20.000 po­
litischen Gefangenen des 
Schahs. 
In Portugal: Die Sicherheits­
polizei D.G.S. setzt die Tradi­
tionen ihre berüchtigten Vor­
gängerin PIDE trotz des dema­
gogischen "liberalen" Gehabes 
des Regimes von Staatspräsi­
dent Marcello Caetano fort. 
Tausende politische Häftlinge, 
die Widerstand geleistet hat­
ten gegen das faschistische Re­
gime und die kolonialistischen 
Unterdrückungskriege Portu­
gals in Guinea-Bisau, Angola 
und Mozambique, werden in 
den Gefängnissen gehalten 
und gequält. 
Dem Imperialismus sind Gren­
zen gesetzt, gegen die er an­
rennt : In Vietnam, wo die 
USA ihre Aggression aus­
dehnt, die zum Scheitern ver­
urteilt ist. Im Nahen Osten, 
wo arabische Territorien von 
Israel mit Hilfe der anderen 
imperialistischen Mächte be­
setzt gehalten werden und der 
Plan, die arabischen Länder in 
einen halbkolonialen Status 
zurückzuführen, nicht aufge­
geben wurde. In Afrika, wo 
Portugal das freie Guinea 
überfällt und wo die Bevölke­
rung zahlreicher Länder vom 
Neokolonialismus unterdrückt 
wird. In Europa, wo mit Hilfe 
der NATO die faschistischen 
Regime gestützt werden, wo 
die NATO Westberlin als 
Brückenkopf erhalten will. 
Doch die "Erkenntnis des 
Volkes" über das Wesen des 
Imperialismus ist nicht mehr 
aufzuhalten. In der Angst um 
den Bestand ihres Systems 
richten die Imperialisten ihren 
Terror gegen den Feind im 
Inneren, gegen das eigene 
Volk. Dabei sind sie sich der 
Hilfe der anderen imperialisti­
schen Mächte sicher. Kein 
noch so korruptes System, 
keine faschistische Diktatür 
und keine kolonialistische 

Macht, der nicht die Herr­
schenden der Bundesrepublik 
und die Bundesregierung herz­
lich zugetan wären. Über die 
NATO und direkt, durch Waf­
fenhilfen und durch wirt­
schaftliche. politische und 
moralische Hilfe ist Bonn mit 
den Kriegen in Indochina, in 
Nahost und Afrika, mit den 
militaristischen und faschisti­
schen Regimen in Europa und 
Lateinamerika verbunden. 
Daraus erwächst für alle pro­
gressiven und demokratischen 
Bürger unseres Landes die be­
sondere Verpflichtung zur So­
lidarität. 
"Entreißt Angela Davis und 
Bobby Seale, die baskischen 
Patrioten und alle vom Tode 
bedrohten Gefangenen ihren 
Henkern." Das ist der millio­
nenfache Ruf in aller Welt 
und auch bei uns. Der Inter­
nationale des Kapitals wird 
die internationale Solidarität 
der Arbeiter und aller Demo­
kraten entgegengesetzt. 
Die Jugend klagt den Imperia­
lismus an, lautet die weltweite 
Lsoung. Dazu gehört die welt­
weite Solidarität. 
Für das Jahr der arbeitenden 
Jugend 1 97 1  haben sich 
Gruppen der Arbeiterjugend 
konkrete Aufgaben für die 
Entwicklung der Solidarität 
gestellt :  Publizierung der 
Schicksale einzelner vom To­
de bedrohter Kämpfer, Geld­
sammlungen für Familien poli­
tischer Gefangener und für die 
Völker lndochinas, Informa­
tionsstände, Petitionen, Un­
terschriftensammlungen und 
Protesterklärungen an die Bot­
schaften der betreffenden 
Länder. 
elan wird dabei helfen. elan 
wird Polit-Posters (wie das 
umseitige von Angela Davis) 
veröffentlichen. elan ist be­
reit, die Solidaritätsschreiben 
an die Betroffenen weiterzu­
leiten und Anschriften der 
Botschaften und andere Aus­
künfte zu geben. Schreibt uns! 
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DJO entging knapp dem Ausschluß forderte, einen Ausschluß der DJO auf je­
den Fall zu verhindern. 

38. Vollversammlung des Bundesj ugendrings verurtei lt  
nationalistische und revanchistische Pol iti k 

Das mit Spannung erwartete Ergebnis der 
geheimen Abstimmung ergab 36 Stimmen 
für einen Ausschluß, 1 6  dagegen und ftinf 
Enthaltungen. Damit ist die DJO ganz 
knapp - zwei Stimmen fehlten an der 
Zweidrittelmehrheit - an einem Ausschluß 
vorbeigekommen. 

Von Wolfgang Barteis 

"Eine weitere Mitgliedschaft der DJO im 
Bundesjugendring würde den in der Sat­
zung niedergelegten Grundsätzen des Ju­
gendrings, der sich für gesamtdeutsche Ju­
gendkontakte, internationale Begegnungen 
und Verständigung der Jugend in der Welt 
einsetzt und militaristische und nationali­
stische Tendenzen bekämpft, widerspre­
chen." 
So hieß es in einem gemeinsamen Antrag 
der DGB-Jugend und der Falken, der der 
38. Vollversammlung des Deutschen Bun­
desjugendringes am 24. und 25. November 
in Westhertin vorlag. Das eigentliche The­
ma der Vollversammlung war zwar "Beruf­
liche Bildl!ng - Stiefkind der Gesellschaft" 
(�._Heft 3/7 1 ), doch die Diskussion um die 
DJÖ fand in der Öffentlichkeit den stärke­
ren Widerhall. 
Die Diskussion in Westhertin war die Fort­
setzung der Auseinandersetzungen, die auf 
der vorletzten Vollversammlung in Alten­
berg begonnen hatten. Damals verurteilte 
die Vollversammlung das Auftreten der 
DJO während der Brandt-Stoph-Gespräche 
in Kassel : "Die Mitgliedsverbände des 
DBJR sind . . .  einig in der Ablehnung des 
Versuches der DJO, mit Provokationen 
und nationalistischen Tönen die Bemühun­
gen um eine Friedenspolitik der BRD zu­
nichte machen zu wollen". 
Dieter Lasse, Bundesvorsitzender der Fal­
ken, antwortete jetzt in seiner Begründung 
zum Ausschluß-Antrag jenen, die geglaubt 
hatten; die DJO würde sich in der Zwi­
schenzeit ändern. "Wer glaubt das wirklich 
und in Ernsthaftigkeit, daß sich eine Orga­
nisation von ihrem eigenen Bild trennen 
kann, wer glaubt denn wirklich, daß eine 
Organisation von der eigenen Geschichte, 
die sie hatte, sich entfernen kann? Wer 
glaubt, daß eine Organisation wie die DJO 
sich aus ihrer Abhängigkeit von bestimm­
ten, auf das Gestern gerichteten Organisa­
tionen trennen kann? " 
Für die DJO sprach deren stellvertretender 
Bundesvorsitzender Henning Müssigbrodt. 
Die DJO zeigte sich nicht bereit, sich von 
den Kasselei Äußerungen ihres Bundes­
führers Pattock zu distanzieren. Müssig­
brodt erlaubte sich sogar die Frechheit, 
eben diese Erklärungen im Wortlaut noch 
einmal zu proklamieren. 
Eine lange Debatte der Vollversammlung 
schloß sich an. Als einziger Jugendverband 
wagte es der Bund der Deutschen Katholi-
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sehen Jugend, sich offen auf die Seite der 
DJO zu stellen. Der Sprecher des BDKJ, 
Dieter Herberts, nahm die DJO gegen alle 
Vorwürfe in Schutz. Zum Erstaunen vieler 
Delegierter hat sich d�r BDKJ damit erneut 
als ein Verband der Rechten profiliert. 
DGB-Jugend, Falken, Naturfreundejugend, 
DAG-Jugend und Evangelische Jugend nah­
men klar gegen die DJO Stellung. Gerhard 
Weber (CVJM), stellvertretender Vorsitzen­
der des DBJR, wies Pressionsversuche 
"eines anderen Jugendverbandes " zurück. 
Er meinte damit die Junge Union, die der 
DJO mehrfach bescheinigt hatte, daß diese 
"eindeutig auf dem Boden der freiheitlich­
demokratischen Grundordnung" stehe und 
"weder nationalistische noch revanchisti­
sche Zielsetzungen" hege. Weber verwahrte 
sich ebenfalls gegen die Interventionsversu­
che "eines Ministerpräsidenten". Die spon­
tan geäußerte Vermutung eines Delegierten 
- "Bayern !" - bestätigte sich dann auch 
sofort, als der Präsident des Bayrischen Ju­
gendringes, Hermann Kumpfmüller, ein an 
i1in gerichtetes Fernschreiben aus der bay­
rischen Staatskanzlei verlas, das dazu auf-

Im Anschluß an diese Debatte wurde der 
neue DBJR-Vorstand gewählt. Dr. Wolf­
gang Reifenberg (BDKJ) wurde wieder 
Vorsitzender. Stellvertreter wurden Walter 
Haas (DGB-Jugend), Dieter Lasse (Falken), 
Werner Lichtwark (Evangelische Jugend) 
und Gerhard Weber als Vertreter der Lan­
desjugendringe. A Die DGB-Jugend hat inzwischen beschlos..._ 
sen, den Antrag auf Ausschluß der DJO 
1 97 1  zu wiederholen, "wenn diese ihre na­
tionalistische Haltung nicht ändert" ! Daß 
das nicht eintreten wird, zeigt die neueste 
Ausgabe des DJO-Verbandsorgans, "Der 
Pfeil" 1 2/70: Hermann Kinzel, der auf der 
Vollversammlung Gerhard Weber "Amts­
mißbrauch" und "Diffamierung des 
DBRJ" vorgeworfen hatte, schreibt zu dem 
"Hinweis aus dem offiziellen Polen, daß 
wohl nunmehr von keinem - auch nicht 
von den Vertriebenen - die Oder-Neiße­
Grenze mehr in Frage gestellt werden 
dürfte": 
"Wer so argumentiert, hat die Arbeit der 
DJO, ihre Ziele und Aufgaben nie verstan­
den"! 

Jungsozialisten ringen um 
Standort 
Bundeskongreß zeigte die Jungsozialisten als progressivste 
Kraft i n  der SPD - Dennoch : Halbheiten und Widersprüche 
Von Kurt Schacht 

Noch nie standen die Jungsozialisten so im 
Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit wie 
auf ihrem Bundeskongreß vom 1 1 . bis 
1 3. Dezember in Bremen Ihre progressive 
Rolle in der SPD hat sie unter starken Be­
schuß einerseits der Springerpresse bis zum 

. "Bayernkurier" gebracht, andererseits der 
Rechtsaußen in der eigenen Partei. Nur we­
nige SPD-Prominente genießen bei den Ju­
sos noch so viel Respekt, daß sie als Ge­
sprächspartner akzeptiert werden. 
Während Parteivorsitzender Willy Brandt 
und Fraktionschef Herbert Wehner in Bre­
men mi t  Beifall empfangen wurden, zisch­
ten und buhten die Delegierten den Partei­
generalsekretär Wischnewski und den Chef-

planer des Kanzleramtes, Horst Ehmke. 
aus. Wann immer der Name Helmut 
Schrnidt fiel - der es vorgezogen hatte, 
erst gar nicht nach Bremen zu kommen -, 
erhob sich lautes Protestgeschrei. 
Flexibel in der Methode, aber hart in der 
Sache verteidigten Willy Brandt und Her­
bert Wehner die antikommunistischen Be­
schlüsse der SPD-Führungsgremien von 
München. Der SPD-Vorsitzende zeigte sich 
empört daß die Jungsozialisten diese Be­
schlüsse als Instrument charakterisierten, 
die sozialistischen Kräfte in der SPD zu­
rückzudrängen und einen primitiven Anti­
kommunismus neu zu beleben. Das eigent­
liche Motiv, so erklärte er, liege darin, der 



Aktionseinheitspolitik der DKP entgegen­
zuwirken. Er forderte die Jusos auf, die Po­
litik der SPD-Führung aktiv in der jungen 
Generation zu vertreten. 
Mit einem rhetorischen Feuerwerk versuch­
te Herbert Wehner, die Jusos zu beein­
drucken. Er redete ihnen zu Munde : "Ent­
scheidungsschlacht", "klassenpolitischer 
Durchbruch in einem so entwickelten kapi­
talistischen Land", "Darauf kacken wir", 
"Schweinischer Merkur", "lästerliche Re­
den" Helmut Schmidts, "Kommunisten 
sollten im europäischen Parlament" sein. 
Die Jungsozialisten tobten vor Beifall -
und bewiesen damit, wie leicht sie noch 
aufs Kreuz gelegt werden können. Nur 
schwache Buh-Rufe, als Wehner den Kom-�unisten unterstellte, sie wollten die so­
zialdemokratische Partei eliminieren. 
Widersprüchliche Aussagen in der Diskus­
sion. Einheitlich wurden die Münchener 
Beschlüsse als undemokratisch zustande ge­
kommen verurteilt. Aber während die 
einen die aufrichtige Zusammenarbeit mit 
der DKP und der SDAJ in allen Fragen des 
gemeinsamen Interesses wollen, die ande­
ren nur zur punktuellen Zusammenarbeit 
bei deutlicher Abgrenzung bereit sind, gibt 
es eine dritte Gruppe, die es für richtig 
hält, sich von links und rechts abzugren­
zen. Dennoch: primitiver Antikommunis­
mus ist bei allen Jusos nicht gefragt. Kenn­
zeichnend für die Atmosphäre auf der Kon­
ferenz : mit starkem Beifall wurden die Ju­
gendvertreter aus den sozialistischen 
Ländern begrüßt. 
Willy Brandt wurde mit harten Fragen kon­
frontiert : Will die SPD-Führung die Fehler 
von vor 1933 wiederholen? Ist sie sich be­
wußt, daß der Antikommunismus die de-�okratischen Kräfte in ihrem Kampf gegen 
Rechtskreise und Monopolkapital 
;chwächt? Warum grenzt sie sich gegen 
rechts nicht ab? Laue und ausweichende 
Antworten. 
Der Bundeskongreß beschäftigte sich nur 
wenig rni t den von den Rechtskreisen aus­
gehenden Gefahren. Anträge für die völker­
rechtliche Anerkennung der DDR, für die 
rasche Ratifizierung der Verträge von Mos­
kau und Warschau, flir die baldige Einberu­
fung einer europäischen Sicherheitskonfe­
renz konnten aus Zeitnot nicht behandelt 
werden. 
Dafür wurde eine Flut von Entschließun­
gen zu Fragen der Steuerpolitik, Mitbe­
stimmung, Bildung, Gesundheitspolitik 
usw. verabschiedet. Sie enthalten wertvolle 
progressiv-demokratische Forderungen. 
Gegen rechts wurde gefordert : Ausschluß 
der DJO aus den Jugendringen auf allen 
Ebenen, Einstellung der finanziellen Unter­
stützung für die Vertriebenenverbände, 
scharfer Kampf gegen die rechtsextremisti-

sehe "Aktion Widerstand .. , Unterstützung 
der Aktionen gegen den "Bund Freiheit 
der Wissenschaft". 
Aber mehr als damit befaßten sich die De­
legierten mit Strategieproblernen. Welchen 
Inhalt haben die sozialistischen Zielvorstel­
lungen der Jusos? Wie verbinden sie den 
Kampf um Tagesforderungen mit dem so­
zialistischen Ziel (systemüberwindende Re­
formen)? Mit welchen Bündnispartnern ar­
beiten sie zusainmen? Wie arbeiten sie in 
der Bevölkerung und in der Jugend, wie in 

der SPD selbst (Doppelstrategie)? Auf die­
se Fragen wurden teils abstrakte, teils wi­
dersprüchliche und verschwommene Ant­
worten gegeben. Die Jungsozialisten haben 
ihren grundsätzlichen Standort noch nicht 
gefunden. Das war ihnen selbst bewußt. 
Deshalb wollen sie sich im Frühjahr 
nächsten Jahres auf Arbeitskongressen mit 
Strategieproblernen auseinandersetzen. 
Aber alles in allem: die Jungsozialisten ha­
ben· sich in Bremen wiederum als die pro­
gressivste Kraft in der SPD erwiesen. 

Suche nach Gemeinsamkeiten 
Jugendorganisationen aus 26 europäischen Staaten trafen sich 
in München I Von Wolfgang Barteis 

"Erste. Europäische J ugenddelegiertenkon­
ferenz", so nannten die Veranstalter -
CENYC (Europäischer Jugendrat - Dach­
organisation der westeuropäischen Natio­
nalkomitees) und DNK (Deutsches Natio­
nalkomitee für internationale Jugendarbeit 
- ihm gehören der Deutsche Bundesju­
gendring und der Ring politischer Jugend 
an) - ein Treffen von Vertretern von Ju­
gendorganisationen aus 26 europäischen 
Staaten und von 1 7  internationalen Ju­
gendorganisationen in der Zeit vom 2 .  bis 
zum 6. Dezember 1970 in München. 
Doch in dieser Bezeichnung stecken gleich 
zwei übertreibungen. Zum einen war es 
nicht die "erste" europäische Jugendkonfe­
renz, zum andem verspricht der Begriff 
"Jugenddelegiertenkonferenz" ein reprä­
sentatives Delegationsprinzip, das von den 
Veranstaltern nicht angewandt wurde. Vie­
le westeuropäische Jugendorganisationen, 
die an der Spitze des Kampfes für Frieden, 
Demokratie und sozialen Fortschritt ste­
hen, sind aus verschiedensten Gründen 
nicht in den Nationalkomitees ihrer Länder 
vertreten - doch nur diese Komitees waren 
eingeladen. Beispiele sind die SDAJ, die 
FDJ von Westberlin, die kommunistischen 
und sozialistischen Jugendverbände aus 
Frankreich, Italien und England. Nur weil 
es die Europakommission des WBDJ - die 
mit 1 5  Delegierten vertreten war - ihnen 
möglich machte, waren diese Jugendver­
bände dennoch in München dabei. 
Nicht nur der Auswahlmodus stieß auf viel 
Kritik bei den Delegierten. Auch Mängel 
im Bereich der vorgesehenen Thematik 
wurden kritisiert. So bedauerte z.B. der 
WBDJ-Präsident Angelo Oliva, daß das 
Thema des Faschismus völlig fehlte. 
Themen der Konferenz, .die in fünf Arbeits­
gemeinschaften tagte, war die Bestandsauf-

nahme der Lage der Jugend in Europa, die 
Zusammenarbeit der Jugendorganisationen 
für eine friedliche Entwicklung Europas, 
Methoden und Erfahrungen internationaler 
Jugendbegegnung, Vorstellungen über ein 
"Europäisches Jugendwerk", und der Bei­
trag der Jugend zur europäischen Friedens­
ordnung. 
Man war von Anfang an davon ausgegan­
gen, daß die Konferenz keinerlei Resolutio­
nen verabschieden werde, doch die Berich­
te aus den Arbeitskreisen waren minde­
stens genau so deutlich. wie z.B. das Ab­
schlußkommunique der Sicherheitskonfe­
renz der europäischen Jugend in Helsinki 
ein Vierteljahr zuvor. Auf der Grundlage 
der Anerkennung der im Ergebnis des 
2. Weltkrieges entstandenen Grenzen, der 
völkerrechtlichen Anerkennung der DDR 
und des Kampfes gegen Imperialismus und 
Faschismus muß die Jugend heute einen 
konkreten Beitrag zur Sicherung des Frie­
dens in Europa und zur Zusammenarbeit 
leisten. Qie Verträge der Bundesrepublik 
mit der Sowjetunion und Polen wurden 
durchweg begrüßt. 
Die Mehrzahl der Jugendverbände in 
München fragte nicht nach Differenzen, 
sondern die Diskussionsbeiträge waren ge­
tragen vom Willen, trotz unterschiedlicher 
weltanschaulicher und politischer An­
schauungen die vorhandenen Gemeinsam­
keiten herauszustellen und nach neuen zu 
suchen. Die wenigen - wie z.B. Manfred 
Dumann von der Jungen Union -, die 
stattdessen nach der Konfrontation such­
ten, fanden sie auch. Sie gerieten in die 
Isolierung! 
Noch ein wichtiges Ergebnis: das Konfe­
renzpräsidium protestierte in einem Tele­
gramm an die Bundesregierung gegen die 
Einreiseverweigerung für die beiden vietna-
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mesischen Vertreter, die in Dortmund an 
der Solidaritätsveranstaltung der SDAJ teil­
nehmen wollten (siehe S. 52). 
Heinz Westphal vom Bundesjugendministe­
rium wird mit dem Kongreß nicht ganz so 
zufrieden sein. Seinem Lieblingskind, 
einem "Europäischen Jugendwerk" unter 
der Alleinverfügungsgewalt der westeuro­
päischen Regierungen und des Europarats, 
wurde in München eine klare Absage er­
teilt. 
Die Konferenz zeigte :  den Kampf für die 
Sicherung des Friedens in Europa (und da­
mit in der Welt) muß die Jugend gemein­
sam führen. Doch Konferenzen bleiben un­
verbindliche Selbstbeweihräucherungen, 
solange diese Gemeinsamkeiten nicht Aus­
druck in der Praxis der Jugendverbände 
finden und kein fester Bestandteil des tägli­
chen Kampfes sind. Für die Jugendverbän-

de der Bundesrepublik heißt das konkret, 
aen Angriff von rechts gegen jegliche Ent­
spannung zurückzuschlagen. 
Eines steht fest : für diese friedensfeindli­
chen Kräfte war die Konferenz in München 
ein Mißerfolg. Der jugendpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Dietrich 
Rollmann, erklärte :  die Konferenz war 
"weitgehend ein Familientreffen mit un­
klaren Trennungslinien zwischen demokra­
tischen und kommunistischen Sozialisten, 
wobei die kommunistischen und die links­
demokratischen Sozialisten und ihre 
Sympathisanten die politischen Ergebnisse 
dieser Konferenz ganz eindeutig bestiinmt 
haben". Die Kalten Krieger sehen ihre 
Felle davonschwimmen. Für sie ist ohnehin 
jeder an Frieden und Entspannung interes­
sierte Mensch als "kommunistisch" ver­
dächtig. 

Reinhard J u nges Buch besprechung : 

»Der Verfall der inneren Führung<< 
Eine wichtige Untersuchung über die pol itische 
Bewu ßtseinsb i l d u ng in der Bu ndeswehr 

Die jüngsten Straferlasse gegen Wehrpflich­
tige der Aktion "Soldat 70" haben erneut 
den wahren Charakter der Bundeswehr ver­
deutlicht; abermals wurde bestätigt, daß 
Begriffe wie "Staatsbürger in Uniform" 
kaum mehr sind als wohltönende Phrasen. 
In diesem Zusammenhang sei hier von 
einem kürzlich erschienenen Buch die Re­
de, das sich speziell mit der als "demokra­
tisch" angepriesenen "Inneren Führung" 
auseinandersetzt, den Inhalt und das Ent­
stehen dieser Konzeption untersucht, ihre 
innere Widersprüchlichkeit aufdeckt und 
die Frontalangriffe reaktionärer Generale 
gegen sie einschätzt. Hans-Helmut Thielen: 
"Der Verfall der Inneren Führung - Poli­
tische Bewußtseinsbildung in der Bundes­
wehr". 

Kernpunkte der Untersuchung sind die 
Fragen nach dem Warum und Wozu des 
Konzeptes der "Inneren Führung" sowie 
ihrer Handhabung in der Praxis der Bun­
deswehr. Thielen räumt ein, daß sich Graf 
Baudissin bei ihrer Erarbeitung im Auftra­
ge des Amtes Blank (aus dem im Jahre 
1 955  das Bundes-"Verteidigungs"-Ministe­
rium hervorging) zwar verbal von den Prin­
zipien des Kadavergehorsams der Hitler­
armee distanziert (S. 7 der Studie), in der 
Praxis aber anstrebt, "daß sich die Wehr­
pflichtigen von sich aus noch einmal der 
Macht beugen, der sie ohnehin aufgrund 
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der äußeren Situation (Wehrpflicht, R.J.) 
zwingend unterworfen sind." (S. 52) 
"Innere Führung" entlarvt sich nach weit­
verbreiteter Meinung im Offizierskorps der 
Bundeswehr und anband einschlägiger 
Äußerungen ihrer führenden Generale als 
"zeitbedingte innen- und außenpolitische 
Konzession an die Gegner der westdeut­
schen Wiederaufrüstung" (S. l l) und zu­
gleich als Manipulationsinstrument zur 
"ideologische(n) Verschleierung der wider­
sprüchlichen Aufgabenbestimmung der 
Bundeswehr" (S. 40). 
Thielen hat seiner Untersuchung vorrangig 
das "Handbuch Innere Führung" (erschie­
nen 1966), die "Schriftenreihe Innere 
Führung - Reihe Bolschewismus" und 
einige Jahrgänge der "Informationen für 
die Truppe" zugrundegelegt, da diese 
Schriften wohl am ehesten "als Ausdruck 
des politischen Selbstverständnisses der Ar­
meeführung angesehen werden können, so­
weit es sich in diesen Schriften, unter den 
Augen einer kritischen Öffentlichkeit, arti­
kuliert." (S. 24) Seine wesentlichsten 
Schlußfolgerungen lauten wie folgt : 
"Innere Führung" hat als erstes die Aufga­
be, die Bundeswehr als eine Armee darzu­
stellen, deren wichtigster Auftrag Friedens­
sicherung per "Abschreckung" laute. Ihre 
Grundideologie ist der Antikommunismus, 
der hier "als Ersatz- und Nachfolgeideolo­
gie des Antisemitismus" (S. 1 3 4) fungiert. 

Kernstück des auf dieser Grundlage zu­
rechtgeschneiderten Freund-Feind-Sche­
mas ist die ständige Gegenüberstellung von 
"Freier Welt" und "Bolschewismus" Es 
hat die Aufgabe, den staatsmonopolisti­
schen Kapitalismus mittels eines seiner 
sozio-ökonomischen Inhalte entkleideten 
Demokratiebegriffs zu rechtfertigen und 
als "verteidigungswürdig" hinzustellen. Der 
Kapitalismus erhält hier "seine positiven 
Inhalte in erster Linie durch die Konfron­
tation mit der absoluten Negativität des 
feindlichen Gegenbildes, und der Fetisch 
,Freie Welt' kann die realen Verhältnisse 
nur verdecken, indem das Feindbild Kritik 
und Kritiker als kommunistische Agenten 
denunziert und einen Zwang zur kollekti­
ven Identifikation mit dem Positiv der so­
genannten Freien Welt produziert .• 
(S. 1 32) .. Thielen hat in seinem Buch eine beacht­
liche Fülle von Belegen zusammengetragen. 
Zitate der folgenden Art, der "Schriften­
reihe Innere Führung" entnommen, reden 
eine deutliche Sprache : "Was die Kommu­
nisten auch über die Freie Welt aussagen 
mögen, es ist Lüge, Verleumdung oder Un­
sinn"; "Der sowjetische Imperialismus in 
Europa konnte sich nicht die Aufgabe stel­
len, (wie die klassische Kolonialmacht der 
Seemä chte) einem primitiven Kannibalis­
mus zu wehren, Seuchen zu bekämpfen 
und Schulen zu bauen. Er konnte nur zer­
stören. Und er hat zerstört . . . " (zitiert auf 
s. 14 1 u. 157). 
Hier, in der empirischen Untersuchung vor­
handenen Materials, liegt Thielens Stärke. 
Seine Grenzen werden dort sichtbar, wo es 
notwendig wäre, die gewonnenen Kennt­
nisse zu verallgemeinern, sie in den Rah­
men der marxistischen Imperialismus­
Theorie zu stellen und sie so für den ru:._ 
militaristischen Kampf demokratischer u 
sozialistischer Soldaten nutzbar zu ma­
chen. An solchen Punkten weicht er auf 
sozialpsychologische Ebenen aus und läßt 
z.B. in seinen kritischen Bemerkungen zur 
Studie "Soldat 70" (die er als qualitativ 
neue Stufe der Militarismus-Kritik in der 
BRD grundsätzlich bejaht) erkennen, daß 
der von ihm häufig verwendete Begriff 
"Machteliten" mehr ist als ein anderer Aus­
druck für "Monopolkapital" - hier reiht 
sich Thielen in die Reihe der Djilas, Mar­
cuse und Koflers ein, die den sozialisti­
schen Ländern die Existenz einer "neuen 
Klasse" unterschieben wollen. 
Trotz allem : für den, der sich intensiv mit 
den Problemen des antimilitaristischen 
Kampfes beschäftigen möchte, ist Thielens 
Studie eine Fundgrube. 
Hans-Helmut Thielen: "Der Verfall der 
Inneren Führung - Politische Bewußtseins­
bildung in der Bundeswehr", Europäische 
Verlagsan-stalt, FrankfurtfM., 1 9 70 
324 Seiten, 23,- DM. 



, ,Diesem 
Spuk ein 
Ende 

achen !" 
Aktionseinheit gegen 
Aktion Widerstand 

Von Wolfgang Bartels 

11In NRW gibt es kein zwei­
tes Würzburg. Die Sozialdemo­
kraten werden auf die Straße 
gehen und diesem Spuk ein 
Ende · machen!" 
Als der nordrhein-westfälische 
Ministerpräsident Kühn diese 
Worte auf dem Dortmunder 
Landesparteitag der SPD . den 
Delegierten zurief, befanden 
sich bereits viele seiner Ge­
nossen auf dem Essener Ger­
vinusplatz. Die Neonazis von 
der 11Aktion Widerstand" woll­von neuem Anlauf aufs 

nehmen. Bereits 
eine Woche zuvor hatten erste 
Meldungen dazu geführt, daß 
sich eine "Jugendaktion s. De-

zembet" .bildete. Ihr Sprecher 
ist der x; Bevollmächtigte der 
IG Metall Essen und Stadtrat 
Karl Heinz Völker. Getragen 
wird sie von der IG l'vle • ..Lli, 
den Falken, der SDAJ und den 
Jungsozialisten. 
Die "Aktion Widerstand" hat­
te einen Autokorso durch Es­
sen angekündigt. Angesichts 
der massiven Proteste unter­
sagte der Essener Polizeipräsi­
dent Kirchhoff diese Provoka­
tion. Doch die 2. Kammer des 
Gelsenkirchen er ·Verwaltungs­
gerichts wollte es anderf! : sie 
hob das Verbot wieder auf. 
So standen sie nun am Esse­
ner Gervinusplatz - Sozial­
demokraten, Kommunisten, 
Christen -, um den Neonazis 
den Weg ins Ruhrgebiet zu ver­
sperren. Der Autokorso mit 
den Parolen der Aktion Wi­
derstand kam immer näher. 
Als die Neonazis versuchten, 
sich mit Vollgas einen Weg 
durch den Menschenwall zu 
bahnen, sprangen sofort jun­
ge Arbeiter auf die Kühler­
hauben, um Schlimmeres zu 
verhüten. Andere entfernten 
die Plakate von den Autos. Als 
die Neonazis erneut durchstar­
ten wollten, hatten die Demo­
kraten genug. Füße krachten 
auf Autotüren. Stöcke lande­
ten in Fensterscheiben. Aus 
den Fenstern flogen Blumen­
töpfe und Flaschen auf die 

Autos - die Anwohner hat­
ten mit Empörung die Vor� 
gänge beobachtet, Schnell muß­
te den Nazis klargemacht wer­
den : sie kommen hier nicht 
.durch. 
Nicht nur aus Essen kamen die 
Antifaschisten, die ein Würz­
burg im Ruhrgebiet verhindern 
wollten. Auch in den umlie­
genden Städten tat sich etwas. 
Zum Beispiel in Oberhausen. 
Dort rief die "Bürgerinitiative 
gegen den Rechtsradikalismus", 
die · den Stadtjugendring, die 
Evangelische Jugend, die Jung­
sozialisten, die Gewerkschafts­
jugend, die Naturfreundeju­
gend, die SDAJ und die VVN 
vereinigt, auf, am S· Dezem­
ber nach Essen zu fahren. 
Gleichzeitig bereiteten die Ju­
gendverbände bereits für das 
Wochenende danach eine Fahrt 
nach Bonn vor. Denn die Neo­
nazis hatten ihre nächste 
Kundgebung angekündigt. 
In der Bundeshauptstadt woll­
,ten die Neonazis gegen den 
1gerade in Warschau unterzeich­
neten Vertrag mobil machen. 
Der Bonner Polizeipräsident 
verbot diese Zusammenrottung. 
Doch hier das gleiche "Spiel" 
wie eine Woche zuvor in Es­
sen: das Kölner Verwaltungs­
gericht hob das Verbot wie­
der auf. In der Universität ar­
beitete seit Tagen ein Bürger­
Ausschuß : die Studenten, 

Jungsozialisten, Gewerkschaf­
ter, Jungdemokraten, SDAJ, 
SHB, VVN, DKP und andere 
Gruppen wollten dieses Urteil 
nich: einfach hinnehmen. 
Der Samstag erlebte über 
Zehntausend Demokraten in 
Bonn. Neue Anschläge der 
Neonazis hatten die . Demon­
stranten mobilisiert. In Mün­
chen wurde eine Lenin-Tafel 
durch einen Sprengsatz zer­
stört. In Krefeld zog der NPD­
Mann Lachenicht mit seinen 
Mannen zum wiederholten 
Male vor das SDAJ-Zentrum. 
Doch diesmal wurden sie 
rechtzeitig entdeckt. In Wup­
pertal wollten die Neonazis 
Bundeskanzler Brandt gegen­
über handgreiflich werden. 
Auf dem Pützchen-Ma.rkt bei 
Bonn hatte die Polizei den Na­
zis ein mit Stacheldraht um­
zäuntes Viereck reserviert. Die 
Kundgebung der Aktion Wi­
derstand - nur Tausend wa­
ren ihren Aufrufen gefolgt -
ging unter in den Protestru­
fen der Demonstranten : Auch 
in Bonn scheiterten die Neo­
nazis an der Aktionseinheit 
der Antifaschisten. 
D�ch noch sind die 11Aktion 
Widerstand" und ihre Hintr­
männer nicht geschlagen. Für 
den Januar haben sie einen 
zweiten Marsch auf Bonn an· 
gekündigt! • 
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"Wir sind 
keine 
Streik­
brecher !" 

Ersatzdienstleistende 
wehren sidJ. gegen 
ein neues EDL-Gesetz 

Von 
Hans-Türgen Janßen 

"Drückeberger", "Angsthasen , 
"Vaterlandsverräter". So sind 
sie oft diffamiert worden : die 
Kriegsdienstverweigerer, deren 
Zahl von Jahr zu Jahr steigt. 
1970 waren es fast 20 ooo. Zu­
viele für die Herren in Bonn. 
Mit aller Gewalt versuchen 
sie, diese Zahl herunterzu­
schrauben und die kritischen 
Ersatzdienstleistenden in den 
Griff zu bekommen. 

Witz des 
Monats 
Im Flugzeug kurz nach dem 
Start vom New Yorker Flug­
hafen. Plötzlich dringt ein 
Mann in die Pilotenkabine 
ein, richtet eine Pistole auf den 
Kapitän und befiehlt : .,Auf 
dem schnellsten Weg nach San 
Francisco !" Dem Kapitän bleibt 
nichts anderes übrig· als .,Okay" 
zu knurren. 
Kurz vor der Landung faßt 
sich der Kapitän ein Herz: 
.. Junger Mann, ich verstehe 
nicht ganz, was Sie eigentlich 
wollen. Dies ist die planmä­
ßige Maschine nach San Fran­
cisco!" 
.. Sie haben leicht reden. Zwei­
mal wollte ich schon nach San 
Franc:i.sco fliegen und jedes­
mal bin ich in Havanna ge­
landet!" 

(Eingesandt von Peter Bub�n­
berger aus Köln. - Jeder hter 
veröffentlichte Witz wird mit 
10,- DM prämiiert.) 

Es begann Anfang 1970 in 
Schwarmstedt. Dort wollte 
man die Ersatzdienstleisten­
den durch Kasernierung von 
der Öffentlichkeit isolieren und 
jeden Widerstand gegen diese 
Maßnahme in Sonderlagern 
hinter Stacheldraht brechen. 

I 
Doch dieser Versuch scheiterte 
am bundesweiten Widerstand 
der Kriegsdienstverweigerer. 
Jetzt ist ein neuer Angriff auf 
die Rechte der Kriegsdienst­
verweigerer geplant: ein neues 
Gesetz für den Zivilen Ersatz­
dienst. Unter dem Deckman­
tel der Wehrgerechtigkeit soll 
die Ersatzdienstzeit verlängert 
werden um eine "Ubungszeit", 
die den Wehrübungen der ent­
lassenen Wehrpflichtigen bei 
'der Bundeswehr entsprechen 
soll. Dadurch wird eine Ver­
längerung der Ersatzdienstzeit 
bis zu neun Monaten möglich. 
Heute werden Ersatzdienstlei­
stende - obwohl nicht zu 
diesem Zweck ausgebildet -
eingesetzt, um Patienten Sprit­
zen zu geben oder gerade Ope­
rierte zu transportieren. Will 
man nur diese Kriegsdienst­
verweigerer noch länger zu 
solchen Arbeiten heranziehen, 
um sich damit eine grundsätz­
liche soziale Besserstellung für 
Krankenschwestern und -pfle­
ger zu ersparen? 

In dem Entwurf des neuen 
Gesetzes ist vorgesehen, Er­
satzdienstleistende in der "öf­
fentlichen Verwaltung" - d. h. 
bei der Bundesbahn und der 
Bundespost einzusetzen, 
"soweit dort . . . ein dringen­
der, auf andere Weise nicht zu 
deckender Bedarf besteht". Für 
einen Tageslohn von 3,75 DM 
sollen Ersatzdienstleistende 
also dort einspringen, wo we­
gen schlechter Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen andere Ar­
beitskräfte nicht in ausreichen­
dem Maße zur Verfügung ste­
hen? 

Ersatzdienstleistende sollen zu 
Lohndrückern gemacht werden. 
Ja, sogar noch schlimmer: da 
Ersatzdienstleistende nicht 
streiken dürfen, sie müssen 

"arbeitsmarktpolitisch neutral 
bleiben" - besteht die akute 
Gefahr, daß sie als Streikbre­
cher eingesetzt werden kön­
nen, wo schlechte Arbeitsver­
hältnisse zum Streik geführt 
haben. 

Gesen ein solches Umfunktio­
nieren des Ersatzdienstes weh­
ren sich jetzt die Ersatzdienst­
leistenden. • 

ln Schwarmstadt fing es an: Kasernierung der Ersatzd ienst­
leistenden und ihr Protest dagegen. 

Studenten 
und 
Arbeiter 

• 

gemein-
sam ! 
2000 beim Mitbestim­
mu ngskongreß des 
VDS und der Gewerk­
schaft GEW in Bonn 

Von Ulrich. Sander 

Hörsaal 10 der Bonner Uni­
versität war wegen t}berfül­
lung geschlossen. In zwei wei­
tere Hörsäle wurden an die­
sem 16. Dezember die Reden 
übertragen, die unter dem 
Motto "Mitbestimmung in 
Wissenschaft und Ausbildung 
- Für Demokratie und sozia­
len Fortschritt" gehalten wur­
den von Gewerkschaftern, Stu­
dentenvertretem, Professoren 
und Assistenten. Uber 2000 

Studenten, Hochschullehrer, 
Gewerkschafter und Vertreter 
von Jugendverbänden nahmen 
teil an diesem Kongreß, der 
von der Gewerkschaft Erzie­
hung und Wissenschaft, der 
Bundesassistentenkonferenz 
und dem Verband Deutscher 
Studentenschaften gemeinsam 
veranstaltet wurde. 
"Der immer deutlicher 
dende Druck der konservati 
und reaktionären Sammlungs­
bewegung gegen Friedens- und 
Entspannungspolitik nach au­
ßen, gegen fortschrittliche und 
sozialistische Bewegung und ge­
gen jeden Ansatz von demo­
kratischen Reformen im ln­
nern", wie es in der Schluß­
resolution formuliert wurde, 
hatte den Anlaß zu dieser er­
sten gemeinsamen Kundge­
bung von Studenten und Ge­
werkschaften seit Ende der 
Anti-Notstandskampagne vor 
zweieinhalb Jahren gegeben. 
Die Gründung des "Bundes 
Freiheit der Wissenschaft", je­
nes geschlossenen Blocks reak­
tionärer Professoren, Politiker 
und Wirtschaftsvertreter 
"zwecks Wiedereroberung des 
Terrains, das sie an den Hoch­
schulen durch den Aufbruch 
der Studentenbewegung verlo­
ren" haben (Prof. Abendroth) ,  
hatte die fortschrittlichen Wis­
senschaftler ebenso alarmiert 



wie das Wirken jener ande­
ren Teile des sich formieren­
den Rechtskartells mit Strauß, 
CSU-Freundeskreisen und "Ak­
tion Widerstand". 
Der Kampf gegen die Gefahr 
von rechts einte die verschie­
denen auf diesem Kongreß 
vertretenen Gruppen. Sie er­
warten von der Bundesregie­
rung echte Reformen und ent­
schlossene Maßnahmen gegen 
die Reaktion. Lehndorf: "Wie 
ist es zu erklären, daß der Ent­
wurf eines Bundeshochschul­
rahmengesetzes der Bundesre­
gierung keine der entscheiden­
den studentischen Mitbestim­
mungsforderungen aufnimmt? 
Wie ist es zu erklären, daß die 

üstun_gsausgaben weiter an­
steigen, wo doch -die Verträge 
von Moskau und Warschau die 
günstigsten Voraussetzungen 
iür die Senkung der Rüstungs· 
lasten bieten? Wie ist es zu 
erklären, daß der SPD-Partei­
rat einen Beschluß gegen Ak­
tionseinheit von Kommunisten 
und Sozialdemokraten faßt, 
der die fortschrittliche Bewe­
gung entscheidend zu behin­
dern vermag, wo doch die 
Praxis in Betrieben und Hoch­
schulen diesen Beschluß täglich 
widerlegt? Ist das die Ant-

wort der SPD-Regierung ;auf 
den Angriff von rechts?" 
In dem Aufruf zum Kongreß, 
der von den Veranstaltern wie 
auch von Bundesjugendsekre- . 
tären der Gewerkschaften und 
von den Bundesvorständen der 
Jungsozialisten, der Jungdemo­
kraten und der SDAJ unter­
zeichnet wurde, war die · Ent­
wicklung der politischen Kräf­
teverhältnisse in der Gesell­
schaft als den Absichten der 
Bundesregierung übergeordnet 
bezeichnet worden. Und so 
war es nur folgerichtig, daß 
nach den Diskussionen dieses 
Tages in Plenum und Arbeits­
gruppen in einer beinahe ein­
stimmig von den Teilnehmern 
angenommenen Schlußresolu­
tion formuliert wurde: "Die 
Mehrheit der Bevölkerung, die 
lohnabhängig Arbeitende� und 
ihre Gewerkschaften sowie die 
Hochschulangehörigen haben 
ein gemeinsames Interesse an 
demokratischer Ausbildung 
und Wissenschaft und müssen 
ihr Bemühen um Zusammen­
arbeit verstärken. In diesem 
Zusammenhang nimmt die 
Forderung nach Mitbestim­
mung in allen gesellschaftli­
chen Bereichen eine zentrale 
Stellung ein." • 

Zweitausend Schüler versammelten sich in Ludwigshafen um 
gegen die Versehrnutzung der Umwelt, gegen das Gift i n' Luft 
und Wasser zu demonstrieren. Der Protest richtete sich hauptsäch­
lich gegen die Ludwigshafener Großversch mutzer (die Chemie­
Konzerne BASF, Giulini,  Raschig, Grünzweig & Hartmann). 
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"Gefahr" ? 
Was V nternebmer 
über die Arbeiter­
jugendbewegung 
denken 

Von Uwe Sommer 

• "Der Prozeß der Radikali­
sierung unter Lehrlingen und 
Studenten schreitet fo�t." 
• "Schwere Störungen unserer 
gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Situation!" 
• " . . .  revolutionäre Situation 
heraufbeschwören, die im wei­
teren die außenpolitische Si­
cherheit der mit dem Ostblock 
unmittelbar konfrontierten 
Bundesrepublik ernstlich er­
schüttern könnte." 
Wer ist es, der den Bestand 
des Kapitalismus gefährdet und 
dem Osten in die Hände ar­
beitet? Was läßt die Frage 
"Was · tun?" immer drängen­
der werden? Wer sind die "Ra­
dikalen", die "zunächst ein­
mal" - kommt Zeit, kommt 
Rat - "zur Ordnung" gerufen 
werden müssen? 
Es sind die Aktiven aus der 
Arbeiterjugendbewegung. Die 
Mitarbeiter der Lehrlingszen­
tren, die aktionsbereiten Kräfte 
der Gewerkschaftsjugend, die 
Mitglieder der SDAJ. Ihnen 
wurde jetzt ein Buch gewid­
met, in dem Dr. · J�hann-Lud­
wig Dortans als Tintenkuli der 
Unternehmer seherisch die 
Frage "Droht Gefahr?" zu be­
antwQrten sucht. ( "Arbeiterju­
gend zwischen Revolution und 
Reform"; Markus-Verlag, Köln, 
46 Seiten, DM 5,8o.1 Um es 

vorweg zu sagen : Sie droht! 
Sie droht, "wenn es nicht ge­
lingt, die junge Generation für 
den demokratischen Staat zu 

gewinnen". Der "demokrati­
sche Staat" wird gleichgesetzt 
mit der herrschenden kapitali­
stischen Ordnung, gegen die 
sich der Klassenkampf junger 
Arbeiter richtet. 
Rei.dtlich mit Verfassungs­
schutzmaterial versehen, ope­
riert der Redakteur des "Kurz­
Nachrichten-Dienstes" der Bun­
desvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, Dortans-� 
nach folgender Methode : "Ge­
wisse Unzulänglichkeiten" hät­
ten die Gründung von Lehr­
lings;::entren provoziert - "die 
SDAJ scheint schon hierbei als 
Initiator eine Rolle gespielt zu 
haben." Die Vorwürfe seien 
aber von den Unternehmern 
"weitgehend widerlegt" wor­
den. Was davon bleibt, sind 
ein paar wegen Diebstahls ent­
lassene Lehrlinge, für die sich 
eine Lehrlingsgruppe Darm­
stadt" einsetzt. Da sieht 
man's . . .  
Der "orthodoxen" SDAJ und 
dem "prokommunistischen Ju­
gendmagazin elan" widmet 
der Autor den größten Teil 
seines Werkes, das nach Ur­
teil des Unternehmer-Massen­
blattes "Werk und Leben

" 

deutlich macht, daß man zu­
treffender von einer systema­
tisch verhetzten Jugend, als 
nur von einer aufbegehrenden 
Jugnd" zu soreeben habe. Dor­
tans enthüllt, als wäre es die 
sensationellste Neuigkeit:  "In 
Wahrheit strebt die SDAJ nach 
einer grundsätzlichen Verän­
derung der Eigentumsverhält­
nisse an den Produktionsmit­
teln." Und der Autor des dem 
Deutschen Industrie-Instituts. 
nahestehenden Verlages hält 
sich für berechtigt, die Ge­
werkschaften vor der "Tritt­
brett-Fahrt" der SDAJ zu war­
nen und für den "gewerk­
schaftlichen ,Hausfrieden"' ein­
zutreten: " . . . scheint die 
Neue Linke nicht ohne Erfolg 
bei Teilen der Gewerkschafts­
j ugend geblieben zu sein." 
Einer fiel auf solche Sprüche 
herein. Der Düsseldorfer Rent­
ner Ludwig Rosenberg, der 
nach seinem Ausscheiden als 
DGB-Vorsitzender nun den 
Unternehmern als Autor zu 
dienen scheint, warnt im Vor­
wort vor "Opas Revolutipn". 
Er hält den Kapitalismus of­
fenbar für einen Teenager, 
während jener, der "uralte 
Vorstellungen als Zukunfts­
visionen präsentiert, nicht 

fortschrittlich, sondern erz­
konservativ - wenn nicht re­
aktionär" sei. 
Wer bringt so etwas heraus? 
Chef des Markus-Verlages ist 
ein Helmut Bohn aus Köln, 
im Nebenberuf Schatzmeister 
des "Bundes Freiheit der Wis­
senschaft". Für den reaktionä­
ren Bund, der die Wissen­
schaft vor allem frei von De-

Lyrik mit 
Massen­
wirkung 
Das politische Gedicht 
wurde zum Agitations­
instrument 

Von Agnes Hüfner 

Lyrik war jahrzehntelang ein 
Privileg für Eingeweihte, sie 
fand in elitären Zirkeln, groß­
bürgerlichen Buchhandlungen 
und abendländischen Akade­
mien statt und hatte mit dem 
Alltag des kleinen Mannes so 
wenig zu tun wie mit der gro­
ßen Politik. 
Das hat sich seit einiger Zeit 
in der Bundesrepublik gründ­
lich geändert. Zusammen mit 
dem Neuansatz der außerpar­
lamentarischen Opposition ist 
eine politische und zuneh­
mend massenwirksame Lyrik 
entstanden, die erfolgreich die 
Schranken und Privilegien des 
herrschenden Literaturbetriebs 
durchbricht. 
Das politische Gedicht hat sich 
zu emem brauchbaren Agita­
tionsinstrument im Zusam­
menhang mit Aktionen und 
Demonstrationen entwickelt. 
Es ist in der Lage, schnell und 
etfektiv auf aktuelle Vorgänge 
zu antworten, und bringt die 
Interessen und Bedürfnisse der 
Unzufriedenen und Wachge­
wordenen zum Ausdruck. 
Ausgerechnet in Hamburg, 
dessen offizieller Kulturbetrieb 
vom Springer-Haus ferngesteu­
ert wird, haben Lieder- und 
Gedichtemacher Gehör und 
Beachtung weit über den en­
gen Kreis der Literaturbeflisse­
nen hinaus gefunden. Die Ent­
wicklung begann bereits 1965/ 
1966 mit ersten öffentlichen 

mokratie halten will, treibt 
Bohn die dicken Industriellen­
spenden ein. Auch zur Ab­
wehr der für die Unterneh­
mer gefahrvollen Lehrlings­
und Jungarbeiterbewegung hat 
Bohn mit der bei ihm erschie­
nenen Dortans-Schrift jetzt sei­
nen Beitrag geleistet. Bohn : 
"Unser Konzept heißt Sicher­
heit". • 

Gedichtrezitationen gegen den 
Krieg der USA in v ietnam. 
Aut Flugblättern, Postkarten 
und Handzetteln haben die 
"Inter-Galerie", die "neue 
presse" und der "Querverlag" 
politische Lyrik und Kurzprosa 
auf der Straße und bei Knnd­
gebungen verteilt. 
Heute ist das politische Ge­
dicht vielerorts zu finden, in 
Schülerzeitungen, in Betriebs­
zeitungen und in Lehrlingszei­
tungen. Die Hamburger "Mor­
genpost", die einzige nicht 
zum Springerkonzern gehö­
rende Tageszeitung der Hanse­
stadt, die sich im Laufe eines 

Ein Realschullehrer in Elmshorn 
hat einen konkreten Beitrag zur 
Verwirklichung einer demokra­
tischen Schulreform· geleistet. Er 
hat das von Peter Schütt heraus­
gegebene, im Weltkreis-Verlag 
erschienene "Linke Lesebuch" 
seinen Schülern zur Anschaffung 
empfohlen und die dort abge­
druckten Texte von 32 schrei­
benden Arbeitern, Lehrl ingen 
und fortschrittlichen Schriftstel­
lern im Deutschunterricht be­
handelt. 
Das Beispiel verdient Nachah­
mung. Den Mitgliedern progres­
siver Jugendverbände sei emp­
fohlen, ihren Lehrern an Berufs-, 
M ittel- und Oberschulen die Ein­
führung des ,.Linken Lesebuchs" 
vorzuschlagen! 



halben Jahres sehr deutlich 
von der Bildzeitungskonkur­
renz abgesetzt hat und poli­
tisch profilierter und engagier­
ter geworden ist, veröffentlicht 
seit einiger Zeit in ihrem 11Ma­
gazin" 

"
Ultrakurz"-Texte zu 

aktuellen Themen und hat 
gleichzeitig ·eine 11Aktion Le­
sergedichte" gestartet. Das Er­
gebnis war mehr als überra­
schend : fast täglich konnte die 
Zeitung mit klaren und qua­
lifizierten Leseraussagen mit 
geradezu klassenkämpferischem 
Akzent aufwarten. Das Echo 
war so groß, daß die Redak­
tion mit der Gedichtflut kaum 
zurechtkam und noch für Mo­
nate mit Lesergedichten ver­
sorgt ist. 
Kürzlich lud die 

"
Morgenpost" 

in ihr Center, in dem sonst 
nur Schlagerstars und andere 
Publikumsfavoriten zu Gast 
sind, fünf Autoren ein. Sie 
trugen politische Gedichte vor 
und stellten sich anschließend 
der Diskussion mit dem Publi-

,.Lehrlinks-Machtgebeat" ist eine 
seltsame Wortbildung und der 
Titel einer ungewöhnlichen Plat­
te, die der Verlag .. pläne" in 
Dortmund als Single heraus­
brachte. Der Inhalt ist die Situ­
ation des Lehrlings, die inzwi­
schen unüberhörbar diskutiert 
wird. Und für das Machwerk ak­
tuellen politischen Inhalts sind 
ein erst 1 9jähriger Texter und 
Sänger aus Frankfurt, Lerryn, 
und eine Gruppe von sieben 
ebenfalls sehr jungen Musikern 
mit dem originel l-bescheidenen 
Namen ,.dadazuzu" verantwort­
lich : Sie haben einiges zu 
beaten. Ihr  musikal isch-poparti­
ger Einfallsreichtum kommt auf 
der B-Seite mit dem ,.Gummi­
knüppelsong " vielleicht noch 
besser zum Zug. Es ist ein 
klares Oratorium zum Thema 
,.Knüppel frei!".  Besonders er­
freu_lich an diesem ,.pläne"-Piat­
ten Beispiel ist die Tatsache, daß 
damit endl ich auch l inke Politik 
durch Jugendliche auf Beat­
Scheiben gebracht wird. 

kum, das 11SO zahlreich wie bei 
Freddy Quinn" erschienen war, 
- laut Aussage des Chefredak­
teurs. 
Die Zuhörer gingen hart ins 
Gericht mit allen Texten, die 
verschlüsselt, unverständlich 
und politisch unentschieden 
waren. Sie sprachen sich ein­
deutig für Agitationsverse aus, 
wie sie Peter Schütt und Uwe 
Wandrey vorgetragen hatten. 
Die erfolgreiche Lyrikveranstal­
tung soll bald wiederholt wer­
den, nach Möglichkeit in der 
Nähe eines Hamburger Groß­
betriebes mit der Zuspitzung 
auf betriebsbezogene 1 hemen. 
Uber tausend junge Leute, 
Lehrlinge, Schüler, Studenten, 
kamen am 2 1 .  Oktober zu 
einer Solidaritätsveranstaltung 
für die palästinensischen 
Flüchtlinge in die Universität. 
Zu politisch eindeutiger ge­
wordenen aggressiven Liedern 
von Franz·Josef Degenhardt 
lasen Peter Schütt und Uwe 
Wandrey Kampf- und Stra­
ßentexte. Sowohl die Gedichte 
wie die Songs waren auf die 
Politisierung des Alltlags ge· 
richtet. 
Selbst der Schriftstellerverband 
bringt in Harnburg seit 1966 
11Lyrik auf dem Markt". In 
diesem Jahr lasen Arnfrid 
Aste!, Peter Schütt, F. C. De­
lius, Nicolas Born und Ada 
Stons zu Jazz- und Beatmusik 
Die Juniveranstaltung am 
Vorabend des Leninkongresses 
der SDAJ und die Lesung im 
September, die unmittelbar im 
Anschluß an eine gemeinsame 
Lehrlingskundgebung von 
SDAJ und Gewerkschaftsju­
gend stattfand, beweisen, daß 
politische Lyrik dann am 
wirksamsten und erfolgreich­
sten vorgetragen wird, wenn 
sie nicht im luftleeren Raum 
steht, sondern aktionsbezogen 
formuliert und ihr Publikum 
gezielt anspricht. Die Zuhö­
rerzahlen der gelungensten 
Veranstaltungen in der Ham­
burger Innenstadt lagen wie­
derholt bei über Tausend, 
mehr als bei fünfzig Rezitatio­
nen in Lyrikzirkeln herkömm­
lcher Art. Das beweist, daß es 
Wege gibt, die 11lsolierung des 
Einzelgängers", die Heinrich 
Böll in der Gründungsrede des 
Schriftstellerverbandes beklagt 
hat, zu durchbrechen : dazu 
gehött Mut, sich auf die Stra­
ße und vor die Betriebe zu 
stellen, • Kenntnis über die 
Nöte und die Interessen des 
11Mannes auf der Straße" und 
Einfallsreichtum für die Ge­
staltung solcher Auftritte. · • 

Gegen die 
Profitgeier 
.. Floh de Cologne" mit 
der ersten deutschen 
Rockoper 

Von Helmut Weinand 

Sie kamen in Scharen. Lehr­
linge, junge Arbeiter und eini­
ge Schüler. Insgesamt drängten 
sich über 1500 Jugendliche im 
Essener Jugendzentrum, um 
die Uraufführung der ersten 
deutschen Rockoper zu erle­
ben. Ei�eladen hatte die Ar­
beitsgemeinschaft Essener Lehr­
linge. Auf der Bühne: Das 
Kölner Polit-Kabarett 11Floh de 
Cologne". Sie rockten, sangen 
und agitierten. Unter dem Ti­
tel: 11Profitgeier" nahmen sie 
Probleme der Ausbildung und 
Ausbeutung der Lehrlinge un­
ter die Lupe. 
Drei Mona�e hatten sie an der 
Rockoper gearbeitet. Sie disku­
tierten die Texte mit Lehrlin­
gen. Was herausgekommen ist, 
spricht an. Geht unter die 
Haut. Im Mittelpunkt des 
Stückes : Gili und Uwe. Zwei 
Lehrlinge. Sie berichten über 
ihre Ertahrungen im Betrieb. 
Wie sie zu Hilfsarbeiten her­
angezogen werden. Wie sie 
anrangen, politische Erfahrun­
gen zu sammeln. Wie sie be­
ginnen, sich zu organisieren. 
Zwischendurch harte Beat­
und Rock-Musik. Und Paro· 
dien · auf Schlagerschnulzen. 
Musik, mal mit, mal ohne 
Text. So bleibt genügend Zeit, 

das Gehörte zu verdauen. Und 
es gibt einjges zu verarbeiten. 
So das Lehrlings-Gebet: 11Lehr­
herr unser, der du hast den 
Betrieb, dein Reichtum kom­
me, dein Wille geschehe, wie 
in der Werkstatt, also auch 
auf dem Klo . . . "· 

Anschließend dröhnen wieder 
elektrische Gitarren, Schlagzeug 
und Harmonium. Und die an· 
wesenden Lehrlinge sind be­
geistert. Sie verstehen, wovon 
die Texte handeln. Das ist die 
Situation, die sie täglich im 
Betrieb erleben. 
Die 

"
Flöhe" singen im Schnul­

zenstil das 11Liebeslied des Un­
ternehmers an einen treuen 
Arbeiter". Der Text : 110hne 
dich hat mein Leben keinen 
Sinn, ohne dich hat die Firma 
keinen Gewinn." 
Und sie werden konkret. 11Die 
Profitgeier müssen weg", heißt 
es im abschließenden Profit­
geier-Song. Wie? Durch Stär­
kung der Gewerkschaften und 
durch die Organisierung der 
Lehrlinge und jungen Arbeiter. 
Im Anschluß an die Auffüh­
rung verteilen die 11Flöhe" 
Flugblätter. Darin geben sie 
genaue Hinweise. Welche Or­
ganisationen die Lehrlinge un­
terstützen und welche Aktio­
nen man unternehmen kann. 
Und Literaturhinweise :  

"
Zeit­

schriften, die sich mit den Pro­
blemen der Lehrlinge beschäf­
tigen : ran und elan". 

n'er Applaus der Lehrlinge be­
weist: sie haben die 11Flöhe" 
verstanden. Auch in anderen 
Städten werden Profitgeier von 
dem ,.Floh de Cologne" in der 
nächsten Zeit angegriffen wer­
den. Die Gruppe geht mit die­
sem Stück auf Tournee durch 
die Bundesrepublik. Außerdem 
erscheint in Kürze eine Lang­
spielplatte. • 
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Die SPD-Fü hru ngsgremien haben i m  November 1 970 Aktions­
gemeinschaften von Soziald emokraten und Kom m u n isten 
verboten. Auf i h rer M ü nchener Tag u n g  haben sie zur Beg rü ndung 
·d i eses Verbots der Beschl u ßvo rlage " Soz ialdemokratie und 
Kom m u n is m u s "  zugest immt, d ie i m  Januar 1 971 endgü lt ig ver­
absch iedet werden sol l .  Die " M ün chener Beschl üsse " haben 
eine lebhafte Diskussion ausgel öst : Befried i g u n g  bei Springer 
und in Kreisen der C D U / C S U ,  Krit i k bei vielen j u n gen Sozi al­
demo kraten.  Beim elan trafen Bri efe e i n ,  in denen sich Leser zu 
den Besc h l ü ssen der SP D-Fü hru n g  äußern.  Wir haben diese 
Br iefe dem Vors itzenden der Deutschen Kommun istischen 
Partei vorgelegt. K u rt Bachmann g i bt hier Antwort auf dre i  
i m mer wiederke h rende Fragen.  Exk l usiv für  d ie  elan-Leser 
antwortet Kurt Bachmann auf die Frage 

So%ialdemokraten 
und Kommunisten -
Todfeinde, weil 
das Kapital es will! 
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" Notwendig wäre gerade jetzt eine 
Offensive aller Demokraten gegen die 
Rechtskräfte." (Sozialdemokraten und 
Kommunisten demonstrieren in Bonn 
gegen die neonazistische "Aktion Wider­
stand"). 

"ln den Münchener Beschlüssen stecken 
die gesellschaftspolitischen Vorstell 4lllila 
gen der SPD-Führung - die vorbehaW' 
lose Obereinstimmung mit dem groB· 
kapital istischen System." 

" Die Beziehungen zwischen den Sozial­
demokraten und Kommunisten in der 
Bundesrepublik, die Aktionseinheit der 
Arbeiter kommt voran - trotz der Mün­
chener Beschlüsse." (Streik für die 15 °/o 
Lohnerhöhung in Bochum.) ..,. 

Wir besuchten Kurt Bachmann in seinem 
Heim in Weiden bei Köln. Dort stellte sich 
der DKP-Vorsitzende den Fragen der 
elan-Leser. uer Ant1tascntst Kurt Bacn- J 
mann hat am eigenen Leib erfahren müs­
sen, wohin es führt, wenn die Aktionsein- I heit von Sozialdemokraten, Kommu­
nisten und der anderen Demokraten ge- I gen Rechts nicht zustande kommt. Jahre­
lang war er in den faschistischen Kon­
zentrationslagern inhaftiert. 

� 



er von freiheitlicher Demokratie 
spricht, der muß auch davon sprechen, 
wie die Interessen der arbeitenden Be­
völkerung Einfluß und Geltung in Wirt­
schaft, Gesellschaft und Staat erhalten, 
also wie die All macht des Großkapitals 
zurückgedrängt und schl ießlich über­
wunden wird." 

" Der Gegensatz zwischen Monopol· 
kapital und arbeitender Bevölkerung, 
zwischen den Kräften des Krieges und 
des Friedens, zwischen Fortschritt und 
Reaktion, das ist der Grundwiderspruch 
unserer Zeit." 

Zeich nung : Hachfeld/Berl iner Extra-Dienst 

. . • haben wir dafür zu sorgen, daß wir 
von Ihnen nicht geschluckt werden", 
hat die SPD-Führung in München ver­
lauten lassen. Gemeint sind damit die 
Kommunisten, die also offenbar doch 
morgens einige Sozis zum Frühstück 
verspeisen. Solch einen Unfug kann doch 
auch die SPD-Führung nicht ernst 
nehmen. Die hat nur eine antikommu­
nistische Pflichtübung gemacht, damit 
die Rechten weniger auf sie drauf­
hauen können. 
Karl Weidemann, Köln 

Kurt Bachmann : Es ist mehr als politische I rre­
führung, wenn man behauptet, mit Antikom­
mun ismus besser gegen die Neonazis und 
Revanchisten kämpfen zu können. Denn Anti­
kommunismus war und ist Wasser auf d ie 
Mühlen der Rechtsextremisten aller Schattie­
rungen. Jede Äußerung des Antikommunis­
mus wird vom ZDF, von der BILD-Zeitung 
usw. sofort als Munition für die Bekämpfung 
jeder Entspannungspolitik und des gesell­
schaftlichen Fortschritts in unserem Land be· 
nutzt. 
Man muß sich einmal überlegen, in welchem 
politischen Klima der Partei rat der SPD seine 
antikom munistischen Beschlüsse gefaßt hat. 
Oas geschah genau zu einem Zeitpunkt, wo 
.3trauß und Barzel, Springer und alle anderen 
Erzrea ktionäre die Angriffe auf den Vertrag 
zwischen der Bundesrepu blik und der So­
wjetunion verstärkten. Die Neonazis sind zur 
offenen Mord hetze übergegangen. Wenn sie 
.. Brandt an die Wand" brüllen, dann meinen 
sie das auch. Notwendig wäre gerade jetzt 
eine Offensive aller Demokraten gegen diese 
Rechtsk räfte, für die Sicherung von Frieden 
und Demokratie. Stattdessen aber kommt von 
der SPD-Führung ein Verbot, daß allen Sozial· 
demokraten untersagt, gemeinsam mit ihren 
kommunistischen Kollegen und Genossen zu 
handeln. Das ist verh ängnisvoll. 
Wie ich noch aus eigener Erfahrung weiß, 
werden hier von der SPD-Führung die Fehler 
von vor 1 933 wiederholt, die die Machtüber­
nahme der Nazis mög lich machten. Damals 
lehnte die SPD-Führung alle Aktionseinheits­
Angebote der Kommunisten zum gemein­
samen Kampf gegen den Fasch ismus ab. 
Zwei Tage nach der Unterzeichnung des Mos­
kauer Vertrages hat Bundeskanzler Brandt in  
Sonn erklärt: .. Der Ausgleich mit dem Osten 
ist nicht Sache einer Partei, oder zweier Par­
teien, einer Koalition oder der Regierung al­
le i n :  dies geht unser Vol k  in seiner Gesamt­
heit an." Das ist vö ll ig richtig. Aber damit sind 
die Münchener Besch lüsse überhaupt nicht zu 
vereinbaren. , 
Um ihre .. Zuverlässigkeit" gegenüber dem 
Gesellschaftssystem der BAD zu beweisen, 
hat die SPD-Führung ihre antikommunisti­
sche Grundhaltung in aller Deutlichkeit her­
vorgekehrt. Aber die Münchener Besch lüsse 
sind mehr als eine anti kommunistische Platt­
form. ln ihnen stecken d ie gesellschaftspoliti­
schen Vorstellungen der SPD-Führung:  die 
vorbehaltlose Übereinstimmung mit dem groß­
kapitalistischen System der Bundesrepubl ik;  
das vorbehaltlose Bündnis mit  dem US-Im­
'perial ismus, der reaktionärsten Macht der 
Weit: die vorbehaltlose Treue zur NATO, die 
jüngst den .. Ersteinsatz" von Atomwaffen auf 
die sozialistischen Staaten als Programm be­
schlossen hat. Augenscheinlich wil l  die SPD· 
Führung das Ergebnis des nächsten Partei· 
tages vorwegnehmen, bevor die Parteimit­
glieder Gelegenheit zur Diskussion hatten. 
Das wirft ein bezeichnendes Licht auf die 
innerpartei l iche Demokratie in  der SPD. 

Rätsel: Wer sagte dies? 
.. Es gibt aber eine Reihe von Sachen, an 
denen wir gemeinsam interessiert sind -
und zwar in erster Linie an der Organi­
sation des Friedens in Europa und an 
einer schrittweisen Überwindung der Vor· 
urteile, die von früher bei den Sozialdemo­
k raten gegenüber den Kommunisten und 
bei den Kommunisten gegenüber den So-
zialdemokraten bestehen." 

· 

(Ausspruch aus dem Jahre Hi70. Wer sagte 
das? Auflösung auf Seite 51t 
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Da haben wlr's: Die SPD will "diese Ord­
nung kompromlßlos gegen alle kom­
munistischen Irrlehren verteidigen", 
wie es in der Münchener Beschlußvor­
lage heißt. Was soll es dann, wenn die 
DKP vom "gemeinsamen Handeln" 
der Kommunisten und Sozialdemokraten 
spricht. Die DKP will doch mit den 
Sozialdemokraten nicht die Ordnung des 
Kapitals verteidigen. Aber nur dazu sind 
doch die Sozialdemokraten bereit. 
Slggl Schober, Kassel 
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Kurt Bachmann: Das gemeinsame Handeln 
oder wie man auch sagt die Aktionseinheit der 
Arbeiter für ihre gemeinsamen Ziele ist so alt 
wie die Arbeiterbewegung selbst. Die Ar­
beiterklasse hatte immer dann Erfolge, wenn 
sie einheitlich und gemeinsam handelte. Wenn 
wir von Gemeinsamkeiten von Sozialdemo­
kraten und Kommunisten sprechen, dann ge­
hen wir von i h ren gemeinsamen objektiven 
Interessen aus. Die überwiegende Zahl der 
Sozialdemokraten sind Arbeiter und Ange­
stellte. ln Betrieb und Büro unterliegen sie 
der gleichen Willkür des Unternehmers und · 
der gleichen Ausbeutung wie ihre kommunisti­
schen oder parteilosen Kollegen. Sozialdemo­
kratische und kommunistische Arbeiter sind in 
gleicher Weise vom Preis- und Mietwucher, 
von den Lasten einer sinnlosen Aufrüstungs­
politik, von den Notständen auf sozialem und 
kulturellem Gebiet betroffen. Aus der gemein­
samen objektiven Lage erwachsen die ge­
meinsamen Interessen und folgt die Notwen­
d igkeit des gemeinsamen Handeins für die 
gemeinsamen Interessen, für die Sicherung 
des Friedens, für mehr Demokratie und 
gesel lschaftl ichen Fortschritt. Diese Gemein­
samkeiten sind letzten Endes stärker als alle 
Versuche, die Arbeiterklasse zu spalten und 
Barrieren zwischen Kommun isten und Sozial­
demokraten aufzubauen. 
Für das gemeinsame Handeln von Sozialde­
mokraten, Kommun isten und partei losen Ar­
beitern haben wir gerade in der letzten Zeit 
viele Beispiele. Sozialdemokraten und Kom­
munisten, SDAJier und Jusos führten gemein­
same Aktionen gegen das Rechtskartell und 
die Neonazis durch ; sie betei l igen sich ge­
meinsam an den Aktionen der Mietersolidari­
tät; sie standen und stehen Schulter an Schul­
ter in den Herbststrei ks 1 969 und 1 970, im 
Kampf für höheren Lohn und soziale Ver­
besserungen, für mehr Mitbestimmung, für 
eine qual ifizierte Berufausbildung. Das Er­
lebnis, das man im gemeinsamen Kampf Er­
folg hat, gibt dem Gedanken der Arbeiter­
einheit eine neue Anziehungskraft. 
Nicht wenig Sozialdemokraten fragen s icn 
auch, ob nach den Verträgen von Moskau und 
Warschau nicht eine Verbesserung der Be­
ziehungen zwischen den Sozialdemokraten 
und Kommunisten in der Bundesrepublik fol­
gen müsse. Es ist doch nur logisch, nach dem 
Gespräch mit den Kommunisten in den so­
zial istischen Ländern mit dem Gespräch und 
dem gemeinsamen Handeln mit den Kom­
munisten in  der Bundesrepublik zu beginnen. 
Die Beziehungen zwischen Kommunisten und 
Sozialdemokraten, die Aktionseinheit der Ar­
beiter kommt also voran - trotz der Mün­
chener Beschlüsse. 
Aber das Bewußtsein der gemeinsamen In­
teressen entsteht nicht von selbst. Es ent­
wickelt sich einzig und allein in der ständigen 
Auseinandersetzung mit dem g roßkapital isti­
schen System, im aktiven Kampf für die I nter­
essen der arbeitenden Bevölkerung, für Frie­
den, Demokratie und Sozialismus. Deswegen 
auch ist für die Entwicklung des gemeinsamen 
Handeins der arbeitenden Bevölkerung eine 
starke kommunistische Partei notwend ig ,  die 
sich von nichts anderem als den I nteressen 
der Bevölkerung leiten läßt. So hat die DKP 
seit i h rer Konstitu ierung bei allen Aktionen 
der Arbeiterklasse, bei allen Aktionen gegen 
das Rechtskartell für Frieden und Demokratie 
ihren Mann gestanden und sich als ein igende, 
organisierende und stabil isierende Kraft ge­
zeigt. Entwicklung und Aktionseinheit und 
Stärkung der DKP, das ist kein Widerspruch ; 
je stärker die DKP um so besser wird es u m  
das einheitl iche Handeln d e r  Arbeiter und 
Angestel lten, Schüler, Lehrlinge und Studen­
ten in der Bundesrepublik bestellt sein. 

SPD 1 934 
.. Die Differenzen in der Arbeiterbewegung 
werden vom Gegner selbst ausgelöscht. 
Die Gründe der Spaltung werden nich­
tig . . Ob Sozialdemokrat, ob Kommu­
n ist, ob Anhänger der zahlreichen Spl itter­
gruppen. der Feind der Diktatur wird im 
Kampf d u rch die Bedingungen des Kamp­
fes selbst der g leiche sozial istische Re­
volutionär. Die Einigung der Arbeiterklasse 
wird zum Zwang. den die Geschichte 
sel bst auferlegt. 
(Prager Man ifest des SPD-Parteivorstan­
des, 28. Januar 1 934) 
Freude bei CSU und Flick 
.. Ich freue mich. daß die SPD sich ein­

deutig von der DKP distanziert hat. Je stär­
ker sich d i e  SPD von der DKP abg renzt, 
desto besser: ln der Auseinandersetzung 
mit dem Kommunismus steht d ie CSU völ­
lig an der Seite der SPD.) 
(Wallgang Pohle, CSU-Bundestagsabge­
ordneter und Generalbevollmächtigter des 
Fl ick-Konzerns) 

Sozialdemokratischer Hochschulbund 
.. Die B u ndesdelegiertenversammlung fo• 
der! al le SH B-Gruppen und alle Sozialde­
mokraten auf, Aktionsgemeinschaften mit 
Kommunisten dort zu praktizieren, wo es 
den gemeinsamen sozialen und politi­
schen Interessen d ient. Parteischädigend 
ist nicht d ie Zusammenarbeit m it Kom­
munisten, sondern d ie Aufrechterhaltung 
eines für die sozial istische Bewegung ge­
fährlichen Antikommun ismus in der BRD." 
(1 1 .  ordentl iche Bundesdelegiertenkonfe­
renz, 24. 1 1 .  1 970) 

Jungsozialisten 
.. Im Rah men der außerparlamentarischen 
Arbeit ist d ie M itwirkung auch anderer als 
in  der SPD organisierter fortschrittlicher 
Gruppen notwendig. H ier kann die Durch­
führung von Aktionen nicht deshalb i n  
F rage gestellt werden, weil sich kommu­
nistische G ruppen daran betei l igen . 

. . Das Verfahren des Partei rats zeigt, 
daß Bemühungen um die ideolog ische Ab­
grenzung der Sozialdemokratie zum Kom­
munismus dazu gebraucht werden sollen, 
die sozial istischen Kräfte i n  der SPD zu­
rückzudrängen. Mit d iesem Beschluß wircl 
der in der Bundesrepubl ik  vorhanden 
Anti kommun ismus neu belebt, der in der 
Vergangenheit auch die Funktion hatte, 
notwendige gesellschaftliche Reformen 
zugunsten der abhängig Beschäftigten zu 
verhindern." 
(Stel lungnahme des Bundesausschusses 
der J ungsozialisten, 22. 1 1 .  1 970) 

SDAJ: Antwort an die SPD-Führung 
.. Die SDAJ wird weiterh i n  al les tun, um 
die Aktionsgemeinschaft aller demokra­
tischen Kräfte gegen den Ang riff der Re­
aktion, für d i e  sozialen und pol itischen 
Rechte der arbeitenden Menschen und für 
die Ratifizierung und Verwi rklichung des 
Moskauer Vertrages herzustel len." 
(SDAJ-Vo rsitzender Roll Priemer, 15.  No­
vember 1 970) 

Zum Titelbild 
Dem Titelbild d ieser Ausgabe l iegt der 
Plakatentwurf .. Jetzt Aktionseinheit" eines 
Künstlerteams aus Berl in/DDR zugrunde. 
Der Entwurf wurde im Mai 1 970 bei m 
Plakatwettbewerb des "Ju ngen Foru m " .  
Reckl inghausen u n d  der IG-Metaii-Jugend 
mit einem Preis ausgezeichnet. 



Nicht die verschiedene Haltung zum 
Privateigentum, sondern der "Gegensatz 
von Rechtsstaatlichkelt und Willkür, von 
freiheitlicher Demokratie und Partel-

.a!ktatur, von Selbstbestimmung und 
.erndbestimmung" sei der entschei­

dende Gegensatz zwischen sozial­
demokratischer und kommunistischer 
Politik, heißt es ln der Münchener Be­
schlußvorlage. Worin seht Ihr Kommu­
nisten den entscheidenden Gegensatz? 
Wolfgang Burmeister, Lüneburg 

Kurt Bachmann: Es ist schon eine eigenartige 
Sache wie die SPD-Führer in Ihrem Mün­
chener Papier gegen die angebliche Partei­
diktatur der kommunistischen Parteien vom 
Leder ziehen und gleichzeitig ihren eigenen 
Parteimitgliedern einen Maulkorb umhängen 
und jeden Umgang mit Kommunisten verbie­
ten wollen. ln der DKP hat jeder Genosse 
die Freiheit, mit seinen sozialdemokratischen 
Genossen gemeinsam zu handeln, um die 
gemeinsamen Interessen gemeinsam durch­
zusetzen. Und so wird es auch bleiben. 
N·atürllch g i bt es zwischen SPD und DKP ide­
ologische Differenzen. Wir halten es für not­
wendig, die ideologische Auseinandersetzung 
zu führen, die Gegensätze auszutragen. Wir 
sind für den Dialog. Dieser darf und braucht 
nicht zu verhindern, daß wir gemeinsam aktiv 
werden. Doch ·zu rück zum Papier des Partei­
rates. Die Gesellschaft der Bundesrepublik 
sol l  also eine "freiheitliche Demokratie" sein. 
Selbstverständ lich gibt es in der Bun�es­
republik Freiheit. Aber das ist zunächst die 
Freiheit des Monopolkapitals, seine Interes­
sen in allen Bereichen· von Staat und Gesell­
schaft durchzusetzen, die Freiheit der Profit­
macher. Es hat sich inzwischen rum­
gesprochen, daß 1 ,7 Prozent der Bevölkerung 
über 70 Prozent des Produktivkapitals be­
sitzen. Die Konzentration des Kapitals schrei­
tet immer schneller voran. So setzt sich ver­
stärkt wirtschaftliche Macht in pol itische Macht 
um. Diese Konzentration treibt zu autoritärer 
und reaktionärer Zentralisierung im Staat. Sie 
stärkt die Wurzeln und vergrößert die mate­
riellen Grundlagen der antidemokratischen 
und neonazistischen Rechtskräfte. Und das 
sol l  freiheitliche Demokratie sein? Ober alle 
wirtschaftlichen Fragen entscheiden allein die 
Unternehmer. Tausende von Arbeitern kön­
nen von heute auf morgen auf die Straße ge­
setzt werden. Ober Nacht kann - wie in die­
sen Wochen - Kurza;beit angesetzt werden. 
Und das sol l  Selbstbestimmung sein? Wer 
von freiheitlicher Demokratie spricht, der muß 
auch davon sprechen, wie die Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung Einflu ß  und Geltung 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Staat erhalten. 
also wie die Allmacht des Großkapitals zu­
rückgedrängt und schl ießlich überwunden 
wird. Doch davon liest man nichts in den Mün­
chener Entsch ließungen. 
ln der DDR und den anderen sozialistischen 
Ländern gibt es keine Freiheit für das Mono­
polkapital, für Kriegsvorbereitung und nazi­
stische Hetze. ln  der DDR sind die Schuldigen 
an Faschismus und Weltkrieg ein für allemal 
entmachtet worden, und die Großbetriebe 
sind in den Händen der Arbeiter. Die Produk­
tion wird jetzt nicht den Profitinteressen eini­
ger weniger untergeordnet, sondern nach den 
Bedürfnissen aller Arbeitenden geregelt. Das 
ist möglich geworden, weil die Arbeiter ein­
heitlich und gemeinsam handelten, weil es 
starke kommt�nistische Parteien gibt. Der Ge­
gensatz zwischen Monopolkapital und arbei­
tender Bevölkerung, zwischen den Kräften 
des Krieges und des Friedens, zwischen Fort­
schritt und Reaktion, das ist der Grundwider­
spruch unserer Zeit. Die Kommunisten kämp­
fen für den Fortschritt, für die Einheit der 
Arbeiterklasse im Kampf für den Fortschritt. 
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Das Sonderangebot 
im Monat Januar: 

Brüder, zur Sonne, 
zur Freiheit 

Arbeiterkampfl ieder 

u .  a. Die rote Garde, 
Auf, auf,  zum Kam pf, 
Rote Matrosen,  Bei Leuna, 
I nternationale, 
Band iera rossa. 

30 cm, 33 UpM 

Bei Bestel lu ngen 
bis zum 31 . Januar 1 971 : 
Sonderpreis DM 1 5,-

Weiterh i n  im Angebot : 

Über 1 00 Titel Fol klore und 
revol utionäre Lieder aus al ler 
Welt. 

(Wi r machen darauf aufmerk­
sam ,  daß u n sere Platten­
preis� mit  dem 1 .  1 .  1 971 , i m  
Gegensatz z u  vielen anderen 
Fi rmen, nicht erhöht wurden.) 

Bestel l ungen bitte an : 

Weltkreis-Verlags-Gm bH 

Schal lp latten 

46 Dortmund,  Brüderweg 1 6  
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Ein Bus 
Vi nach ietnam 
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Sonn. " Auf dem Pausenhof der  Berufs­
schule d rängen sich die Leh rl inge um 
unseren Sanitätswagen. Da u ns d ie  
Sch u l leitung das Verteilen von F lug­
blättern u ntersagt hat, legen wir die Ma­
terialien an der Wagentü r ab und schauen 
weg. Die J u ngs verstehen das als Auf­
forde rung - besonders die Spuckzettel 
finden reißenden Absatz. Viele spenden 
ein paar Mark von ihrem Taschenge l d . "  
Mehrere Monate l a n g  hatten SDAJ ier in  
al len Teilen der Bundesrepubl ik  gesam­
melt: auf der Straße und im Betrieb, vor 
Ki rchen und Kaufhäusern. Dann waren 
mehr als 17 000 DM zusammengekom­
men, und der Sanitätsbus fü r die F N L  
Südvietnam konnte gekauft we rden. 
Seine erste Reise führte ihn quer d u rch 
das Bundesgebiet. Von Harnburg nach 
München, von Stuttgart nach Wuppertal. 
ln vielen Städten war er Mittelpunkt hei­

ßer Diskussionen : sichtbares Zeichen der 
Solidarität, Anlaß zu weiteren Spenden. 
Höhepu nkt der Tou rnee sol lte Dortmund 
werden : Hier  wol lten Delegierte der ak­
tivsten SDAJ-Gruppen den Bus an Ver­
treter der Provisorischen Revol utionären 
Reg ierung von Südvietnam übergeben. 
Das Jugendstud io Leipzig,  Hartm ut Kö­
nig an der Spitze, eröffnete die Veran­
staltung.  Es folgten Rezitationen von 



Peter Schütt aus Hamburg ,  weitere Lie­
der. Themen : Geschichte der deutschen 
Arbeiterbeweg u n g ,  internationale Soli­
darität mit G riechenland, Spanien und 
Vietnam, aktuel ler  Kampf gegen die 
Macht der Monopole. 
Rolf Jürgen Priemer, der B u ndesvorsit­
zende der SDAJ , ergriff das Wort. Er be­
richtete von det!, Bemühungen, Einreise­
genehmig ungen für  die Vietnamesen zu 
bekommen .. Wochenlang schoben sich 
I n nen- und Außenmin'isteri u m  gegen­
seitig die Zuständ i g keit zu, dann end­
l ich schien es doch noch zu klappen. 
Aber als die Delegierten der Provisori­
schen Regierung Südvietnams bei Helm­
stadt ins Bundesgebiet e i n reisen wol lten, 
l ieß man sie n icht d u rch : sie sol lten sich 
wegen einer Einreiseerlaubnis an den 
Pol izeipräsidenten von Westberl i n  wen­
den. 

Sch l ießl ich war die SDAJ bereit, auch 
dort anzu rufen - aber in Westberl i n  
füh lte sich niemand zuständig - was ja 
auch den Realitäten entspricht. 
Rolf Priemer :  "Wi r werden diesen Bus 
also dort ü bergeben, wo es möglich ist: 
in der Hauptstadt der DDR. Und was 
Sonn betrifft, so werden wir  auch weiter­
hin darum kämpfen, daß diese Regierung 
die pol itischen und materiel len Hi lfelei-

stu ngen an die USA ei nstel l t  und diesen 
Krieg als das bezeich net, was er ist: e in  
Verbrechen ! "  
M i n uten langer Beifal l brandete auf, als 
der Sanitätswagen i n  den Saal rol lte. 
Vertreter der G ruppen, die am meisten 
Geld gesammelt hatten, stiegen aus u n d  
nahmen a u f  der B ü h n e  Platz. Unter i h n e n  
zwei kaum zehnjährige J ungen a u s  Köl n ,  
d ie al lein m e h r  a l s  1 000 DM für Vietnam 
gesamm.elt hatten.  
Aber n icht n u r  das Geld ist  wichtig. 
Ebenso wertvol l  waren sicherl ich die 
zah l l osen Diskussionen, die es an al len 
Schauplätzen der Solidaritätskampagne 
gegeben hatte. 
Sie zeigte n :  die Erken ntnis, d aß d i eser 
Krieg ein Verbrechen ist, setzt sich im­
mer weiter d u rch. I m mer mehr Menschen 
sind bereit, d u rch Solidaritätsspenden 
und -aktionen zum Sieg des vietnamesi­
schen Vo l kes beizutragen. 

Vietnam braucht Hilfe 
Die Initiative Internationale Vietnam­
Solidarität ruft auf zur Aktion: 
100 000 DM für Vietnam. 
Spenden bitte überweisen auf das 
Konto der "Hilfsaktion Vietnam e. V. ": 
Postscheckkonto Essen 90040, Stich­
wort " 100 000 DM für Vietnam ". 
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Saint Denis ist eine Arbeiterstadt am Ran­
de von Paris. 100.000 Einwohner, Indu­
striebetriebe, Museum, Kathedrale, Rat­
haus, Stadion, zwei Sporthallen. Saint 
Denis gehört zu jenem "Roten Gürtel" uin 
Paris, dessen Vororte, Gemeinden und 
Städte gemeinsam haben, von Kommuni­
sten regiert zu werden. Seit Jahrzehnten 
sind in den Stadt- und Gemeindeparlamen­
ten dieser Gegend die :Kommunisten in der 
Mehrheit - und den Städten ist es gut be­
kommen : moderne Straßen und Wohnvier­
tel, neue kulturelle Einrichtungen, Schu­
len, Krankelihäuser. Und worauf die Be­
wohner besonders stolz sind : Sportstätten. 

Kongreß der Konununistischen Ju­
gend Frankreichs 

Am 4. Dezember in einer dieser Sporthal­
len in Saint Denis: zweiter Tag des Kon­
gresses der Kommunistischen Jugendbewe­
gung Frankreichs. Nachdem die 1 .300 De­
legierten tags zuvor im Plenum getagt hat­
ten - sie hatten den Rechenschaftsbericht 
ihres Generalsekretärs Roland Favaro ent­
gegengenommen und diskutiert -, . tinden. 
an diesem Tage die getrennten Kanteren­
zen der vier Organisationen statt, die Teile 
der Kommunistischen Jugendbewegung 
sind. Die recht stattliche Zahl der Auslän­
der - 26 Delegationen sind erschienen -
wird auf die Konferenzen des Kommunisti­
schen Jugendverbandes, der Landjugend, 
des Verbandes der jungen Mädchen und 
der Kommunistischen Studenten aufge­
teilt. So können alle Gäste zu den Delegier­
ten sprechen, ohne die umfangreiche Ar­
beit des drei Tage währenden Kongresses 
zu beeinträchtigen. ICh werde gebeten, als 
SDAJ-Vertreter zu den 300 Delegierten. der 
Mädchen zu sprechen. 
Zunächst habe ich aber zugehört, und das 
lohnte sich. Die durchschnittlich 1 8  Jahre 
jungen Genossinnen analysierten sehr sach­
lich die Lage der Mädchen und jungen 
Frauen in ihrem Lande. Hauptproblem: die 
Berufsausbildung. Auch in Frankreich wer­
den die Mädchen vorwiegend in Dienstlei­
stungsberufe, pflegerische und bedienende 
Tätigkeiten eingewiesen. Viele Mädchen 
bleiben ohne Ausbildung. So sagte eine 
junge Lehrerin, die Abgänger der Haupt­
schule unterrichtet, welche keine Lehrstel­
le gefunden haben: ·"Ich bilde Arbeitslose 
aus." Denn die Ungelernten sind die ersten, 
die auf die Straße fliegen. Auch jene Zahl 
der zwar ausgebildeten, aber nicht in ihrem 
Beruf beschäftigten oder gar arbeitslosen 
Mädchen wächst. Wo sich die Erholungs­
suchenden aus dem Mittelstand wie aus der 
High Society an der Riviera aalen - wir 
kennen die Fotos aus den Illustrierten - da 
ist das Los der jungen Mädchen oft beson­
ders schwer. Viele fmden nur in der Saison 
Arbeit. 
Ein Mädchen nach dem anderen ergreift 
das Wort. Das Büromädchen, das scl:tlecht 
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�ezahlt wird. Die Krankenschwester, die 
wochenlang ohne freien Tag ist. Die Ver­
käuferin, deren Lohn durch hohe Fahrt­
kosten stark angegriffen wird. Die Fabrik­
arbeiterin, die von der doppelten AuSbeu­
tung ihrer Geschlechts- und Klassengenos­
sinnen berichtet, ausgebeutet als Lohnar­
beiter und als Frau, die fl.ir gleiche Arbeit 
weniger bezahlt bekommt als ihr männ­
licher Kollege. 

Damit es sich ändert 

Der Kongreß findet statt in einer Zeit 
wachsenden politischen Engagements der 
Jugend. "Früher haben wir die Losung ,Es 
muß sich ändern' ausgegeben", berichtet 
mir Jose. "Das hat die Mehrheit der Jugend 
schon akzeptiert. Die Jungen fragen jetzt 
,Wie muß es sich ändern? Und . was soll 
kommen? ' "  Die Alternativen zeigen die 

&ommunisten auf, die fl.ir die Einheit aller 
Wllinken eintreten, um an die Stelle des gaul­

listischen Regimes das zu setzen, was sie 
"fortschrittliche Demokratie" nennen -
ein System, in dem die Interessen der Mil­
lionen bestimmen, nicht die der Millionäre, 
der Monopole. Die Hauptlosung des Kon­
gresses lautet folglich : "Jugend und Stu­
denten kämpfen mit den Kommunisten, 
damit es sich ändert." 

Damit es sich ändert, muß auch die Or­
ganisation gestärkt werden. Das ist ein wei­
terer Schwerpunkt in der Diskussion der 
Mädchen. Einige fragen: Ist die Existenz 
einer Mädchenorganisation nicht überholt? 
Andere geben zu bedenken, daß die Pro­
bleme der Mädchen und die Entwicklung 
des Kampfes für ihre Interessen untergehen 
könnten in der Gesamtbewegung, wenn 
nicht die Mädchen selbst ihre Belange in 
die Hand nehmen. Der Streit wird sehr lei­
denschaftlich geführt - mit einem Wort-

a;hwall den ich leider nicht verstehe. 
Wehließheb schält sich als einheitliche 

Meinung heraus : Enges Zusammenwirken 
mit dem Kommunistischen Jugendverband. 
in der gemeinsamen Jugendbewegung bei 
Beibehaltung des eigenen Verbandes, d.h. 
gemeinsame Leitungen, gemeinsame . Frei­
zeit- und Club-Arbeit, gemeinsame Kultur­
veranstaltungen und politische Aktionen. 
Aber Entwicklung eines sozialen und poli­
tischen Mädchenprogramms, mit dem 
besonders die Mädchen in den Kampf ein­
bezogen werden. Am Tag darauf wird der 
stärkere organisatorische Zusammenschluß 
der vier Organisationen mit der Annahme 
eines neuen Statuts der Kommunistischen 
Jugendbewegung Frankreichs bekräftigt. 

Vor neuen Aufgaben 

Die nächsten Aufgaben, die vor dem 
Mädchenverband wie vor der gesamten 
kommunistischen Jugendbewegung stehen, 
faßt die Nationalsekretärin zusammen: die 

Jugend fl.ir ein Engagement in den franz� 
sischen Kommunalwahlen zugunsten der 
Kommunisten und einer einheitlichen Lin­
ken zu gewinnen. (Im März 1 97 1  wird in 
allen Städten und Gemeinden Frankreichs 
gewählt .) 1971  wird die Französische 
Kommunistische Partei 50 Jahre alt, und 
die Pariser Kommune, die erste Arbeiter­
regierung der Welt, wird dann ihren 1 00. 
Jahrestag haben. Zwei Daten, die Höhe­
punkte in der Arbeit der jungen französi­
schen Kommunisten sind. Die Solida­
ritätsbewegung der Jugend fl.ir den Kampf 
Vietnams soll weiterentwickelt werden. In 
den Aktionen werden neue Mitglieder fl.ir­
die Bewegung gewonnen, das nehmen sich 
die Delegierten vor. Und schließlich wollen 
sie ihre Zeitschrift "Avant-Garde" wie bis­
her massenhaft unter der Jugend verbrei­
ten. 

'.reden Monat gibt es in der ganzen kommu­
nistischen Jugendbewegung einen "Avant­
Garde"-Tag. Dann sind alle Genossen auf 
den Beinen, um im Straßenverkauf die Ju­
gendzeitschrift zu verbreiten und· neue 
Abonnenten . zu werben. "Der Kampf der 
Ideen wird mit der Presse geführt", stellt 
die Nationalsekretärin Nicole dazu fest. 
Ein riesiges Transparent im Plenarsaal des 
Kongresses verkündet: "Zwei unentbehr­
liche Mittel im Kampf: ,Avant-Garde' und 
,Le nouveau Clarte' " ("Clarte" ist die Stu­
dentenzeitung). 

Die kommunistische Jugend ist heute die 
stärkste Kraft in der politischen Jugendbe­
wegung Frankreichs. Im Mai-Juni 1 968 war 
die Jugend massenhaft in den Kampf einge­
treten. Infolge der Hetze von rechts und 
des abenteuerlichen Aktionismus von links­
radikaler Seite trat aber 1 968 ein Stillstand 
in dem Trend zur kommunistischen Jugend 
ein. Seitdem hat sich die kommunistische 
Jugend jedoch als einzige stabile und 
kämpferische Kraft der linken Jugend pro­
filiert. "Die Gauebisten (Anarchisten, Mao­
isten, Trotzkisten), die de Gaulle nützten, 
sind heute in der Krise", sagt mir Ernesti­
ne, eine junge Lehrerin aus Paris, die dar­
auf hinweist, daß 50 % der Delegierten des 
Kongresses erst nach dem Mai/Juni 1 968 in 
die kommunistische Jugendbewegung ein­
getreten sind. 

Absage an das "Europa des Kapitals" 

Der Kongreß verabschiedet eine Resolu­
tion, die vorher im ganzen Land unter der 
Jugend diskutiert worden ist. 1 200 Ände­
rungsvorschläge waren bereits in dem Ent­
wurf verarbeitet, der in Saint Denis vorlag. 
Darin werden die Grundrechte der Jugend 
formuliert, die jetzt zu verwirklichen sind :  
Recht auf gleichen Lohn fl.ir gleiche Arbeit, 
Recht auf Berufsausbildung und auf Ar­
beit, Recht auf Freizeit und Erholung, 
Recht auf demokratische Bildung, Recht 
auf bessere Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen, auf Mitsprache und Mitverantwor­
tung der Jugend. "Das ist ein revolutionä­
res Programm", sagt uns der Sekretär der 
Organisation im Departement Seine-Saint­
Denis, Tito. " Revolutionär, weil es Losun­
gen enthält, die die Mehrzahl der Jugend 
aufgreifen kann und aufgreifen wird, wenn 
wir sie aktivieren." 
Tito ist Sekretär der stärksten Departe­
ment-Organisation und Mitglied der Natio­
nalleitung. Er stimmt mit uns darin über­
ein, daß es erforderlich ist, die Beziehun­
gen zwischen den Arbeiterjugendorganisa­
tionen Westeuropas zu vertiefen, insbeson­
dere die zwischen der SDAJ und der Kom­
munistischen Jugendbewegung Frank­
reichs. " 1 9 7 1  sollten wir zu solchen Bera­
tungen zusammenkommen", stimmt er "im 
Namen seiner Organisation zu. Hauptthe­
men sollten sein : Die Ant.wort der Jugend 
an das "Europa des Kapitals" und ihr Bei­
trag zur europäischen Sicherheit. 

"Anerkennung, Anerkennung!" 

Worauf e s  im Kampf u m  die europäische 
Sicherheit ankommt . ist den Delegierten 
klar. Als Frank Bochow. ,  Sekretär des Zen-. 
tralrats der FDJ (deren Delegation erstmals 
Einreisevisa nach Frankreich erhielt), zu 
den "Erben der Pariser Kommune" spricht, 
wird er minutenlang durch Beifall und 
Sprechchöre unterbrochen :  "Für Anerken­
nung der DDR". Es we'rden FDJ- und 
DDR-Fahnen geschwenkt. 
Die Phon-Zahl dieses Beifalls wird auch am 
Abend mehrmals erreicht, als sich die Sit­
zung zu einer bewegenden Manifestation 
des proletarischen Internationalismus und 
des weltweiten antümperialistischen Kamp­
fes gestaltet. Nicht endenwollender Beifall 
und Sprechchöre für die Sprecher aus 
Nord- und Südvietnam, aus Chile, Italien, 
aus der Sowjetunion. Auch der Präsident 
des Weltbundes der Demokratischen Ju­
gend, Angelo Oliva, ergreift <las Wort. Eine 
unvergleichliche kämpferische Stimmung! 
Als am nächsten Tag der stellvertretende 
Generalsekretär der FKP, Georges Mar­
chais, <l,ie Grüße der Partei überbringt, da 
fmdet er lebhafte Zustimmung für seine 
Feststellung: "Welch ein Unterschied zwi­
schen diesem Kongreß und dem Jugend­
Kongreß der Union fl.ir den Fortschritt" ­
wie sich die Regierungspartei fälschlich be­
zeichnet. Marchais: "Es soll so werden, wie 
Ihr es erträumt. Keiner aber kann es allein 
erreichen. Deshalb rufen die Kommunisten 
zur Einheit." 
Wir fahren mit dem Bus über die Lenin­
Avenue von Saint Denis nach St. Quen, 
einer weiteren "roten Gemein!ie", wo das 
neugewählte Nationalbüro den ausländi­
schen Gästen einen Empfang gibt. 48 Stun­
den nur war ich Gast bei den französischen 
Freunden. Selten aber habe ich in 48 Stun­
den so viel gelernt, nie soviele neue Freun­
de gewonnen. 

Ulrich Sander 
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Film.e 
der Welt 
für den 
Frieden 

der Welt 

Ein hoher Gast kommt. Tau­
sende jubeln Ihm auf dem Flug­
platz zu, Kameras surren. Die 
Menschen schwenken die Hüte 
und halten Ausschau. Ein roter 
Teppich wird ausgerollt. Eine 
Ehrenkompanie Ist angetreten. 
Die hunderttausendköpfige 
Menge starrt gebannt zur Lande­
piste. Da ist er, der hohe Gast. 
Direkt auf dem roten Teppich ist 
er zum Halten gekommen. Er 
schlägt behagltch mit den Flü­
geln und bereitet sich auf den 
Empfang vor: Die Friedenstaube 
ist gelandet. 
Dieser ungarische Streifen hatte 
nach der Nationalhymne der 
DDR am 28. November die fest­
liche Abschlußveranstaltung der 
XIII. Internationalen Lelpzlger 
Dokumentar- und Kurzfilmwoche 
für Kino und Fernsehen einge­
leitet. Soeben sind die Preise 
der Internationalen und natio­
nalen Organisationen vergeben 
worden. Bevor Kari-Eduard von 
Schnltzler, Präsident der Inter­
nationalen Jury, der neben ihm 
selbst u. a. Frledrlch Hitzer 
(BRD}, Prof. Roman Karmen 
(UdSSR) und Prof. Frantisek 
Sulc (CSSR) angehören, die 
goldenen und silbernen Tauben 
verleiht, nimmt er Im Namen 
seiner Kollegen das Wort: "Es 
war ein gutes Festival. Die Jury 
hat 92 Filme gesehen und davon 
36 für würdig gehalten, durch 
Preise oder durch ehrende An­
erkennungen ausgezeichnet zu 
werden. 36 preis- und anerken­
nungswürdige Filme, das scheint 
viel. Aber nichts wäre falscher als 
die Vorstellung, die Jury hätte 

gewissermaßen mit einer Gieß­
kanne Preise ausgeschüttet, da­
mit möglichst viele etwas be­
kommen. Es handelt sich nicht 
um eine Inflation, um eine Ab· 
wertung. Im Gegenteil. Diese 
hohe Zahl ist vielmehr Ausdruck 
des Qualltätsanstleges." 
Weiter sagte der Jurypräsldent, 
er und die anderen Mitglieder 
stellten mit Genugtuung fest, 
daß in Filmen der Arbeiterklasse 
kapitalistischer Länder eine 
sichtbare Hinwendung zur wis­
senschaftlich-fundierten Füh­
rung des Klassenkampfes und 
zur breiten Bündnispolitik fest­
zustellen sei. "Bel deutlicher 
Abgrenzung zu Anarchismus 
und Linksradlkalismus", wie 
Schnltzler betonte. 
Von den kritischen Hinweisen 
der Jury sei hier nur einer er­
wähnt: 
"Es gab nicht einen Film aus 
Schwarzafrlka, obwohl sich die­
ser Kontinent Im Aufbruch befin­
det, Im schweren Friedens­
kampf. Und nicht nur diesen 
Kampf muß der Dokumentarist 
mit seiner Kamera unterstützen, 
auch der scheinbar weniger sen­
sationelle Aufbau bedarf der 
Widerspiegelung und Förderung 
durch die Dokumentarfilmschaf­
fenden." Schnltzler bezeichnete 
es als Internationalistische Pflicht 
der Dokumentsristen aus den 
sozialistischen Staaten, auch 
den Problemen Afrikas mehr 
Aufmerksamkelt als bisher zu 
schenken. 
Die Jury appellierte ferner an 
die Dokumentarfilmschaffenden, 
beim Umgang mit historischem 

Filmmaterial höchstes Verantwo­
tungsbewußtseln walten zu las­
sen. Sonst bestünde die Gefahr 
der Abnutzung und Abwertung. 
Die Verwendung historischen 
Filmmaterlais dürfe "niemals 
Ausflucht sein vor den kompli­
zierten Gegenwarts- und Zu­
kunftsaufgaben." Sie sollte stets 
nur ln zeltltchem Bezug erfolgen. 
Es Ist unmöglich, hier über alle 
Jusgezeichneten Filme etwas zu 

schreiben. Man muß auswählen. 
Da Ist zum Belspiel "Ein junger 
Mann namens Engels", ein 
außerordentlich Intelligenter 
Streifen aus dem DEFA-Studio 
für Trickfilme, Dresden, den die 
Jury als den gelungensten Film 
des diesjährigen Festivals be­
zeichnete. Welt davon entfernt, 
dem jungen Engels ein bom­
bastisches Denkmal zu setzen, 
übernehmen es die Film­
schöpfer, auf heiter-pointierende 
Weise und indem sie Engels 
Briefe und Zeichnungen .verwen­
den, ein Bild vom Werdegang 
des aufgeschlossenen 17jähri­
gen Friedrlch zu geben, das je­
dem mißtrauischen Wissen­
schaftlerblick mühelos standhält. 

Ebenfalls mit einer Goldenen 
Taube wurde der sowjetische 
Film "Unser Marsch" ausge­
zeichnet. ln diesem 70-mm-Film 
werden bis zu neun verschie­
dene Filmausschnitte kombiniert 
auf die Leinwand gebracht, dar­
unter Ausschnitte aus vielen 
Spielfilmen. 
Obwohl manchmal eine Ober­
belastung der Aufnahmefähig­
kelt die Rezeption beeinträch­
tigt, Ist dieser Film eines der 
größten und gelungensten Ex­
perimente des Festivals. Mit 
dem voll Spannung erwarteten 
Dokument "Flug ln die Zukunft" 
holte sich die Sowjetunion eine 
weitere Goldene Taube. Gleich­
zeitig mit den Festivalgästen er­
lebten Millionen Zuschauer des 
Deutschen Fernsehfunks diesen 
sensationellen Film über den 18-

• täglgen Weltraumflug der Kos­
monauten Nlkolajew und Se­
wastjanow. 
Mit dem Preis des Weltgewerk­
schaftsbundes und einer Golde­
nen Taube wurde der Film des 
italienischen Regisseurs Ogl 
Grlgorettl ausgezeichnet. Er 
schildert den Kampf der Italieni­
schen Metallarbeiter Im Herbst 

1969. Einheit, Disziplin und 
kluge Bündnispolitik arbeitet der 
Film auf seine Welse als unab­
lässige Bedingungen für den 
Kampf gegen die herrschende 
Klasse heraus. Der Film zeigt, 
welchen Gewinn der Kampf der 
Ausgebeuteten aus der Solidari­
tät der "Weißkittel", der IBM­
Techniker, der Ladenbesitzer 
zieht und welcher Schaden Ihm 
durch ultralinke studentlstA 
Splittergruppen erwächst. W 
Auch aus Italien kommt der 
Trickfilm "Die Wölfe und die 
Schafe". Dieser Beitrag von 
Manfredo Manfredini versucht, 
mit den Mitteln der Comic-strips 
(freilich künstlerisch überhöht) 
die Rassenverfolgung in den 
USA darzustellen. Ein größten­
teils hervorragend bewältigtes 
Experiment. 
Aufsehen erregte auch der mit 
einer Goldenen Taube ausge­
zeichnete DDR-Film "Ein Ehren­
mann mußte gehen". Dies ist ein 
Beitrag von Werner und Christel 
Heydn über den ln der Bundes­
republik ungeschoren lebenden 
Kriegsverbrecher Mollnarl, der 
während des zweiten Weltkrie­
ges in Frankreich Order gab, 
106 Bürger zu erschießen, und 
dessen Auslieferung Immer 
mehr Franzosen fordern. 

I I 
Eine Silberne Taube erhielt 
"Sie" aus der Deutschen Dei 
krallsehen Republik. "Sie" 
einer der (leider) wenigen St • 

fen, die sozialistischen Alltag 
zeigen. Probleme der Frauen -
dargestellt an Porträts einer 
Facharbelterln, einer Ärztin, 
einer Meisterin, einer BGL-Vor­
sltzenden und einer Produktions­
direktorin - wurden optisch­
originell und mit viel weib­
lichem Feingefühl der Reglsseu­
rln auf die Leinwand gebracht. 
Ein nicht bis Ins Detail mängel­
freier, aber mit seinem Problem 
avantgardistischer Film, der 
mutig angegangen wurde. 
Drei Filme aus Chile erhielten 
Im Kollektiv eine Goldene Tau­
be: "Wir werden siegen", "Re­
portage aus Lota" und "Brigade 
Ramona Parra". Aivaro Ramlrez, 
Samuel Carjacal und Leonardo 
Cespedes haben mit "Brigade 
Ramona Parra" einen Ideolo­
gisch-konzeptioneil wie auch 
künstlerisch hochwertigen Film 
geschaffen. Optisch Interessant 



wurde der Kampf einer Agita­
tionsbrigade gefilmt, der dem 
Zuschauer den Mut und die lei­
denschaftliche Entschlossenheit 
dieser Jugendlichen und des 
ganzen Volkes zeigt. 
Eine ehrende Anerkennung er­
hielt u. a. der DKP-FIIm von Ar­
thur Klllus nBIIanz eines Jah­
res", der von großem Nutzen für .. as Verständnis der Probleme _., antiimperialistischen Kampf 
war, den die fortschrittlichen 
Kräfte in der BRD führen. 
804 Teilnehmer aus 48 Ländern 
(u. a. aus China, Kuba, der 
UDSSR, belden Teilen Vietnams, 
aus Indien, Bolivien, Chile, Ita­
lien, Frankreich und den USA) 
zeugen von dem großen Inter­
esse, das an diesem Festival be­
steht. 
Was mag sie veranlaßt haben, 
nach Leipzig zu kommen? Ich 
meine, der Boden bel uns er­
scheint Ihnen geeignet, Ihre 
Filme zur Diskussion zu stellen. 
Welt entfernt von Korruption 
und Morbidität, denen die kapl-

tallstlsche Filmindustrie ver­
fallen Ist, wett weg von jeder 
Beleidigung des Zelluloids 
durch Pornogaphle, Crime, 
Revanchismus, Kriegshetze und 
Heimatschnulzenkitsch, gibt sich 
das Lelpzlger Festival jedes 
Jahr aufs neue die Losung: 
"Filme der Wett für den Frieden 
der Wett". Die Treue zu diesem 
Grundsatz veranlaßte die Teil­
nehmer u. a., die Protesterklä­
rungen gegen die erneuten 
schweren Bombardements der 
DRV, gegen den geplanten Ju­
stizmord an der amerikanischen 
Kommunistin Prof. Angela Davls 
�owle gegen den .lmperiall'stl­
schen Oberfall auf die Republik 
Guinea abzugeben. 
Leipzig war und Ist das Podium 
der antiimperialistischen Kämp­
fer, der Bewahrer des Friedens, 
die mit der Kamera kämpfen. 
Und gibt es mehr Glück für ein 
solches Festival als eine so her­
vorragende Beteiligung wie in 
diesem Jahr? 

Hartmut König, Leipzig 

Interview 
mit Karl­

Eduard 
von 

Smnitzler 

Kari-Eduard von Schnltzler Ist 
Mitglied des Staatlichen Komi­
tees für Fernsehen beim MI­
nisterrat der DDR und Präsident 
der Internationalen Jury der 
XIII. Internationalen Dokumen­
tar- und Kurzfilmwoche für Kino 
und Fernsehen. 

HARTMUT KÖNIG: Genosse 
Schnltzler, in Ihrer Rede vor der 
Preisverleihung sprachen Sie 
von einem Qualitätsanstieg auf 
dem diesjährigen Festival. Könn­
ten Sie den Lesern des Jugend­
magazins "elan" aus der Bun-

desrepubllk diesen Gedanken 
etwas näher erläutern? 

KARL-EDUARD VON SCHNITZ­
LER: Ja, da gibt es vielfältige 
Beispiele. Da Ist zum Belspiel 
der Film aus der DRV "Die 
Schlacht auf der Straße". Wir 
wissen, was vor vielen Jahren 
unsere vletnameslschen Freun­
de an Filmen mitgebracht haben, 
unter schwersten Bedingungen, 
mit völliger technischer Unzu­
länglichkeit. Das waren Filme, 
die einen ganz hohen Ideellen 
Wert hatten, aber doch vom 

Filmkünstlerischen her - ob­
wohl das hier ·tn Leipzig die se­
kundäre Rolle spielt, denn unser 
Motto Ist ein kämpferisches -
unbefriedigend waren. 
Und dieser Film jetzt aus der 
DRV Ist ein Dokumentarfilm, der 
von allen Seiten her, von der 
Gestaltung, vom Schnitt, von der 
Aufnahmetechnik her - vom 
Ideellen Gehalt ganz zu schwel­
gen - sich ln der Reihe großer 
Dokumentarfilme sehen lassen 
kann. Und es gibt auch aus an­
deren Staaten eine ganze Reihe 
von Beispielen. Wenn in Italien 
die Arbeiterklasse, in den USA 
die Black-Panther-Party oder ln 
Japan die Gewerkschaftsorgani­
sationen Filme gegen Ihre Re­
gierungen anfertigen, ohne die 
Aussicht, daß sie jemals ln ein 
Kinotheater oder Ins Fernsehen 
kommen, dann muß man doch 
sagen, daß hier jetzt nicht mehr 
nur ein hoher Ideeller Wert vor­
liegt, sondern daß die Filme 
auch vom Filmischen her aus­
gezeichnet gemacht sind. Und 
das gehört zum Qualitätsanstieg 
Im Komplex - möchte Ich ein­
mal sagen. 

H. K.: Genosse Schnltzler, Im­
mer wieder hört man von Festl­
valteilnehmern aus kapitalisti­
schen Ländern den Satz: "Zu 
wem sollen wir denn gehen, 
wenn nicht zu Euch?" Worin 
liegt Ihrer Meinung nach der 
Grund für die Attraktivität des 
Lelpzlger Festivals? 

KARL-EDUARD VON SCHNITZ­
LER: Nun, man hört das nicht 
nur aus kapitalistischen, man 
hört das auch aus jungen 
Nationalstaaten und solchen 
Staaten, in denen die Bevölke­
rung ln einem großen Wlder­
standskampf gegen die Regie­
rung steht. Dieses Lelpztger 
Festival steht unter dem Motto: 
"Filme der Welt für den Frieden 
der Welt". Ich habe es in meiner 
Rede vor der Preisverteilung 
gesagt: Wir sind hier kein Festl­
val für Snobs. Wir machen keine 
Filme für Snobs, sondern hier 
werden Filme gezeigt, die vom 
Volk und für das Volk geschaf­
fen wurden. Und Volk und Frie­
den sind Identisch. Filme der 
Welt für den Frieden der Welt 
werden hier gezeigt. 

Anderswo werden die Film­
schöpfer von der Polizei gejagt, 
da werden Ihnen Ihre Kopien 
gestohlen oder werden die Ko­
pien vernichtet. Und hier werden 
sie nicht nur gezeigt, sondern 
hier haben sie jetzt zum Belspiel 
bei dieser Dokumentarfilm­
woche 45 000 Menschen gese­
hen, und wir haben einen gro­
ßen Tell der Filme über den 
Deutschen Fernsehfunk ausge­

strahlt, wo Millionen sie gesehen 
haben. Natürlich verbreitert 
Leipzig als Treffpunkt der Welt­
kinematografie die Kenntnis in 
einem Land über das, was Im 
anderen Land hergestellt wird 
und trägt zur Popularlslerung 
bel. Ein solches Forum gibt es 
für fortschrittliche Filmschaf­
fende in keinem kapitalistischen 
Staat. 

H. K.: Wenn man Sie nach dem 
schönsten persönlichen Erlebnis 
auf diesem Festival fragen wür­
de, was würden Sie antworten? 

KARL-EDUARD VON SCHNITZ­
LER: Eins der größten war mir 
die Arbeit in der Jury, die sehr 
differenziert zusammengesetzt 
war und sich hier in kurzer Zelt 
zu einem Kollektiv entwickelt 
hat. Das führte zu einem Grad 
der Übereinstimmung, daß von 
den 36 Entscheidungen wohl 28 
einstimmig gefaßt wurden und 
die ·anderen mit einer, zwei oder 
drei Enthaltungen. 
Ein ganz persönlicher Eindruck, 
den allerdings mit mir einige 
Tausend Menschen gehabt ha­
ben, Ist der: Der Vertreter der 
DRV, nachdem seinem Film eine 
Goldene Taube verliehen wor­
den war und er sein Dokument, 
seine Taube und seinen Blu­
""enstrauß erhalten und sich 
verbeugt hatte, ging auf einmal 
statt auf seinen Platz zu der 
Stuhlreihe auf der Bühne, wo 
die Jury saß, und gab dem so­
wjetischen Filmschöpfer Roman 
Karmen seine Blumen. Das hat 
mehr als symbolischen Wert. 
Das war eine große öffentliche 
Demonstration, und das hat 
mich persönlich am meisten be­
rührt. 

H. K.: Genosse Schnltzler, Ich 
danke Ihnen für dieses Ge­
sprich. 

5 



, ,Also setzen wir 
das durch'' 

Wer an d i esem Tag d i e  Kanti n e  im Leip­
ziger Stammwerk des VEB Rohrleitungs­
bau und I ndustrieisol i erungen betritt, fin­
det eine ungewohnte Umgebung vo r: 
b l aue FDJ-Fahnen an den Wänden, ein 
rotd rapiertes Redne rpodium.  Di rekt am 
Eingang die Kasse, heute mit der Auf­
sch rift: " Frei heit für Angela Davis !  Deine 
Spende für Vietn am." 
Aus allen Tei len der DDR sind hier heute 
FDJ ie r  zusammengekommen, die i n  
Montagebrigaden des Werks auf Groß­
baustellen arbeiten. Und auf diese "Bau­
stellen sind sie von den FDJ-Gruppen 
delegiert worden. Verbandswahlen -
das ist das Stichwort für eine Massen­
aktion, die den sozial istischen Jugend­
Verband der DDR ei n ige Wochen be­
schäftigt. D i e  mehr als 1 ,6 M i l l ionen FDJ­
Mitgl ieder wählen d i e  Leitungen über 
Grundorgan isationen. 
elan wol lte dabei nicht d ie Schönwetter­
gebiets der FDJ ken nenle rnen, sondern 
die Probleme des Verbandes maßneh­
men. Und Probleme haben sie gen ug, 
die M itgl ieder der FDJ-Grundorgani­
sation " Otto Runki " .  Kernproblem : die 
Mitg l i eder s ind über die ganze Re publ ik  
verstreut, s ind ü bera l l  zwischen Rostock 
und Dresden zu finden. Wie kann man da 
überhaupt von "Jugendverbandsarbeit" 
sprechen, wenn die M itg l ieder ein und 
jerselben Grundorgan isation i n  Bau­
"tütten zu finden sind, .d ie hunderte Ki lo-
1leter auseinanderl iegen ? Wie kön nen 
mter derartigen Bedingungen überhaupt 
<on krete Aufgaben in Angriff genommen 
Nerden? Mit d i esen Fragen wende ich 
11 ich an Deleg ierte. 
, Natürl ich ist u nser besonderes Problem, 

jaß w i r  n u r  selten zusammenkommen 

<Ön nen. Unsere FDJ-Arbeit muß deshalb 

;s 

FDJ intern: Verbandswahlen 

beweg lich sein, denn wir wechsel n ja 
laufend die Baustel len.  Die Jugend­
l ichen kommen immer wieder i n  eine 
fremde Umgebung und gerade dort muß 
die FDJ-G ruppe durch ein attraktives 
Programm ihr Gesicht zeigen. Natürl ich 
gesch ieht das auch du rch Tanzabende. 
Aber unser Schwe rp u n kt l iegt bei ver­
schiedenen Zi rkeln. Wir haben Zi rkel für 
Kunstgewerbe, sozial istische Kultur, eine 
Musik- und Si ngeg ruppe, um nur einige 
zu nennen. Wir haben ei nen g roßen Vor­
tei l :  an Geld für d i e  Jugend fehlt  es i m  
Ko mbinat n ie."  Daß sich die FDJ-Tätig­
keit n icht n u r  auf d i e  Freizeit besch ränkt, 

wird in den Diskussionsbeiträgen der De­
legierten konferenz deutl ich. 

Kommt nach Leuna 
Holger Le hmann (1 6) spricht für die Lehr­
l i nge des 1 .  Lehrjahres, die im Stamm­
werk ausgebildet werden.  "Wi r Lehrl inge 
des 1 . Lehrjah res haben eine g ute Aus­
bi ldung,  aber wir kennen keine Baustelle 
und keine Brigade. Wi r meinen, daß wir 
schon frühzeitig mit den Problemen un­
serer späteren Tätigkeit vertraut ge­
macht werden sollten."  Ich schaue zum 
Werkd i rektor h inüber, der "sel bstver­
ständl ich an unserer Konferenz te i l­
n i mmt, u m  un sere Meinung,  un sere Vor­
schläge und unsere Krit i k  zu hören."  Ge­
nosse D i rektor nickt, g i bt Beifall und no­
tiert. 
Lutz Riemer, Schweißer auf der Groß­
bauste l l e  Le una meldet sich. " I ch un ter­
siü lze das, was der J ugendfreund Leh­
mann hier gesagt hat. Die Leh rl inge i m  
1 .  müssen ih re Perspektive schon heute 
kennen lernen. Kom mt zu uns nach 
Le una, wir sind gern b�reit, sie euch zu 
zeigen . "  

Die FDJ 

in Zahlen und 

Fakten 
• Die FDJ hat 1 673 644 Mitglieder (1 970) 

e An den Messen der Meister von mor­
gen (MMM - Bewegung des Verbandes 
zur Mobilisierung aller Ideen zur Rationa­
lisierung und Automatisierung der Produk­
tion ln Industrie und Landwirtschaft) betei­
ligten sich 600 000 Jugendliche; in 11 888 
J ugendbrigaden arbeiten 156 811 Jugend­
liche; 19 750 neue Jugendobjekte wurden 
in der Industrie übernommen, an denen 
255 248 Jugendliche beteiligt sind. 

e ln 5577 Grundorganisationen der FDJ A 
arbeiten 17 054 Kontrollpostenstäbe (Kon- W 
trollposten sind demokratische Einrk:htun-
gen des Verbandes, die ln den Betrieben 
über die Einhaltung der Gesetze und be­
trieblichen Festlegungen wachen und öf­
fentlich gegen Mißstände auftreten) ; 7500 
Kontrollposten und 2000 FDJ-Funktionäre 
beteiligten sich beispielsweise an einer 
Aktion zur Kontrolle der Berufsausbildung 
ln 3000 Betrieben. 

e 780 400 Jugendliche nehmen an monat­
lichen Zirkeln junger Sozialisten teil; 
14 367 Gedenkstätten des revolutionären 
Kampfes wurden durch FDJ- und Pionier­
gruppen gepflegt oder neu eingerichtet. 

e Es bestehen über 2500 FDJ-Singe­
klubs; an der "Galerie des Sozialismus" 
beteiligten sich 600 000 Mädchen und Jun­
gen mit Bildern und Plastiken ; an den Vor­
wettkämpfen zur Kinder- und Jugend­
spartakiade beteiligten sich 2,8 Millionen 
junge Sportler. 

e Die FDJ hat eine eigene Fraktion (40 
Abgeordnete) in der obersten Volksver­
tretung der DDR, der Volkskammer. 



ln der Pause spreche ich Lutz Riemer an.  
" Das war e ine konstru ktive Antwort. 
Aber e u re Bauleitung w i rd sich bedan­
ken, wenn die komplette Lehrwerkstatt in 
Leu n a  auftaucht. Was mei nst du, was d i e  
d i r  erzählen,  w e n n  d u  zu rückkommst?" 
Lutz g rin st. " Das ist n i cht so p roblema­
tisch ,  wie du den kst. W i r  s ind als FDJ 
der Mei n u n g ,  daß die Leh rl i n g e  heute 
kennenlernen, was sie morgen meistern 
m üsse n.  Also setzen wi r das auch in der 
Bauleitung durch . Da g i bt's gar n i chts. 
W ichtig ist für uns die Vo rberei tung,  da­
m i t  das e i n e  s i n nvol l e  Gesch i chte wird . "  

Stunde der Wahrheit 
Arbeitsplankontrol le steht zur Debatte. 
Da g i bt es ei nige wunde Punkte. Die 

aD J i e r  des Ko m b i n ats hatten sich vor­
� e nommen,  1 970 60 Kol legen zum E r­

werb des Abzeichens für  g u tes Wissen 
zu f ü h ren. Stolz kann berichtet werden,  
daß es tatsäch l ich 87 sind.  Von 60 Sport­
abzeichen s i n d  69 e rreich t  worden u n d  
statt 25 vorgesehener Neuwerbungen 
f ü r  den sozial isti schen J ugend verband 
wurd e n  31 Kol legen i n  die FDJ aufge­
nommen.  Aber :  zum Plan gehörte auch 
die Ein richtung von vier J ug endobjekte n ,  
du rchg esetzt wurden n u r  zwe i .  Und vo n 
zwei neuen Jugendbrigaden entstand im 
Berichtszeitraum nur eine. Woran l iegt 
das? 
" Das beweist, daß wir uns oft al lzuseh r 
vo n Tagesaufgaben leiten lassen.  Da­
d u rch ble iben solche Projekte auf der 
Strecke. Das darf u n s  i m  nächsten Jahr 
ni ch t passi eren . "  Sagt der FDJ-Sekretär. 
Mit a l ler  Energie h aben s i ch die Mitg l i e­
d e r  der Grundorg ani sation "Otto R u n k i "  
a u f  e i n  interessantes Projekt gest ü rzt : 
e i n  altes K i n o  in der Nähe des Stamm-

werkes soll in ein modernes K l ubhaus 
umgebaut werden.  
" Wi r  haben unseren F reunden gesagt, 
das geht n u r, wenn wi r alle Hand an­
legen. Das E rgebnis : es g i bt jede Menge 
freiwi l l i g e  Sel bstverpfl ichtungen.  Wir 
freuen uns besonders darüber, daß eine 
g roße Zahl von Kol legen m itmacht, d i e  
n icht i n  der F D J  sind . "  
Zwei Dinge werden m i r  bei di ese r Dele­
gierten konferenz deutl ich,  d i e  als Maß­
stab für die ganze DDR stehen : der so­
z ia l istische J u g endverband - di e  FDJ ­
ist überal l  dabei,  wo i rgendetwas ent· 
sch ieden w i rd ; vom Betrieb bis zur Voks­
kammer. Und : gegen den Wi l len der J u­
gend wird ü berh a u pt n i chts entsch ieden.  

H ans-J. Hennecke 
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Obenan steht ein Minister, drumrum ein 
paar Generale. Unten sind rund 200.000 
Wehrpflichtige in Uniform. Über sie wird 
zu reden sein, über den Minister und einige 
der Wehrpflichtigen. 
Zunächst der Minister. Er heißt Helmut 
Schmidt, ist nebenberuflich stellvertreten­
der Vorsitzender der SPD und gehört jene� 
Regierung an, die in Moskau und Warschau 
zwei Verträge unterschrieb, in denen die 
bestehenden Grenzen in Europa als unver­
letzlich anerkannt und Verpflichtungen ab­
gegeben werden, auf jede Anwendung von 
Gewalt zwischen den S taaten zu verzich­
ten. Das muß klargestellt Werden, weil man 
sonst . annehmen könnte, Helmut Schmidt 
gehörte nicht zu jenen, die diesen Vertrag 
unterzeichneten. Seine Taten entsprechen 

"jedenfalls nicht diesen Verträgen. Und Hel­
mut Schmidt ist sehr tatendurstig. 
Und er ist reiselustig. Seit einigen Monaten 
ist er oft auf Achse, mal in Brüssel, mal in 
Den Haag, mal in Ottawa. Er trifft sich mit 
Kollegen, mit den Verteidigungsministern 
der NATO-Staaten. Helmut Schmidt, unser 
Verteidigungsminister, ist dabei stark mit 
der Verteidigung der US-Truppen in der 
B RD beschäftigt, die er vor ihrem drohen­
den Abzug bewahren will. Für diesen 
Zweck scheut Schmidt keine Mühe und 

keine Mittel. Er reist deswegen emsig durch 
Europa, und bietet unaufgefordert Riesen­
summen dafür, daß die US-Truppen in der 
BRD bleiben. Kürzlich bot er daflir I ,8 Mil­
liarden DM zusätzlich. (Ungeachtet der lau­
fenden Stationierungskosten und der Er­
höhung des Wehretats um 14 % auf 22 Mil­
liarden im Jahr 197 1 . )  
Das war Anfang Dezember in Brüssel. Dort 
war zur NATO-Konferenz eine richtige 
Mörder-Gesellschaft zusammengekommen. 
Die US-Massenmörder von Vietnam waren 
vertreten, ebenso aus Portugal die für den 
Überfall auf Guinea und den Krieg gegen 
das Volk von Angola und Mozambique 
Verantwortlichen. Aus Griechenland waren 
die Vertreter der Obristen anwesend, die 
sich mit KZ-Methoden an der Regierung 
halten. In dieser sauberen Gesellschaft zog 
unser Helmut Schmidt alle Register seiner 
Beredtsamkeit - und die ist bekanntlich 
sehr beachtlich -, um die weitere Präsenz 
der US-Truppen und ihrer Atomwaffen in 
Europa zu sichern, die US-Präsident Nixon 
"bei entsprechender Verhaltensweise der 
übrigen Bündnispartner" in Aussicht ge­
stellt hatte. Wie wir wissen, war Schmidts 
"Verhaltensweise" erfolgreich : Die US­
Truppen bleiben bis vorläufig Mitte 1 972 
in voller Kampfstärke in der BRD, und dif 

TORPEDIEREN 
ODER 
? 

• 

Ober ein SPD-M itgl ied, das gegen die Verträge von 
M oskau und Warschau wirkt und dennoch 
M inister ist, u nd über Soldaten, die für die Verträge 
eintreten u nd dafür i n  den Bau wandern 

USA wollen außerdem ihre A tommin 
die Grenzgebiete der Bundesrepublik legen. 

Eine Schwäche für Atomwaffen . . .  

Für Atomwaffen hat Helmut Schmidt eine 
besondere Schwäche. Er gehört jener Nu­
klearen Planungsgruppe der NATO an, die 
Anfang November in Ottawa das Doku­
ment MC 1 4/III erarbeitete, in dem der 
"taktisch defensive Ersteinsatz nuklearer 
Waffen" geregelt ist. Das Dokument sieht 
die "massive Vergeltung" mit Atomwaffen 
auf eine "Bedrohung" mit konventionellen 
Waffen seitens der DDR, der CSSR und an­
derer sozialistischer Länder vor, wie die 
Zeitschrift "Konkret" in einem nicht de­
mentierten Bericht enthüllte. Die Bundes­
wehr hat über 1 000 Atomwaffenträger 
(U-Boote, Flugzeuge etc. ). Etwa 8000 
Atomsprengköpfe lagern bei den US-Trup­
pen in der BRD. An die möchten SchJii t 
und seine Generale gern 'ran, und we� 
zunächst nur einmal darüber mitbeshm-



ten. alb arbeiten sie so emsig mit in 
er NATO-Planungsgruppe, deshalb drängt 
chmidt die USA zur militärischen Präsenz 
1 Westeuropa, deshalb hat er einen seiner 
esten Generale, Steinhoff, an die NATO 
Jgegeben. 

. .  u nd für West-Berl in-Provokatio­
en 

chmidt setzte bei der jüngsten NATO­
.atstagung in Brüssel durch, daß eine "be­
iedigende" Regelung der Berlin-Frage als 
orbedingung für Vorverhandlungen über 
ne europäische Sicherheitskonferenz im 
ommunique verlangt wurde. 
'as mag nun der Mörder-GmbH von 
rüssel "befriedigend" erscheinen? Sicher 
ichts, was auf eine Entspannung und den 
'erzieht auf die NATO-Brückenkopf­
unktion Westberlins hinausläuft. Erinnert 
ta�h daran, daß die Bundesregierung 
urWnn zur Ratifizierung der Verträge 
Jn Moskan und Warschau schreiten will, 
enn die "Berlin-Frage" gelöst ist, dann 
tuß man zu dem Schluß gelangen, daß von 
en Militaristen der NATO, einschließlich 
elmut Schmidt, alles getan wird, um den 
[oskauer und Warschauer Vertrag zu hin­
:rtreiben. 

: reude bei der CD U/CSU 

ler einige unrealistische revanchistische 
iele (Wiedergewinnung der Gebiete öst­
ch von Oder und Neiße) in Worten auf­
ibt, um ansonsten die Spannungen zu er­
öhen, und die nicht zur BRD gehörende 
esondere politische Einheit Westberlin zu 
eanspruchen, der erntet bei der CDU be­
eisterte Zustimmung. Als Schmidt auf der 
IATO-Parlamentarierkonferenz in Den 
[aag erklärte, daß Sicherheit in Europa 
hne die NATO "nicht möglich" sei, daß 
ie .nannte "neue Ostpolitik" der Bun­
esr erung einerseits "fest eingebettet" 
1 das NATO-Bündnis und andererseits ein 
Ergebnis einer logischen Entwicklung" 
es früheren CDU/CSU-Kurses sei, daß der 
derzeitige unnatürliche Status quo" in 
.uropa verändert werden müsse, da lobte 
er CDU-Wehrexperte Damm (MdB): "Ein 
'DU-Verteidigungsminister hätte diese 
�ede genauso halten können." Die CDU/ 
'SU versicherte dem SPD-Minister die 
volle Unterstützung" im Bundestag, wenn 
r die BRD auf höhere NATO-Beiträge 
�stiege. 
•ie Veränderung des Status quo in Europa, 
as war und ist das Ziel der CDU/CSU und 
uch das von Helmut Schmidt. Deshalb ist 
ie CDU/CSU gegen die Verträge von War­
:hau und Moskau und für Helmut 
chmidt als Verteidigungsminister. 
fas nun unsere Wehrpflichtigen anbetrifft, 
:> bekommen diese täglich zu spüren, daß 
er alte Ungeist noch immer die Bundes­
rehr bestimmt. 

Arrest für Soldat '70 
Im September hatten 22 Soldaten in einer 
ergänzten Auflage der Wehrpflichtigenstu­
die "Soldat '70" den Moskauer Vertrag be­
grüßt und erklärt : "Der Geist des Vertrages 
darf nicht an der Wehrpolitik vorbeigehen. 
Wir verurteilen es, daß weiterhin aufge­
rüstet wird, als stehe ein Krieg vor der Tür 
und als gäbe es den Vertrag nicht. Wir for­
dern Beiträge zur Abrüstung und die sofor­
tige Ratifizierung des Vertrages." Die Sol­
daten verurteilten das Verbot ihrer Studie 
"Soldat '70" durch den ehemaligen Oberst­
leutnant im Nazigeneralstab und heutigen 
Generalinspekteur der Bundeswehr, de 
Maiziere, und sie erneuerten ihre F orderun­
gen ·nach Erweiterung der politischen und 
sozialen Rechte der Wehrpflichtigen. Die­
sen Forderungen haben inzwischen über 
200 Wehrpflichtige durch ihre Unterschrift 
öffentlich zugestimmt. 
Wie aber reagiert die Bundeswehrführung, 
an der Spitze Helmut Schmidt, auf dieses 
Engagement für den von der Regierung ge­
schlossenen Vertrag von Moskau? 

Sie sperrt die Soldaten ein, die sich der ,)o­
gischen" Weiterentwicklung der CDU-Poli­
tik durch Schmidt, dem Nazi-Ungeist der 
Offiziere und der Mißachtung des Moskau­
er Vertrages in den Weg stellen. Neun der 
22 Autoren der Studie "Soldat '70" wur­
den im Dezember 1 970 arrestiert, weil sie 
"ein Zerrbild der Bundeswehr und ihrer 
verantwortlichen Vorgesetzten gezeichnet" 
hätten. Allein flinf erhielten die bei der 
Bundeswehr unter Ausschluß ordentlicher 
Gerichte zulässige Höchststrafe von 2 1  Ta­
gen "Bau" zudiktiert. Es handelt sich um: 

- Panzerschützen Günther Eiermann 
(Kühlsheim, 1 0  Tage Arrest) 

- Panzergrenadier Wolfgang Hoffmann 
(Westerburg/Ww., 2 1  Tage, zum zweiten 
Mal wegen "Soldat '70" bestraft) 

- Schützen Wolfgang Jerrentrup (Walldürn, 
zwei Disziplinarstrafen von noch nicht 
bestimmter Dauer) 

- Panzergrenadier Eugen Meves (Stade, 
10 Tage, Antrag auf strafweise Entlas­
sung wurde gestellt) 

- Panzergrenadier Arne Winter (Hamburg, 
1 5  Tage Arrest, anschließend strafweise 
Entlassung) 

- Gefreiten Werner Eue (Hannover, 2 1  Ta­
ge) 

- Gefreiten Hans-Otto Botzum (Fritzlar, 
2 1  Tage) 

- Gefreiten Rainer Golembiewski (Stadt 
Allendorf, 2 1  Tage) 

- Sanitäts-Soldat Peter Theuß (Itzehoe, 
2 1  Tage, strafweise aus dem Studienur­
laub zurückbeordert) 

Bei Arne Winter und Rainer Golembiewski 
handelt es sich um gewählte Vertrauensleu­
te ihrer Kameraden, die die Bundeswehr­
führung ausschalten will. Im Falle von Pe­
ter Theuß wirkte sich die Bestrafung be-

sonders hart aus, da ihm ein Semester und 
u.U. der Studienplatz verloren gehen. 
Besonders bemerkenswert ist der Fall des 
Wolfgang Jerrentrup, dem die ieilnahme 
an einer öffentlichen Diskussion der Jung­
sozialisten in Wertheim über "Soldat '70" 
untersagt worden war und der wegen seines 
öffentlichen Protestes gegen diese ungeheu­
erliche Unterdrückung seiner demokrati­
schen Rechte nul). in den "Bau" wandert. 

Am 20. Mai 1 970, kurz nach Erscheinen 
der Schrift "Soldat '70", ließ der Verteidi­
gungsminister in seinen "Mitteilungen für 
den Soldaten" noch verlauten, die Autoren 
von "Soldat '70" könnten im Verlauf einer 
repräsentativen Tagung mit Wehrpflichti­
gen ihre Anliegen vorbringen. Als am 
20. November eine solche Tagung statt­
fand, bestritt Minister Helmut Schmidt, 
diese Zusage gemacht zu haben. Wörtlich : 
"Das ist diesen Kommunisten amtlich 
nicht versprochen worden." Schmidt führt 
die im "Weißbuch" großspurig zugesagte 
Diskussion per Arrestzelle. NPD-Offiziere 
dürfen hingegen weiterhin in der Bundes­
wehr ihr Unwesen treiben. Wird so Demo­
kratie gewagt? 

Moskauer Vertrag als Maßstab der 
Bundeswehr-Praxis 

Helmut Schmidt mag glauben, jene Solda­
ten, die im Gegensatz zu ihm den M oskau­
er Vertrag ernst nehmen, durch Arrest und 
Totschweigetaktik ausschalten zu können. 
Aber die Diskussion über den Weg, den die 
Bundeswehr geht, wird geführt unter den 
Wehrpflichtigen. Die Zahl jener, die den 
Moskauer Vertrag verwirklichen wollen 
und mit der Elle dieses Vertrages die tägli­
che Dienstpraxis messen, wächst an. 
Jäger Holger Krull, in Wildeshausen beim 
1 .  Fallschirmjägerbataillon stationiert, hat 
in einem Offenen Brief an Helmut Schmidt 
darüber informiert, wie in den Kasernen ge­
gen die Völker der sozialistischen Länder 
Stimmung gemacht wird : "In der Grund­
ausbildung, die ich genossen habe, waren 
bei der Gefechtsausbildung und auch an­
derswo Zugaben wie , . . .  dann nieten Sie 
den alten Iwan einfach um !' und , . . .  wenn 
da so ein Iwan kommt, immer reinhalten !' 
an der Tagesordnung." Und Major Neuher 
vom Panzergrenadierbataillon 32 1 sprach 
bei einem Gelöbnis von einer "akuten Be­
drohung durch einen aggressiven Kommu­
nismus", vor der man sich schützen müsse. 
Schützen müssen sich die politisch enga­
gierten Wehrpflichtigen vor einer Politik, 
wie sie von Helmut Schmidt und seinen 
Offizieren gemacht wird. Das geschieht, in­
dem sie die Verträge von M oskau und War­
schau zur Richtschnur ihres politischen 
Wirkens bei der Bundeswehr machen. 

Arno Rather 

Spendenkonto für Soldat '70: Bank für Ge­
meinwirtschaft, Dortm.,  Kt. Nr. 1 00.5.8784 
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Im Rahmen des Kampfes um die Ratifizie­
rung und Verwirklichung der Verträge von 
Moskau und Warschau gewinnt die Protest­
bewegung gegen die antikommunistische, 
revanchistische Grundtendenz zahlreicher 
Schulbücher immer konkretere Formen. 
B�reits auf der Frankfurter Buchmesse hat­
ten junge Arbeiter, Schüler und Studenten 
die Stände einiger Verlage abgeräumt, weil 
die dort ausgestellten Unterrichtsmateria­
lien weiterhin mit Landkarten arbeiten, in 
denen ein "Deutsches Reich" in den Gren­
zen von 1 93 7 gezeigt wird, weil dort wei­
terhin mit Formulierungen wie "Bedro­
hung aus dem Osten" versucht wird, Haß 
gegen die Länder des Sozialismus zu 
schüren. 
Anfang November zogen Düsseldorfer 
SDAJler mit einem Informationsstand vor 
die Hans-Jürgens-Berufsschule. Zusammen 
mit den Fragebogen zur Lehrlingsausbil­
dung verteilten sie Flugblätter, in denen sie 
gegen die in Schulbüchern formulierten Ge­
bietsansprüche an die Sowjetunion und die 
Volksrepublik Polen protestierten. Zu­
gleich wurden die Lehrlinge aufgefordert, 
den Bundespräsidenten Reinemann beim 
Wort zu nehmen und die braunen Seiten 
aus den Unterrichtsmaterialien herauszu­
reißen. 
Obwohl die Schulleitung versuchte, die 
Lehrlinge gegen die SDAJ aufzuhetzen 
(Oberstudiendirektor Sting: "Sie wollen 
die Demokratie zerstören"), fand die Akti­
on eine weitgehend positive Aufnahme. 
Zahlreiche Berufsschüler lieferten aus den 
Lehrbüchern herausgerissene Seiten mit 
Sätzen wie "Die deutschen Ostgebiete un­
ter fremder Verwaltung sind auch heute 
noch - rechtlich gesehen - ein Teil des 
Deutschen Reiches" am Informationsstand 
ab und erhielten dafür ein Exemplar jenes 
inzwischen verbotenen Plakates, das den 
; lakenkreuzigen Franz-J osef Strauß zeigt. 
Zwei dieser Lehrlinge sind der SDAJ bei­
getreten. 

Das Gespenst des Bolschewismus 

Schulbücher mit antikommunistischer, 
völkerverhetzender Grundtendenz sind 
kein Zufall. Sie unterliegen der Genehmi­
gungspflicht der Kultusministerien der ein­
zelnen Bundesländer und werden stets vor 
allem daraufhin untersucht, ob sie den ver­
bindlichen Richtlinien der Bundeskultus­
ministerkonferenz entsprechen. In den 
"Richtlinien für die Behandlung des Totali­
tarismus im Unterricht" heißt es zum 
Beispiel : 
Statt dessen wird der alte "Führer-Mythos" 
weitergepflegt, werden Faschismus und 
Krieg schicksalhaft als "Verhängnis" be­
zeichnet. Und folgerichtig beschränkt sich 
diese ganze Abhandlung auf eine Darstel­
lung von Erscheinungsformen, die sich vor 
allem auf Verstöße gegen formaldemokrati­
sche Prinzipien ("Pressefreiheit", "Koali­
tionsfreiheit" usw.) konzentriert. 

"Unsere Freiheit haben wir schon einme 
verloren", schreibt Nebelsiek über seine Fa­
schismus-Abhandlung und setzt dem Kapi­
tel "Der Kommunismus" folgerichtig die 
Warnung voran : "Unsere Freiheit ist wie­
derum bedroht". Es wiederholen sich dann 
jene Begriffe, die der Schüler bereits als 
"typisch" für den Faschismus kennenge­
lernt hat : "Einparteienstaat", "Zwangs­
wirtschaft", "kriegshetzerisch", "kollekti­
vistisch". (Wenn wir uns bei den Zitaten 
vorwiegend auf Nebelsiek stützen, dann 
deshalb, weil sich bei ihm alle antikommu­
nistischen Tendenzen in sehr gedrängter 
Form vereinigen, zum zweiten, weil sein 
"Gemeinschaftskunde"-Traktat mit einer 
Auflage von mehr als zwei Millionen Exem­
plaren das an Berufsschulen am meisten be­
nutzte Buch dieser Art ist.) 

Haß gegen die Sowjetunion 

Die Totalitarismus-Theorie ermöglic�Jt��. 
zweierlei : einmal bietet sie die Gelegenh. 
zu einer "Vergangenheitsbewältigung", die 
sich elegant an der objektiven Wahrheit 
vorbeischleichen kann, zum zweiten läßt 
sich der emotionell erzeugte Haß gegen 
Hitler direkt in einen Haß gegen die So­
wjetunion ummünzen. Daß man dabei mit 
unverfrorenen Geschichtsfälschungen nicht 
gerade kleinlich zu Werke geht, mag am 
folgenden Zitat deutlich werden. 
"Die Sowjetunion ist die mit Abstand 
größte Kolonialmacht der Erde . . . Im 
Jahre 1 939 beherrschten die Großrussen 
(= 55  % der Bevölkerung) bereits etwa 50 
größere und über 1 00 kleinere Völker . . .  
Und nach 1 945 zwangen die sowjetrussi­
schen Truppen der Bevölkerung in Rumä­
nien, Bulgarien, Albanien, Ungarn, der 
Tschechoslowakei, Polen und der SBZ das 
kommunistische System �uf!" (S. 45 ) 
Abgesehen davon, daß die nicht-russischen 
Völker der Sowjetunion erst durch die Zer­
schlagung der Zarenherrschaft in die LaA 
versetzt wurde, ihr kulturelles Erbe uP 
ihre eigene Sprache zu bewahren, daß 
durch die Schaffung eines Nationalitäten­
sowjets und zahlreicher autonomer Repu­
bliken und Gebiete ihre Selbständigkeit 
auch institutionell abgesichert wurde - ab­
gesehen davon also unterschlägt Nebelsiek 
eine Reihe geschichtlicher Fakten, deren 
Kenntnis zum Verständnis der politischen 
Entwicklung in den sozialistischen Ländern 
Europas vorauszusetzen sind. 
"Die Auseinandersetzung mit dem Totali­
tarismus gehört zu den wesentlichen Auf­
gaben der politischen Bildung unserer Ju­
gend. Die Lehrer aller Schularten sind da­
her verpflichtet ( ! ), die Schüler mit den 
Merkmalen des Totalitarismus und den 
Hauptzügen des Bolschewismus und des 
Nationalsozialismus als den wichtigsten to­
talitären Systemen des 20. Jahrhunderts 
vertraut zu machen." "Bei der Darstellung 
des kommunistischen und nationalsoziali­
stischen Totalitarismus sind ihre verwerfli� 
chen Zielsetzung und ihre verbrecherischen 



Methoden deutlich zu machen. Die Tat­
sache, daß die beiden Systeme einander be­
kämpfen, darf nicht über ihre enge Ver­
wandtschaft hinwegtäuschen." 
Durch solche Richtlinien wird deutlich, 
daß die politische Bewußtseinsbildung an 
den Schulen der Bundesrepublik fest in das 
staatsmonopolistisch dirigierte System der 
Massenbeeinflussung eingegliedert ist. "Das 
imperialistische Herrschaftssystem in West­
deutschland", so stellen die Autoren des in 
der DDR erschienenen Buches "Manipula­
tion" fest ( 1 ), "wendet viel Mühe und riesi­
ge Mittel auf, um das Eindringen demokra­
tischen und sozialistischen Gedankengutes 
in die Arbeiterklasse zu verhindern." 

Geschichtsfälschung als Methode 

Da das. Bewußtsein der Menschen ein ent­
scheidender Faktor ihres Handeins ist, muß 
die Manipulationsmaschinerie der Mono­
pole darauf abzielen, "das Bewußtsein der 
großen Masse des Volkes entgegen ihren 
objektiven Interessen den Klasseninteres­
sen der Großbourgeoisie, der imperialisti­
schen Ideologie soweit wie möglich anzu­
passen". (2) Wir wollen versuchen, in die­
sem Artikel einige stets wiederholte Inhalte 
antikommunistischer, völkerverhetzender 
Massenbeeinflussung aufzuspüren, vor al­
lem jene, die dem Geist und Inhalt der Ver­
träge von Potsdam, Moskau und Warschau 
widersprechen. 
Kernstück der Geschichtsverfälschung und 
des permanenten Versuchs, die Schulju­
gend der Bundesrepublik zum Haß gegen 
den Sozialismus zu erziehen, ist die Totali­
tarismus-Theorie, wie sie in den oben zi­
tierten Richtlinien zum Ausdruck kommt. 
Sie besteht aus zwei Teilen : einer Darstel­
lung der Erscheinungsformen des deut­
schen Faschismus und ihrer Übertragung 
auf die sozialistischen Länder. ' 
Diese "Theorie" geht davon aus, daß K om-
munisten und Faschisten gemeinsam die 
Weimarer Republik zugrunde gerichtet 
hätten: "Da die Oppositionsparteien 
(NSDAP und KPD) zuletzt über mehr als 
50 % aller Sitze im Reichstag verfUgten, 
hatten sie jede demokratische Arbeit un­
möglich machen können" (3). Daß der Fa­
schismus aufgrund bestimmter gesellschaft­
licher Bedingungen entstand, daß er vom 
deutschen Finanzkapital an die Macht ge­
bracht wurde, daß ihn eine einig handelnde 
Arbeiterklasse hätte verhindern können -
davon wird im allgemeinen nichts gesagt. 
I -
Kein Wort also davon, daß bereits im Jahre 
1 9 1 9  die Ungarische Räterepublik zusam­
mengeschossen wurde, daß 1924 in Bulga­
rien die revolutionären Erhebungen der Ar-. 
beiter und fortschrittlichen Bauern in Blut 
erstickt wurden. Kein Wort auch davon, 
daß seit 1 929 mit Unterstützung der natio­
nalen Bourgeoisie und des internationalen 
Ölkartells in Rumänien der faschistische 
General Antonescu herrschte, daß Pilsud­
skis Polen faschistisch war - und daß die 
fortschrittlichen Kräfte all dieser Völker 

1 945 Seite an Seite mit der Roten Armee 
die Truppen Hitlers aus dem Land warfen. 

Die "Zwangsvereinigung" 

Eine weitere Lüge der Geschiehtschreibung 
ist die hartnäckige Legende von der "er­
zwungene(n) Vereinigung der Sozialdemo­
kratischen Partei in der SBZ mit der Kom­
munistischen Partei", auf Grund derer in 
der DDR jetzt der "sowjetische Staatsbür­
ger" Ulbricht "herrscht" (Nebelsiek, 
s. 1 3). 
Das "Argument", Walter Ulbricht sei so­
wjetischer Staatsbürger, ist in den Schulen 
·als "Beweis" daftir angeführt worden, daß 
in der DDR "die Russen" herrschen; wobei 
es für einen "guten Deutschen" - das .wird 
unausgesprochen unterstellt - natürlich 
eine Schande wäre, einen sowjetischen Paß 
zu besitzen. 
Eine der Hauptursachen .ftir die "Machter­
greifung" des Faschismus in Deutschland 
war die Gespaltenheit, die Uneinigkeit des 
Handeins der deutschen Arbeiterklasse ge­
wesen. Hunderttausende Kommunisten 
und Sozialdemokraten, die Arbeiter aller 
am Krieg beteiligten Länder mußten diese 
Zwietracht mit großen Opfern und Ent­
behrungen bezahlen. Die Lehre aus diesen 
12 Jahren des Faschismus konnte also nur 

heißen, daß Sozialdemokraten und Kom­
munisten nach der Befreiung Deutschlands 
vom Faschismus in gemeinsamem H andeln 
alle Wurzeln des Faschismus - insbesonde­
re seine ökonomischen - zu beseitigen hat­
ten. 
Während in der damaligen Ostzone sich 
KPD und SPD gemäß dem Willen der über­
wiegenden Mehrheit ihrer Mitglieder zu 
einer Partei vereinigen konnten, wurde die­
se Vereinigung in Westdeutschland durch 
die Besatzungspolitik des amerikanischen, 
englischen und französischen Monopol­
kapitals verhindert. Nachdem es bereits auf 
Orts- und Bezirksebenen (so in Hamburg, 
München, Bremen, Frankfurt und in eini­
gen Orten des Ruhrgebiets) zu einer festen 
Aktionseinheit beider Parteien gekommen 
war, erhielten Kurt Schumacher und Erich 
Ollenhauer alle Vollmachten und jede Un­
terstützung der Besatzungsarmeen zur er­
neuten Spaltung der Arbeiterklasse. 
Also: in der DDR wurde diese Vereinigung 
von KPD und SPD nicht erzwungen, wohl 
aber in der heutigen Bundesrepublik von 
außen verhindert. 

Die Grenzen 

Viele Geschichts- und Erdkundebücher, vor 
allem die in der Schule benutzten Atlan­
ten, unterstützen - direkt oder indirekt -
die Gebietsansprüche der Revanchisten­
verbände an die Sowjetunion, die VR 
Polen oder die CSSR. Landkarten werden 
grundsätzlich nur dann für den Gebrauch 
im Unterricht genehmigt, wenn sie Illusio­
nen über den völkerrechtlichen Status des 
ehemaligen Ostpreußen oder Schlesien 
wachhalten. _. 
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Ase Gebietsansprüche werden durchgän­
W in den Texten der Lehrbücher wieder­

holt und vertieft. So werden unter dem 
Oberbegriff "Deutschland" Landschaften 
behandelt, die seit 1 945 weder zur Bundes­
republik noch zur DDR gehören ; da reicht 
die "deutsche Ostseeküste" von Kiel bis 
"Königsberg" (Kaliningrad), da findet man 
"Schlesien und die Sudeten". 
Zugleich wird der Mythos des deutschen 
Wesens kultiviert : "Deutsche Ordensritter 
und Kaufleute haben die Ostseeprovinzen 
erschlossen" - "Deutsche Siedler verwan­
delten die ostelbischen Gebiete in Kom­
kammern und Gemüseland" , heißt es in 
einel}1 Erdkundebuch des Klett-Verla­
ges {4). 
Mit dem Begriff "erschlossen" wird dabei 
die Eroberungspolitik deutscher Kaiser und 
Kleriker beschönigt, mit dem Wort "ver­
wandeln" verschwiegen, daß die slawische 
Urbevölkemng dieser Gebiete immer mehr 
zurückgedrängt und unterdrückt wurde, bis 

A schließlieh gegen Ende des vorigen Jahr­
W!derts den Unterricht in den wenigen 

Schulen nicht einmal mehr in der eigenen 
Sprache durchfUhren durfte. 

Wir brauchen neue Schulbücher 

Bücher wie diese verstoßen unverhohlen ge­
gen die Gebote des Potsdamer Abkom­
mens, den Faschismus in Deutschland end­
gültig auszurotten. Zugleich stehen sie auch 
im krassen Widerspruch zum Geist und ln­
halt der Verträge, die in 'Moskau und War­
schau unterschrieben wurden und in Prag 
vorbereitet werden. Im Kampf um die Ra­
tifizierung und Verwirklichung dieser · Ab­
kommen muß erreicht werden, daß Schul­
bücher mit revanchistischem, völkerver­
hetzendem Inhalt endgültig aus den Klas­
senzimmern der Bundesrepublik verbannt 
werden. 
Die Bundesregierung hat in Moskau und 
Warschau schriftlich die Unantastbarkeit 

AI Unveränderlichkeit aller Grenzen in 
Wropa, insbesondere die Oder-Neiße-Linie 
als Westgrenze der Volksrepublik Polen 
und die Grenze zwischen der Bundesrepu­
blik und der DDR anerkannt. Sie wird die­
sen Unterschriften nicht nur mit der Ratifi­
zierung der Verträge, sondern auch mit 
neuen Richtlinien für den Schulunterricht 
Rechnung tragen müssen. 
Was not tut, ist eine demokratische Mitbe­
stimmung der Öffentlichkeit, vor allem 
aber der Gewerkschaftsjugend und der an­
deren demokratischen Jugendverbände an 
der Konzipierung von Unterrichtsricht­
linien, an der Erarbeitung und Überprüfung 
von Schulbüchern. Diese Forderung hat im 
Jahr der arbeitenden Jugend besondere 
Bedeutung: es geht um den Einfluß der 
jungen Arbeiter und Angestellten, der 
Schüler und Berufsschüler auf die Bildungs­
inhalte selbst. 
Die Düsseldorfer SDAJler haben mit ihrer 
eingangs geschilderten Aktion ein prakti­
kables Beispiel dafür geliefert, wie man den 
Kampf um die Ratifizierung der bisher nur 

unterzeichneten Verträge mit neuen Inhal­
ten filllen kann. Ebenso die DKP in Mann­
heim : sie hat ein Einlegeblatt für alle 
Schul- und Lehrbücher herausgegeben, auf 
dem der Text des Moskauer Gewaltver­
zichtsabkommens und ein Brief Seheeis an 
den sowjetischen Außenminister abge­
druckt sind. Letzter Satz dieses Flugblatts: 
"Hiermit sind alle Inhalte dieses Buches, 
soweit sie dem Wortlaut und Sinn der vor­
stehenden Texte zuwiderlaufen, hinfällig. " 
Ein guter Anfang im Kampf gegen die 
braunen Schulbücher wurde bereits Anfang 
1 970 in München gemacht. Dort forderten 
Vertreter der SDAJ, Falken und Jungsozia­
listen, der .Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft, der Humanistischen Aktion 
und des Deutschen Freidenker-Verbandes 
in einer gemeinsamen Erklärung. den baye­
rischen Kultusminister auf, die "Unzuläng­
lichkeiten" der in Bayern benutzten Schul­
bücher zu beseitigen und die Öffentlichkeit 
bei der Lehrplangestaltung und der Prüfung 
von Unterrichtsmaterialien herzustellen. 
Solche Forderungen müssen durch Diskus-

sionen in den Klassenzimmern und Aktio­
nen vor und in den Schulen weitere Ver­
breitung finden. 

Zitate: 
( l )  Autorenkollektiv : "Manipulation - Die 

staatsmonopolistische Bewußtseins­
industrie", Dietz-Verlag, Berlin, 
2. Aufl., S. 3 1  

(2) ebenda, S. 39 
(3) Karl Nebelsiek: "Der Gemeinde-, 

Staats- und Weltbürger - Ein Grundriß 
der Bürgerkunde und Sozialkunde", 
Verlagsgesellschaft Rudolf Müller, 
Köln-Braunsfeld, 92.94 Aufl., 1 967, 
s. 2 1  

(4) Drege/Bertram: "Von der Heimat zur 
Welt 1 - Deutschland - Ausgabe C", 
Emst-Klett-Verlag, Stuttgart, Nach­
druck I .  Aufl., 1968, S. 20 

Zur weiteren Lektüre empfohlen: 
"Das Demokratieverstän4nis in unseren 
Schulbüchern" ,  herausgegeben vom Deut­
schen Freidenker-Verband, Landesverband 
Bayern, München 1 970. 

Dieses Plakat ist für DM 4,- zu beziehen beim Weltkreisverlaa, 46 Dortmund, 
Brüderweg l6. 
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Sch u ß  frei ! 
Nochmal : "Aktion Widerstand" 

Man traf sich in  Würzburg. Die 
NPD lud Ihre Mitglieder ein zur 
"Aktion Widerstand". Ungefähr 
4000 Ewiggestrige hörten sich 
markige Sprüche an. Die Fabel 
vom "Ausverkauf Deutschlands" 
ist gemeinhin bekannt. 

Neu waren die Parolen "Willy 
Brandt an die Wand !", "Deut­
sches Land wird nicht verschenkt 
- eh' wird Willy Brandt ge­
henkt!" und "Seit Moskau wis­
sen wir's genau - Brandt heißt 
die Verrätersau !" 

Das ist schlicht Anstiftung zum 
Mord, laut Strafgesetzbuch : le­
benslängl ich Zuchthaus. 
Nach Bekanntwerden solcher 
Mordhetze müßten sich sämt­
liche Augen öffnen. Ein Großteil 
der Würzburger Zuhörer waren 
Jugendliche. Walter Rathenau 
wurde von jungen Nationalisten 
ermordet • . .  Noch sind bei uns 
keine Politiker umgebracht wor­
den, doch wie lange wird es 
noch dauern? 

Die Schüsse auf den sowjeti­
schen Soldaten in Westberlin 
galten, so gab der Attentäter be­
kannt, der Politik Brandts. Es 
gibt Beweismaterial, demzufolge 
der Attentäter der "Aktion Wi­
derstand" nahesteht Der 
Dutschke-Attentäter war eben­
falls rechtsradikal. Der Pistolen­
held Kolley ist Mitglied der NPD. 
Es wurden bereits ganze Waf­

fenlager dieser neuen Nazis aus­
gehoben (Stern). Der potentielle 
Führernachfolger Franz Josef 
Strauß spricht ganz offen von 
Maschinenpistoleneinsatz und 
sagt außerdem: "Wer mich daran 
hindern würde an die Macht zu 
kommen, den würde ich umbrin­
gen !" (SPIEGEL). 

Wegen angeblicher Verfassungs­
widrigkeit wurde die KPD in der 
Bundesrepublik verboten. Die 
NPD jedoch und ihre Schwester­
organisationen, deren Mitglieder 
oder Anhänger zum Mord am 
Bundeskanzler aufrufen, deren 
Mitglieder oder Anhänger schon 
mehrfach Mordversuche aus po­
litischen Motiven begangen ha­
ben, werden gefördert, weil nicht 
bekämpft. 
Sind Demokraten in der Bundes­
republik noch sicher? 

GÜNTER REICHWALD, Hamourg 

Leider mußte ich wieder fest­
stellen, daß die neonazistischen 
Kreise keine Mittel scheuen, die 
alten Zeiten wieder heraufzu­
beschwören. Noch ist es Zeit, 
diese Neopimpfe zu bekämpfen, 
doch schon morgen kann es zu 
spät sein. Alle Demokraten müs­
sen gemeinsam gegen solche 
gesetzeswidrigen Gruppen vor-
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gehen, sie entlarven und zu Fall 
bringen. Gruppen wie "Aktion 
Widerstand" und die NPD ge­
hören verboten. 

HELMUT T., München 

Rettet 
Angela Davis ! 
Unter eine Protestresolution an 
die Botschaft der USA sammel­
ten Sie lefelder SDAJier 59 Un­
tersch riften. 

Wir, die Unterzeichner dieser 
Resolution, fordern die unver­
zügliche und bedingungslose 
Freilassung der widerrechtlich 
eingekerkerten amerikanischen 
Bürgerrechtskämpferin und 
Kommunistin Angela Davis! 

Wir protestieren energisch ge­
gen das ungeheuerliche Vorha-

Flieger-Kosmonaut Oberst 
Anatoli Filipschenko schriet 
den Lesern des "elan": "Ich 
grüße herzlich die Leser der · 

Zeitschrift elan und 
wünsche der ganzen fort­
schrittlichen Jugend der 
Bundesrepublik Deutsch­
land Erfolge im Kampf 
für ihre Rechte, gegen 
den Inipei-ialismus, für 
Frieden, Demokratie und 
sozialen Fortschritt." 

ben der USA-Justiz Ae [ 
vis in den kalifornischen G; 
kammern zu ermorden! 

Um der immer stärker werdE 
den Widerstandsbewegung s 
gen d ie Politik Nixons und s 
ner Regierung einen Schlag 
versetzen, wollen die he 
sehenden Kräfte in den USA 
Angela Davis ein Exem1 
statuieren. 

Angela Davis steht für a 
fortschrittlichen USA-Bürger, 

- die für eine sofortige BeE 
digung des Vietnamkrieg 
eintreten, 

- die sich gegen die zun� 
mende Unterdrückung im 
nern auflehnen, 

- die für die Gleichberect 
gung ihrer farbigen Mitb1 
ger kämpfen, 

- die für eine demokraUse 
Umgestaltung der US 
Gesellschaft sind! 

Darum ist sie den Herrschend 
unangenehm. 



WiAihen uns ein in die welt­
w-Solida ritätsbewegung für 
tlle Freilassung von Angela 
Davls. Rettet Angela Davis! 
I. A. 
ERNST-ECKHARD WIESESIEK 
Sielefeld 

Wer zu diesen Verbrechen 
schweigt, macht sich mitschul­
dig. Wir als junge Sozial isten 
sehen darin eine ernsthafe Be­
drohung des Weltfriedens und 
eine Störung der gegenwärtig 
weltweiten Entspannungsbemü­
hungen. 
Deshalb fordern wir 
- die sofortige Freilassung von 

Angela Davls 
- die Einstellung des Polizei­

terror!l gegen alle fortschritt­
lichen Kräfte in den USA und 
die unverzügliche Einstellung 
aller Aggressionshandlungen 

�en das vietnamesische -k und die Völker lndo­
chinas. 

I. A. KARIN ROHRIG, Göttingen 

NPD verbieten I 
An den Bundeskanzler richtete 
einer der M itunterzeichner der 
Studie .,Soldat '70" folgenden 
Brief: 

Hiermit fordere ich Sie auf, ein 
Verbot der neonazistischen NPD 
wie auch der anderen neo­
nazistischen Organisationen zu 
erwirken. 
Als Soldat der Bundeswehr 
habe ich die Aufgabe, das 
Grundgesetz zu verteidigen und 
für Recht und Demokratie einzu­
treten. Ich möchte nicht, daß es 
mir so geht, wie dem Rot­
gaAten der Sowjetunion, auf 
de-m 54. Jahrestag der Ok­
toberrevolution in Westberl in ein 
Mordanschlag verübt wurde. 
Solange es in der Bundesrepu­
blik noch neonazistische Organi­
sationen gibt, ist unsere freiheit­
lich-demokratische Rechtsord­
nung in Gefahr. Herr Bundes­
kanzler, tch fordere Sie auf, daß 
Sie sich dafür einsetzen, daß 
die Täter, die den Mordanschlag 
verübten, aufs Härteste besttaft 
werden. 
RODIGER RAGUSE, 
z. Z. Flensburg 

Munitionsdepot 
Die Landesjugendleitung der 
Natu rfreundejugend des Saar­
landes wandte sich an ., elan" 
mit einer Protesterklärung. 

Kaum ein Jahr nach den Pro­
testen der Warndtbevölkerung 

gegen das dort geplante Muni­
tionsdepot erwägt die Regierung 
von neuem, Munitio nsdepots in 
saarländischen Landschafts­
schutzgebieten zu errichten. 
Wieder versucht ma.n, h inter 
dem Rücken der Bevölkerung 
den notwendigen natürlichen 
Lebensraum der Menschen ein­
zuengen. 
Schon seit Wochen sind Holz­
fällerkommandos im Gebiet zwi­
schen Urexweiler, Wustweiler 
und Dirmingen im Einsatz. Mit 
undemokratischen Methoden 
sollen hier Ziele verwirklicht 
werden, die den Interessen der 
Bevölkerung widersprechen; 
denn welchen Sinn haben nach 
dem Gewaltverzichtsvertrag zwi­
schen der BRD und der Sowjet­
union Munitlonsdepots? Die da­
f(lr vorgesehenen Gebiete kön­
nen besser als Naherholungs­
gebiete genutzJ werden. 
Na.chdem die CDU im Saarland 
fest im Sattel der Regierung 
sitzt, kann sie es sich leisten, 
sich über die lebensnotwendi­
gen Bedürfnisse der Bevölke­
rung hinwegzusetzen. 
Nur durch gemeinsames Han­
deln aller sozlaJ denkenden und 
fortschrittlichen Kräfte kann der 
Bau von Munitionsdepots ver· 
h indert werden. 
MONIQUE BROQUARD 
Sulzbach/Saar 

Con-Son 
Z u  unserem ,.Report aus der 
Hölle" im elan 1 2/70 schreibt 
eine Leser i n :  

I ch  habe nie einen schreckliche­
ren Bericht über einen heute 
existierenden "Zustand" gele­
sen wie den über die Hölle von 
Con-Son. Ich spüre dem Text an, 
daß hier eine Wort-für-Wort­
Übersetzung stattgefunden hat, 
die d ie psychische Verfassung 
der Autoren tatsächlich ahnen 
läßt: cooler kann man über ein 
derartig total an die Wurzel der 
Existenz gehendes Erlebnis 
nicht schreiben. Die völlige 
Sachlichkelt scheint hier der ein­
zige Schutz vor dem Tod zu 
sein. 
Die psychische und physische 
Stärke. und Ausdauer von Men­
schen Ist nicht ausmalbar, die 
angesichts dieser höllischen 
Umstände sagen können: "Was 
für uns zählte, das war, 
den Wächtern sowie den ,Ver­
antwortlichen für Disziplin' 
standzuhalten". Man kann diese 
Haltung nur erfassen, wenn man 
sie an sich selbst kennt. 
Ich danke elan für diese "I nfor­
mation", weil sie mir ein rea­
Jistischeres Weltblfd vermittelt 
und mir dabei h ilft, zu einer rea­
listischeren Einschätzung meiner 
selbst zu kommen. 
B ETTINA KUBY, München 
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"Wie steht es eigentlich bei 
Ihnen mit der Pressefreiheit im 
Ihneren? " fragte ich einen 
Springer-Redakteur und wollte 
es einmal aus seinem Munde er­
faluen. 
,,Der Artikel Fünf des Grund­
gesetzes", sagte der ernst, 
,,ist bei uns oberstes Gebot", 
langte ein Grundgesetz hervor 
und begann feierlich zu zitieren : 
,,Jeder hat das Recht, s e i n e  
Meinung in Wort, Schrift und 
Bild frei zu äußern ! "  
"Ist ja  auch ganz selbstver­
ständlich", setzte er hinzu, 
"schließlich arbeiten wir ja 
auch in s e i n e m Auftrag, an 
s e i n e n Zeitungen, nehmen 
s e i n Geld und sind s e i n e 
Redakteure�" 
"Da bin ich aber beruhigt, "ent­
gegnete ich, "ich dachte schon, 
Ihre Kritiker hätten übertrieben ! "  
und machte, daß ich davon kam ! 

"Lügen haben kurze Beine, 
aber eine hohe Auflage" 

(Verleger-Weisheit aus dem 
Westdeutschen) 

Nach der Lektüre eines BILD­
Leitartikels tippte mein Nachbar 
auf den Namen P.B. und mur­
melte bitter: "Dieses Schwein ! "  
Ich sah ihn ernst an und wider­
sprach. "Gut, er lügt, er 
hetzt und giftet. Aber Ihre 
Kritik ist nicht zutreffend. 
Ein Schwein ist immerhin ein 
friedliches Vieh.'' 



Als Verleger Springer seinen 
Redaktionsstab zusammenstellte, 
hatte er die Wahl unter vielen 
begabten Männem eines Volkes 
von Dichtern und Denkern. Er 
wählte die Dichter. 

Gegendarstellung 

Es ist unrichtig, daß jede zweite 
Zeile in BILD erlogen ist. 
Richtig ist vielmehr, daß jede 
zweite nicht erlogen ist! 

"Er lügt, daß sich die 
Balkenüberschriften biegen! " 
(Volksmund) 

"Ich war heute beim Frisör", 
berichtete die Gattin ihrem Mann, 
"er hat überall etwas wegge­
nommen, vorn und hinten ein 
bißchen gekürzt , oben ein wenig 
gestutzt, dann alles eingedreht, 
damit es gut sitzt, dann gefärbt 
und zuletzt schön hoch toupiert. 
Was hast du denn heute vormittag 
gemacht? " 
"Dasselbe", antwortete er. 
Er war BILD-Redakteur. 

"Müde von der Hetze des Alltags 
steht der Vater am Abend in der 
Tür! " 
(Aus dem Schulaufsatz eines 
BILD-Redakteur-Sohnes) 
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Reportage 
Kurt und Jt:anne Stern 

Verlag 
Neues Leben 

Bevor der Morgen graut 
Vietnam zwischen Krieg und Sieg 

46 Fotos 
268 Seiten, 16 Tafeln 

Leinen 

7,50 M 

1. Auflage 1969 
LeseaUcr : ab 14 Jahre 

"Die Jacht fuhr durch den silbrigen 
Morgendunst, uns war, als schweb­

ten wir zwisch.en Himmel und Was­
ser, schwerelos, zeitlos. Die Dschun­
ke·n sahen zuweilen wie Miniatur­
felsen au:s und manche Felseninseln 
wie Riesendschunken." So sahen 
Kurt und Jeanne Stern die Bucht 
von Ha-Long mit ihren dreitausend 

aus dem Chinesischen Meer auf­
ragenden Felsenriffen , mit ihrer 
berg- und waldreichen Küste und 
einem herrlichen Strand : ein Tou­
nstenparadies der Zukunft - nach 
d'ein Sieg. 

Doch nicht als Touristen sind die 
Autoren, deren erstes Vietnam­

Buch "Reisfelder-Schlachtfelder" 
1 967 wenige Wochen nach Erschei­
nen vergriffen war, zum zweiten­
mal nach Vietnam gefahren. Auf 
Einladung der Regierung der DRV 
haben sie die bei ihrem ersten Be­
such gesammelten Kenntnisse und 

Eindrücke erweitert und vertieft. 
,. Tag für Tag hatten wir in den 
Zeitungen, am Rundfunk, vor dem 

Unsere Veröffentl ichungen können in 

Westdeutschland, i n  Westberlin und 

im Ausland über den Buchhandel be­

zogen werden. 

Bestellungen nehmen auch die F irma 

Deutscher Buch-Export und - Im-

Bildschirm die Nachrichten über 
die immer zügelloser werdend

·
e 

E\Skalation des amerikanischen 
Krieges verfolgt. Daher unsere Be­
klommenheit im Flugzeug von 
Peking nach Hanoi : Wen und was 
werden wir unversehrt wiederfin­
den? Wir fürchteten uns vor den 
Spuren eines apokalyptischen Jah­
res im täglichen Leben, im liebge­
wonnenen Bild der Städte und 
Dörfer, in den vertrauten Gesich­
tern unserer Freunde und Genos­
sen. Dann waren wir da, weilten 
viele Wochen in der Hauptstadt 
selbst, machten zwischendurch ver­
schiedene Reisen durchs Land, 

stellten die Geduld unserer zahl­
losen Gesprächspartner - alte und 
neue Bekannte, Nord- und Süd­
vietnamesen, Arbeiter, Künstler, 
Staatsmänner - durch endloses, 

oft wohl als indiskret empfundenes 
Fragen auf eine harte Probe, sahen, 
härten, beobachteten über drei 
Monate lang die verschiedensten, 
für uns neuen Aspekte der vietna-

port GmbH, D D R - 701 Leipzig, Post­

fach 1 60 und der Verlag entgegen .  

I m  sozial istischen Ausland können 

Bestellungen nur über die Buchhand­

lungen für fremdsprachige Literatur 

erfolgen. 

mesischen Wirklichkeit, erlebten 
die entscheidende Phase des Krie­

ges : den Übergang vom Krieg zum 
Sieg, die erstaunlichen, noch unter 
Bomben in Angriff genommenen 
Vorbereitungen für die Nachkriegs­
zeit auf allen Gebieten : Industrie 
und Landwirtschaft, Medizin und 
Volksbildung, Kunst und Wissen­
schaft." 

Wichtig : 

Diese Reportage, äußerst aktuell 
und von hohem Informationswert, 
beantwortet eine Fülle von Fragen 
der Bürger, die täglich mit dem 
vietnamesischen Volk Solidarität 
üben. Kurt und Jeanne Stern ha­
ben Vietnam gesehen und sind in 

die Probleme des Landes einge­
drungen. Sie wissen, worauf die 
Siegesgewißheit der Vietnamesen 
beruht, und können - frei von 

allem Pathos - die Motive ihres 
bewundernswerten Heldentums 
analysieren. 

V E R LAG N E UES LEBEN B E R L I N  

Der Verlag der jungen Generation 

D D R - 1 08 Berl in 

Postfach 1 223 
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Ein atemberaubendes Buch eines außergewöhnlithen Autors. 
Die ungeschminkten Avenliuren eines ehemaligen Kriminellen, aufgezeidlnel von ihm selbst. 
Ein Buch über das Abenteuer der Menschwerdung, ein Berithl von kompromißloser Aufrichtig­
keil ! Die erste Veröffentlichung im deutschen Sprathgebiel ! 

Aus deni Russischen von Harry Burck. Mit einer Vorbemerkung von Ma rietta Schoginjon. 
276 Seiten · Leinen 6,80 M 

.. . . .  Etwas durchzieht wie ein Faden dieses ungeheure Ka leidoskop eines verzweifelten, eines ve�ruchten 
Lebens - der Flüchtende bringt es zuwege, die Aufzeichnungen zu bewahren, seine jam mervoll  zerfledderten 
Hefte. Dutzende Male, sobald das Papier vor Altersschwäche zu zerfa l len droht, schreibt er seine 
Aufzeichnungen neu in u ngelenker Kinderschrift Er wühlt sie im Sa nd ein und holt sie bei erster Gelegenheit 
wieder hervor. Dieses Bemühen um die Tagebuchaufzeichn ungen, dieser unabdingba re Wunsch, sie als sein 
Wertvollstes zu erholten, signalisiert etwas zutiefst Menschl iches : den Hang, um jeden Preis die Wahrheit 
festzuha lten . . .  " Marietta Schaginjon 
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